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Hbonnements - Bedlngnngoi :
Hfionnemeiüä >Preis pränumerando
Bierteljährl . L. S0 Nii , Btonoü . 1�0 Ml .
wöchentlich 80 Pfg. frei ins HauZ.
Einzelne Nummer b Pfg. Sormtags »
nummer mit illustrierter Sonntags -
Beilage . Die Neue Well ' lO Pfg. Post -
Abonnement : l,M Marl pro Monat .
Eingetragen in die Poft - Zeitungs -
Preisliste . Unter Kreuzband für
Deutschland und Oesterreich , Ungarn
2. 80 Mark , für das übrige Ausland
« Marl pro Monat . Postabonnemems
nehmen an Belgien . Dänemarl ,

olland . Italien . Luxemburg . Portugal
mnänien , Schweden und die Schweiz .

cischtldl lZgNch.

Vit Inlei ' Nonz - eedllhk
beträgt fär die sechsgespallene Kolonel -
zelle oder deren Raum CO Pfg , für
politische und gewerlschaftliche Vereins -
Und Bcrsammlungs - Anzeigen 80 Pfg.
„Kleine Hnicigen " , das tettgedruilre
Wort 20 Pfg. (zulässig 2 setigedruiktc
Worte) , jedes weitere Wort 10 Pfg.
Stellengesuche und Schlasstellenan -
zeigen das erste Wort 10 Pfg , jedes
weitere Wort bPsg . Worte über 16 Buch-
Naben zählen für zwei Worte . Inserate
für die nächste Nummer müssen bis
6 Uhr nachmittags in der Expedition
abgegeben werden . Die Exvebition ijt

bis 7 Uhr abends geöffnet .

relegramm - Adrcffe :
„Sszlaliiciiioiirat Rerlla ".

Aufgabe des neuen Kriegs -
ernährungsamtes .

Als zuerst der Plan einer sogenannten Lebensmittel -
diktatur austauchte , begegnete er in einem Teil der liberalen

Presse einem gewissen Widerspruch . Inzwischen haben jedoch
selbst jene liberalen Blätter , für die das Prinzip des

„ Laisser faire , laisser aller " die Summe aller politisch -
ökonomischen Weisheit enthält , sich größtenteils ebenso mit
dem Diktaturgcdanken abgefunden wie vorher mit den

sogenannten kriegssozialistischen Maßnahmen . Außergewöhn -
liche Umstände erfordern eben außergewöhnliche Maßregeln .
Zudem herrscht auch heute schon eine Art Lebensmitteldiktatur ,
wenn auch gerade keine einheitliche , straff organisierte , sondern
zerstückelt in kleine Teildiktaturen und einzeln verteilt über
L5 Bezirke der stellvertretenden kommandierenden Generäle .

Auch dem , der bisher völlig in den alten Anschauungen
der Manchesterschule befangen war , haben doch nach und nach
die Mißstände der privaten Lebensmittelversorgung — voraus¬

gesetzt , daß er nicht selbst von der Lebensmittelspekulation pro -
fitiert — einige wirtschaftliche Einsicht eingepaukt und die Er -
kenntnis beigebracht , daß es ohne eine staatliche systematische
Organisation nicht mehr geht . Die heutige Anarchie der

Lebensmittelverteilung frißt immer weiter um sich, wenn ihr
nicht energisch entgegengetreten wird . Zwar organisiert ist ja
in letzter Zeit . genug geworden , von den einzelnen Bundes -

staaten , Kreisen und Gemeinden ; aber jeder Teil organisierte
meist für sich auf eigene Faust nach eigenen Gesichtspunkten
und Interessen . So ergab sich ein buntes Durcheinander ver -

schiedcnartiger , teilweise sogar gegensätzlicher Verordnungen
und Maßregeln , kein organisatorisches Ganzes . Organisierte
Anarchie ist jedoch nicht minder unerträglich als unorganisierte .

In dieses Gemengsel der verschiedenartigsten Verordnungen
und Ausführungen eine gewisse Einheitlichkeit zu bringen ,
wird schon eine ansehnliche Portion Energie und » goldener "
Rücksichtslosigkeiten erfordern . Daneben aber ist nicht nur

notwendig , daß die neue Diktatur regelnd in die Lebensmittel -

Produktion eingreift , vor allem genaue Verfügungen über die

Verwendung der reifenden Ernte trifft und unter Berück -

sichtigung der örtlichen Produktionskosten für eine Reihe
weiterer ländlicher Produkte sogenannte Erzcugungspreise fest -
setzt , sondern daß auch endlich der wüsten , die Preise schamlos
in die Höhe treibenden Spekulation mit Lebensmitteln ohne
Rücksicht auf die beteiligten Kreise und ihre Presse entgegen -
getreten wird .

Der Ltricg hat zur Folge gehabt , daß sich ein großer Teil

jener „nützlichen " Elemente , die sonst an der Börse jobberten ,
als sogenannte „ Schieber " fungierten , auf Rennbahnen Wetten

abschlössen oder auch nüt alten Hosen handelten , auf die

Lebensmittelspekulation warf und die starke Zahl der auf

diesem Gebiet Tätigen noch beträchtlich vermehrte . Immer
wieder tauchen in dem Inseratenteil gewisser liberaler
Blätter Anzeigen auf , in denen Riesenposten von Nahrungs -
Mitteln aller Art angeboten werden , oft ohne Nennung des

Namens desjenigen , der die betreffenden Waren zu verkaufen

hat , und ohne Preisangaben , dafür aber mit dem bekannten

Zusatz „ offeriere freibleibend " , „ ab Lager
freibleibend " , „ sofort Preisofferten er -

beten " , „ gegen Höchstgebot " . Oder eS heißt auch

kurzweg : „ Was brauchen Sie ? Besorge die meisten beschlag -
nahmefreien Waren durch meine guten Verbindungen " usw .
Da werden die schönsten Dinge angeboten , die heute der kleine

Mann kaum mehr auf seinen Tisch erblickt , und zwar in

enormen Mengen : 100 000 Dosen Rindfleisch , 10000 Dosen

Nindsgulasch , 10 000 Dosen Leberpastete , 5000 Pfund Leber¬

wurst , 2000 Pfund Teewurst , 100 Zentner Schokoladenpulver
usw . usw .

Diesen Angeboten nachzuforschen und dem Speku -
lantentum das saubere Handwerk zulegen ,
das muß eine der ersten Aufgaben des neuen Lebensmittel -

dittators sein ! Reichen dazu die vorhandenen Bestimmungen
nicht aus , dann müssen neue , schärfere erlassen werden . Eine

gewisse Handhabe zur Einschränkung dieses Treibens dürfte

schon die am 18 . Mai erlassene neue Bundesratsverordnung

bieten , durch die der Reichskanzler ermächtigt wird , künftig
anzuordnen , daß bei Gegenständen des täglichen Bedarfs

Packungen oder Behältnisse , in denen sie dem Verbraucher ab -

gegeben werden , mit bestimmten , Herkunst und Inhalt kenn -

zeichnenden Angaben zu versehen sind . Insbesondere soll der

Reichskanzler vorschreiben können , daß bestimmte Angaben
über die Person dessen gemacht werden , der die Ware in den

Verkehr bringt , über die Zeit der Herstellung ,
sowie über Maß und Gewicht . Auch kann verfügt werden ,

daß auf den Paketen , Kannen , Gläsern usw . der Klein -

Verkaufspreis angegeben wird .

Ferner kommt eine Verschärfung der Wucherbestimmungen
in Betracht . Heute sind die Lebensmittelspekulantcn , selbst
wo ihre Absicht der Preistreiberei deutlich erkennbar ist , schwer

zu fassen , denn bei dem einzelnen Wiederverkauf ist keines -

wegs der Profit immer ein derarstger , daß der Begriff des

Lebensmittelwuchcrs gegeben ist. Die enorme Verteuerung

entsteht dadurch , daß die Ware (z. B. Fleischkonserven ) , bis

sie vom Fabrikanten an den Verbraucher gelangt , oft durch

die Hände von acht , zehn , zwölf Zwischen -

Händlern geht , die alle ihren guten Profit haben wollen .
So kostet denn vielleicht die Dose Rindsgulasch , die der erste

Zwischenhändler von der Fabrik für eine Mark bezogen hat ,

schließlich dem Konsumenten 2 Mark 50 Pf . Zum Beispiel
hat kürzlich die Frankfurter Preisprüfungsstelle festgestellt ,
daß Schnittbohnen , für die dort im Zwischenhandel
1,20 und 1,25 M. pro Zweipfund - Dose verlangt wurden ,
bei den Konservenfabriken nur 35 bis 50 Pf . gekostet
hatten . Ebenso hatten Spinatkonserven , für die 82 Pf . ge -
fordert wurden , beim Bezug von der Konservenfabrik nur
38 Pf . gekostet . Inzwischen aber war die Ware von einem

Zwischenhändler an den anderen abgesetzt und dabei der Preis
immer höher hinaufgetrieben worden .

Dieser spekulative Zwischenhandel muß rücksichtslos aus -

geschaltet werden , ganz gleich , ob die Spekulanten hinterher
über Schädigung ihres schönen Geschäftsbetriebes schreien und
und sich vielleicht Blätter finden , die sich unter allerlei Vor -
wänden ihrer sauberen Praxis annehmen . Vor allem müßte

gegen jene vorgegangen werden , die fortgesetzt Waren anbieten ,
die sie gar nicht besitzen . Sie verfolgen lediglich den Zweck ,
Kaufangebote herauszulocken , um dann , wenn sie darunter

ihnen zusagende Angebote finden , sich die von ihnen offerierten
Waren erst nachträglich zu verschaffen — nicht selten in

schlechterer , billigerer Oualität , als sie angepriesen hatten .
Zudem aber müßte der , der Eßwaren über eine bestimmte
Dauer vom Lebensmittelmarkt zurückgehalten und dadurch ihr
Verderben bewirft hat , in harte Strafe genommen werden .

Zur Durchführung solcher Wucherbekämpfung wäre nöttg ,
daß die Zwischenhändler mit Nahrungsmitteln ( nicht die

Kleinverkäufer ) gezwungen werden , bestimmte Bücher zu
führen , aus denen die Herkunft der Ware , Abnehmer , Einkaufs -
und Verkaufspreis , Zwischengewinn , sowie Abnahme - und

Lieferzeit genau zu ersehen sind . Und diese Bücher müßten in

bestimmten Fristen nebst den zur Ergänzung nötigen Belegen ,
z. B. den Schlußscheinen , den Zenttalstellen oder oberen Auf -
sichtsbehörden zur Kontrolle vorgelegt werden .

Neben dieser Aufsicht über den wucherischen Zwischen -
Handel ist eine größere Abhängigkeit der einzelnen Ausführungs -
behörden vom neuen Kriegsernährungsamt nötig . Es kann nie

eine einheitliche , gleichmäßige Organisation der Lebens -

mittelversorgung zustande kommen , wenn es den einzelnen
Ausführungsbehörden überlassen bleibt , die Verordnungen nach

ihrem Belieben zu interpretieren und die besonderen Jntcr -
essen ihres Landesteils den allgemeinen Interessen des Reiches
entgegen zu stellen . Es handelt sich dabei keineswegs um

irgendeinen bösen Willen der einzelnen Ausführungsbehördcn ,
sondern vielmehr um eine gewisse Gegensätzlichkeit der Wirtschaft -
lichen Grundanschauungen , um ihre Ansichten über Nützlichkeit
und Geltungsumfang der einzelnen erlassenen Verordnungen ,

besonders aber um die Voranstellung lokaler Interessen . Jede
Aufsichtsbehörde hat natürlich das Bestreben , in erster Linie

die besonderen Interessen des ihrer Obhut unterstellten Be -

zirks wahrzunehmen — sei es auch auf Kosten anderer

Reichsteile . Die Folge ist , daß heute die Kreise mit einer

relativ bedeutenden Landwirtschaft weit günstiger gestellt sind
und durchweg viel niedrigere Lebensmittelpreise haben , als

die industriellen Landesteile .

Zu dieser starken Ungleichheit der Lebensmittelversorgung
hat die von manchen größeren Stadtgemeinden betriebene

starke Einhamsterung nicht unwesentlich beigetragen . Es ist
sicherlich anerkennenswert , daß die wohlhabenden Stadt -

gemeinden für ihre Einwohner Sorge tragen unb Vorräte für
die kommenden Zeiten aufstapeln , hätte nur nicht diese Vor -

sorge , genau ebenso wie die des Hamsterns wohlhabender

Privatpersonen , die Folge , daß anderen schwächeren Gemeinden

dadurch die Möglichkeit der Beschaffung der nötigen knapp ge -
wordenen Lebensmittel für ihre Bevölkerung noch mehr er -

schwcrt und überdies durch die forcierte Nachfrage die Preise
andauernd weiter in die Höhe getrieben werden . Aber da¬

neben gibt es leider viele Städte mit einer großen Arbeiter -

bevölkerung , wo es mit den Fleisch - und sonstigen Vorräten

recht schlecht bestellt ist . Auch in dieser Hinsicht muß ein

gewisser Ausgleich geschaffen werden . Nur energisch an -

gepackt ! Heinrich Cunow .

Das Kriegsernährungsamt .
Die „ Nordd . Allg . Ztg . " schreibt :

Die ausreichende Ernährung unserer Bevölkerung ist völlig ge -

sichert und wird , solange der Krieg auch dauern möge , durch keine

noch so rücksichtslosen Sperrmatznahmen der feindlichen Staaten in

Frage gestellt . Die Notwendigkeit aber , unseren Verbrauch bei

wesentlich verminderter Einfuhr aus der schwachen Ernte des

Jahres 1916 zu decken , hat bekanntlich im einzelnen zu teil -

weise recht fühlbaren Knappheitserscheinungen

geführt . Seit Monaten ist die Reichsleitung im Verein mit

den bundesstaatlichen Regierungen und den Organen der

Selbstverwaltung bemüht , die auf den verschiedensten Ge -

bieten entstehenden Schwierigkeiten zu bekämpfen und die fort -

laufende , ausreichende und gleichmäßige Versorgung der Be -

völkerung zu sichern . Mehr und mehr hat sich indes gezeigt , daß
das System unserer bundesstaatlichen Behördenorganisation dem

vollen Gelingen jener Bemühungen hindernd im Wege steht . Beim

Erlaß der die Versorgung grundsätzlich regelnden Verordnungen , bei
der Errichtung der mit Teilen der ErnährungSverwaltung betrauten ,

besonderen Organisationen , noch mehr aber bei der Ueberwachung
der Durchführung allgemeiner Borschristen war bisher ewe größere

Zahl von amtlichen Stellen beteiligt , die keiner zentralen Ober -

leitung unterstanden und deren Zusammenwirken deshalb von

gegenseitigen Verhandlungen , Auseinandersetzungen und Zu -
geständnissen bedingt war . Dies tat der notwendigen Einheitlichkeit
und Schnelligkeit Abbruch .

Der Bundesrat hat deshalb in seiner Sitzung vom 22 . Mai

den Reichskanzler ermächtigt , eine eigene , neue , ihm
unmittelbar unterstellte Behörde , das „ Kriegsernährungs -
a m t ", zu errichten . Der Präsideut dieser Behörde erhält das

Verfügungsrecht über alle im Deutschen Reiche

vorhandenen Lebensmittel , Rohstoffe und

andere Gegenstände , die zur Lebensmittel -

Versorgung notwendig sind , ferner über die

Futtermittel und die zur Viehversorgung

nötigen Rohstoffe und Gegenstände . Das Ver -

fügungsrecht schließt die gesamte Verkehrs - und Ver -

brauchsregelung ( damit erforderlichenfalls natürlich auch
die Enteignung ) , die Regelung der Ein - , Aus -

und Durchfuhr sowie der Preise ein ; zur Sicherung der

Durchführung können Zuwiderhandlungen mit Gefängnisstrafe
bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe bis zu zehn¬
tausend Mark bedroht werden . Der Präsident kann in

dringenden Fällen die Landesbehörden unmittelbar mit An -

Weisungen versehen . Die Verordnungen des Bundesrats bleiben un -

berührt ; in dringenden Fällen können aber — unter unverzüglicher

Vorlage an den Bundesrat — abweichende Bestimmungen getroffen
werden .

Im KriegSernährungSamte werden bewährte Männer aus den

wichtigsten , wirtschaftlichen Interessengruppen — der Land -

Wirtschaft , des Gewerbes und Handels , der Heeresverwaltung und

der Verbraucher — mitarbeiten ; die Beschlnßfaffung wird aber aus -

schließlich dem Vorsitzenden zustehen . In einem Beirat werden

Vertreter der Bundesregierungen , der behördlichen Kriegsstellen und

der Kriegsgesellschaften Sitz und Stimme haben . Die Anordnungen
der militärischen Befehlshaber werden den Maßnahmen der zentralen
Ernährungsbehörde angepaßt . Der aus der Mitte des Reichstags
berufene Beirat für VolkSernährung bleibt neben der

neugeschaffenen Einrichtung bestehen .
Bei dieser neuen , straff organisierten Regelung wird eS möglich

sein , die im Reiche greifbaren Nahrungsvorräte vollständig zu er -

fassen und ihre Verwertung und Verteilung ohne jede Verzögerung
in der zweckmäßigsten Weise durchzuführen . Einschränkungen , An -

paffung des Bedarfs , Verständnis für die Notwendigkeiten und

Schwierigkeiten unserer wirtschaftlichen Lage werden selbstverständlich
auch weiter vonnöten sein . Die Organisation kann nur gewähr -
leisten , daß innerhalb der Grenzen des Möglichen das Aeußcrste für
die Befriedigung der Ansprüche deS Bedarfs geschieht .

Die Vorarbeiten zur Einrichtung der neuen Behörde sind im

vollen Gange ; der Zeitpunkt , an dem sie ihre Tätigkeit aufnimmt ,
wird durch den . Reichsanzeiger ' bekanntgegeben .

Seine Majestät der Kaiser , der den Fragen der Volksernährung

ganz besonderes Interesse entgegenbringt , hat sich über die neue

Organisation vom Reichskanzler wiederholt ausführlichen Vortrag
halten lassen und Allerhöchst genehmigt , daß zum Präsidenten
des KriegSernährungSamtS der Oberpräsident
der Provinz Ostpreußen , v. B a t o c k i , berufen wird .

Die Zusammensetzung deS Vorstandes steht bor ihrem Abschluß
und wird in den nächsten Tagen bekanntgegeben .

Der Reichskanzler
über Breys Rede .

Berlin , 22. Mai . ( W. T. B. ) In einer Unterredung mit dem

amerikanischen Journalisten K. v. W i e g a n d hat der Reichs -
kanzler zu den jüngsten Auslassungen des englischen Ministers Sir
Edward Grey Stellung genommen . Herr b. Wiegand telegraphierte
der » New A o r k World " über dieses Interview folgendes :

„ Nach 22 Monaten eines furchtbaren Krieges , nach Millionen

Opfern an Toten , Verwundeten und Verstümmelten , nachdem den
Schultern der gegenwärtigen und künftigen Geschlechter eine schwere
Schuld an Gut und Blut aufgebürdet worden ist , beginnt England
einzusehen , daß d a s d eu t s ch e V o lk nicht zermalmt , daß
die deutsche Nation nicht vernichtet werden kann . Jetzt ,
wo es dies erkennt , erklärt Sir Edward Greh , daß die britischen Staats -
männer niemals Deutschland zermalmen oder vernichten wollten , trotz
gegenteiliger Aeußerungen seiner Ministerkollegen , trotz der Forde -
rungen der englischen Presie und trotz des KöderS , den Präsident
Poincare dem französischen Volke vorgehalten hat , daß , wenn es bis

zum Ende durchhalte , England und Frankreich Deutschland den

Frieden diktieren würden . " So äußerte sich heute der Reichskanzler
v. Bethmann Hollweg , als ich auf meine Bitte von ihm empfangen
wurde , um ihn zu stagen , ob er zu den Auslassungen Sir Edward

Greys zu Herrn Edward P . Bell von den » Chicago Daily News "

Stellung nehmen wolle .
Glauben Sie , daß eine Preßpolemik uns weiter führt ?

sagte der Kanzler . Sie zwingt uns , auf Vergangenes zurück -
zublicken , anstatt daß wir uns der Zukunft zuwenden
solllen .

Ja , warf ich ein , ist es nicht gerade Sir Edward Greh , der
seine Blicke auf die Zukunft richtet . Was er anstrebt , ist doch eine
friedliche Zukunft der Welt , wenn er auch meint , vorher müsse
der preußische Militarismus niedergeworfen sein . Ich wundere mich ,
erwiderte der Kanzler , wie Sir E. Grey inimer noch von Preußen
im Gegensatz zu Deutschlaud sprechen kann . Ich weiß sehr wohl .
daß die Unkenntnis der deutschen Zustände , die vor dem Kriege
in England sowohl wie in Frankreich herrschte , daß die Speku -
lation auf innere Uneinigkeit Deutschlands Wasser auf die Mühle
der englischen und stanzösischen Kriegsparteien gewesen ist . Wer



ich haiis geglaubt , die Ivundcrbare und heldenmiUige Ein¬
heit des gesamten deutschen Volles in der Verteidigung
der Heimat hätte jetzt den Herren die Augen geöffnet . Und dann der
Militarismus !

Wer war eS, der in den letzten 20 Jahren mit Militarismus
Politik getrieben hat . Deutschland oder England ? Denken Sie doch
an Aegypten , an Faschoda . Fragen Sie die Franzosen , welche Macht
damals Frankreich durch seine Drohungen die Demütigung ans -
erlegte , die lange als die „ Schmach von Faschoda " bitter empfunden
wurde . Denken Sie an den Burenkrieg , an Algeciras . wo England
nach der eigenen Erklärung Sir Edward GreyS Frankreich
i ; u verstehen gab , dag es im Falle eines Krieges auf Eng -
lands Hilfe rechnen könne , und die Gcneralstäbe beider
Länder sich entsprechend zu verständigen begannen . Dann
kam die bosnische Krisis . Deutschland war es . das damals
den Krieg abwendete , indem es Nuszland zur Annahme eines
Vermittelungsvorschlages bewog . England gab in Petersburg sein
Mißvergnügen mit dieser Lösung zu erkennen . Sir Edward Grey
aber erklärte bei dieser Gelegenheit , wie mir zuverlässig bekannt ist ,
er glaube , die englische öffentliche Meinung würde , falls es zum
Kriege gekommen wäre , die Beteiligung Englands an Rußlands
Seile gebilligt haben . Tann Agadir . Wir waren im besten Zuge ,
unsere Differenzen mit Frankreich im Verhandlungswege zu schlichten ,

�als England mit der bekannten Rede Lloyd Georges dazwischen fuhr
und die Kriegsgefahr hcrausbeschwor .

Ich will nicht entscheiden , ob Euere Exzellenz Recht haben ,
sagte ich, aber Sir Edward Grey meinte doch , Euere Egzellenz
hätten genau gewußt , daß England niemals BöseS gegen Deutsch -
land inr Schilde geführt habe .

Ich brauche als Antivort wohl bloß das Wort „ EinkreifungS -
Politik " auszusprechen , erwiderte der Kanzler . Aus den vcröffcnt -
lichten Dokumenten der belgischen Archive weiß alle Welt , daß auch
neutrale Staatsmänner , wie die belgischen Diplomaien , nicht nur in
Verlin , sondern auch in Paris und London in dieser Einkreisungs -
Politik nichts anderes sahen , als eine eminente Kriegsgefahr . Was
ich gegen diese Gefahr tun konnte , habe ich getan . Das Neutra -
litätSabkommen , das ich Lord Haldane anbot , hätte nicht nur
Europa , sondern der ganzen Welt de » Frieden gefichert . England
hat eS abgelehnt .

Ja , erlaubte ich mir zu bemerken , Sir Edward Grey meint
aber doch , Deutschland hätte absolute Neutralität verlangt , auch
für den Fall , daß Deutschland auf dem Kontinent Angriffskriege
führen wollte , und darauf hätte England doch wohl nicht ein -
gehen können .

Ich habe , erwiderte der Kanzler , am 10. August 191S im Reichs -
tag den Wortlaut der Formel mitgeteilt , die ich dem englischen
Kabinett in den damaligen Verhandlungen vorgeschlagen habe . Die
letzte Formel lautete : „ England wird diese wohlwollende Neutralität
bewahren , sollte Deutschland ein Krieg aufgezwungen werden . " —

Aufgezwungen — bitte ich Sie zu bemerken . Es widerstrebt
nur , auf alle diese Dinge , die ich ganz ausführlich vor aller Welt
erörtert habe , zurückzukommen , aber wenn Sie mich auf die Be -

merlung anreden , die Sir Edward Grey hierüber gemacht hat , bin
ich gezwungen , festzustellen , daß sie den Tatsachen nicht entspricht .
Und , fuhr der Kanzler fort , lassen Sie mich noch eine , aber die letzte
Bemerkung über die Vergangenheit machen . Immer erneut kommt
Sir Edward Grey auf ' die Behauptung zurück , Deutschland hätte
den Krieg vermeiden können , wenn es auf den englischen
Konferenzvorschlag eingegangen wäre . Wie konnte
ich diesen Vorschlag annehmen , angesichts der umfangreichen , in
vollem Gang befindlichen Mobilisicrungs maßnahmen
der russischen Armee , fragte der Kanzler . Trotz amtlicher
russischer Ableugnungen und wiewohl der formelle MobilmachungS -
befehl nicht vor dem Abend des 80. Juli ausgegeben wurde , war
uns genau bekannt , und ist seitdem bestätigt worden , daß die russische
Regierung einem schon am SS. Juli gefaßten Entschluß entsprechend ,
bereits mit der Mobilisierung begonnen hatte , als der Greysche
Konferenzvorschlag erfolgte . Angenommen , ich wäre auf den Vor -

schlag eingegangen und nach Verhandlungen von 2 bis 3 Wochen ,
währond denen Rußland stetig mit der Ansammlung seiner Truppen
an unserer Grenze fortfuhr , wäre die . Konferenz gescheitert � würde

England uns dann vielleicht vor der russischen Invasion bewahrt oder
uns mit seiner Flotte oder mit seinem Heere unterstützt haben ?
Im Hinblick auf die späteren Ereignisse muß ich sehr stark daran

zweifeln . Mit zwei zu verteidigenden Grenzen konnte sich Deutsch -
land auf keine Debatten einlasien , deren Ausgang äußerst proble -
matischcr Natur war , während der Feind die Zeit zur Mobilisiernng
seiner Armeen ausnutzte , mit denen er uns überfallen wollte . Sir
Edward Grey hat in den kritischen Tagen de ? Juli 1314 selbst an¬
erkannt , daß mein Gegenvorschlag einer unmittelbaren AuS -

spräche zwischen den Kabinetten von Wien und St . Petersburg besser
geeignet sei , den östcrreichisch - serbischen Konflikt zu begleichen , als
eine Konferenz und diese von Deutschland betriebene Aussprache war
nach Ueberwindung mancher Hindernisse auf dem besten Wege , als

Rußland durch die entgegen seinen uns ausdrücklich gegebenen Zu -
sicherungen erfolgte plötzliche Mobilmachung seiner gesamten Armee
den Krieg unvermeidlich machte . Hätte England damals ein ernstes
Wort in St . Petersburg gesprochen , so wäre der Krieg vermieden
tvorden . England tat das Gegenteil . Aus dem Bericht des belgi -
schen Gesandten in Petersburg weiß die Welt , daß die russische
Kriegspartei die Oberhand erhielt , als sie wußte , daß sie auf die

englische Unterstützung rechnen konnte . Und weshalb handelte Eng¬
land so ? Lassen Sie mich ganz kurz rekapitulieren , was die englischen
Staatsmänner darüber gesagt haben .

Am 3. August 1914 sagte Sir Edward Grey , England werde
kaum weniger leiden , wenn es am Kriege teilnehme , als wenn es

sich nicht daran beteilige . Zugleich wies er auf das große vitale

Interesse hin , das England an Belgien habe . Nicht um Belgiens ,
sondern um Chtglands willen hielt also Grey Englands Eintritt in
den Krieg für angezeigt . Drei Tage später erklärte Herr Asquith ,
der KriegSgrund Englands sei ein doppelter gewesen : erstens um
eine feierliche internationale Verpflichtung zu erfüllen , zweitens um
dem Prinzip Geltung zu verschaffen , daß kleine Nationen nicht er -
drückt werden dürften .

Derselbe Herr Asquith hat in seiner letzten Rede erklärt , Eng -
land und Frankreich hätten am Kriege teilnehm - n müssen , um

Deutschland zu verhindern , eine beherrschende Stellung zu gewinnen .
Ist es nicht der Gipfel des Militarismus , sich an einem Kriege
gegen ein anderes Land zu beteiligen , mit dem� man tatsächlich
keinen anderen Streitpunkt hat , als eS zu verhindern , stark zu
werden .

Ja , aber Belgien , erlaubte ich mir einzuwerfen .

Belgien , sagte der Kanzler . England hat cö meisterhaft der -

standen, ' der Welt einzureden , es habe zum Schutz Belgiens zum
Schwert greifen müssen , und müsse um Belgiens willen den Krieg
bis ins Unendliche fortsetzten . Damit stimmen die soeben zitierten
Reden der englischen Staatsmänner doch recht wenig übcrcin und ,
wissen Sie , wie man in früheren Zeiten in England über belgische
Neutralität dachte . Am 4. Februar 1837 sagte daS offizielle Organ
der damaligen konservativen Negierung . der „ Standard " , daß ,
wenn Deutschland im Fall eines Krieges ein Wegerecht durch Belgien
in Anspruch nähme , das in keiner Weiie Englands Ehre verletzen
. oder seine Interessen schädigen würde , solange nur die Integrität
und Unabhängigkeit Belgiens nicht in Frage gestellt werde . Kein

englisches Blatt erhob gegen diesen Standpunkt Widerspruch , ja die

liberale „ Pall Mall Gazette " schloß sich ihm ausdrücklich an . Wie

aber war e-Z jetzt vor Ausbruch des Krieges ? Ausdrücklich bot ich

England volle Garantie für die Integrität und Unabhängigkeit

Belgiens . England aber wies dieses Angebot als einen „ nieder -

trächtigen Vorschlag " ab . 1837 galt eben Frankreich als Englands
Rivale , 1914 war es Deutschland , und deshalb gab Englands
Interesse den Ausschlag für den Krieg .

Euere Exzellenz wollen , erlaubte ich mir zu bemerken , lieber
von der Zukunft als von der Vergangenheit sprechen .

Ja , versicherte der Kanzler , das ziehe ich vor , denn mit

retrospektiven Bemerkungen kommen wir nicht
vorwärts .

Mm des Mev ßMWrkw .
Amtlich . Großes Hauptquartier , dcu

23 . Mai 1916 . < W. T. B. )

Westlicher Kriegsschauplatz .
Die Absicht eines Gegenaugriffs der Englander süd -

westlich von Givenchy - en - Gohelle wurde erkannt , die Aus -

führung durch Sperrfeuer verhindert . Kleinere englische
Vorstöße in Gegend von Roclinconrt wurden abgewiesen .

Im Maasgebict war die GcfechtStätigkcit infolge auS -

gedehnter Gcgcnstoßvcrsuche des Feindes besonders lebhaft .
Links des Flusses nahmen wir südlich des Camard -

Waldes ein französisches Vlockhans . Feindliche Angriffe
östlich der Höhe 391 und am Südhange des „ Toten Mannes "

scheiterten .
Rechts des Flusses kam eS auf der Front nördlich deS

Gehöftes Thiaumont bis in de » Caillette - Wald zu heftigen
Jnfantcriekämpfen . Im Anschluß an starke Feuervorbereituilg
drangen die Franzose « in unsere vordersten Stettungen ein .

Unsere Gegenstöße warfen sie auf den Flügel des Angriffs -
abschnittcs wieder zurück . Südlich deS Dorfes und südlich
der ehemaligen Feste Touaumont , die übrigens fest in

«lisercr Hand blieb , ist der Kampf noch nicht abgeschlossen .
Nordwestlich der Feste Banx wurde ein vorgestern vorüber -

gehend in FeindeShand gefallener Sappcnkopf zurückerobert .
Tnrch Sprengung zerstörten wir auf der Combres -

Höhe die erste und zweite französische Linie in erheblicher
Ausdehnung .

Bei Vaiix - les - Palameix und Senzey sauf den Maas -

höhen südöstlich von Verdun ) brachen feindliche Angriffe
in der Hauptsache im Sperrfeuer zusammen ; kleine in

unsere Grüben cingedrnngene Abteilungen wurden dort

niedergekämpft .
Ein feindliches Flngzeng wurde südwestlich von Vaillh

abgeschossen .
Oestlicher » nd Balknn - Kriegsschauplatz .

Nichts Neues .

Oberste Heeresleitung .
» »

*

Ser WMW AMMMSerW .
Wie » , 23 , Mai . ( 29. T. B. ) Amtlich wird vcrlantbort :

Russischer und südöstlicher Kriegsschauplatz .
Unverändert .

Italienischer Kriegsschauplatz .
Unsere Truppen rücken nun auch beiderseits des S u g a n a -

Tals vor . Burgen ( Borgo ) wurde vom Feind fluchtartig
verlaffen ; reiche Beute fiel in »nsere Hand .

Das Grazer Korps überschritt die Grenz « und verfolgt den

geschlagenen Gegner . DaS italienische Werk Monte Berrna

ist bereits in unserem Besitz .
Im B r a n d - T a l ist der Angriff auf die feindlichru

Stellungen bei Chicsa im Gange .
Di « Zahl der seit 15 . Mai erbeutetru Geschütze hat sich

« » f188erhöht .
Unsere Serflugzeuge belegten die Eisenbahnstrrcke

Sa » Dona di Piavc —Portogruaro mit zahlreichen Bomben .

Der Stellvertreter des ChcfS deS GcneralstabcS .
v. H o e f e r , Feldmarschalleutnant .

Sit Edward Grey will einen danerhaften Frieden , den
will auch ich. Seit Anfang des Krieges habe ich das immer wieder

ausgesprochen . Aber ich fürchte , daß wir dem Frieden , der , wie ich
glaube , von allen Völkern herbeigesehnt wird , nicht näher kommen

werden , solange derantwortliche Staatsmänner der Entente sich in

Bemerkungen über preußische Tyrannei , preußischen Militarismus
und in pathetischen Deklamationen über ihre eigene Ueberlegcnheit
und Vollkommenheit ergehen oder gar , wie es jetzt Sir Edward

Grey tut , Deutschland mit einer Veränderung seiner
politischen Zustände beglücken wollen . Daraus kann ick, dem

englischen Minister , dem die irischen Zustände doch Zurück -
Haltung auferlegen sollten , nur erwidern , daß Deutschland
Homerule hat , über die es selbständig verfügt . Und , lassen
Sie mich da ? einschalten , hat denn die demokratische Ver -

fassung Englands die englischen Staatsmänner an den Abschluß ge -
heimer Abmachungen mit Rußland und Frankreich gehindert , die
eine wesentliche Ursache des jetzigen Weltkrieges find ? Aber was

ich sagen wollte , durch allgemeine Preßpolemiken und

öffentliche Reden wird der Haß unter den Völkern

nur immer mehr geschürt . Und das ist nicht der Weg ,
der zu dem Jdealzustande Sir Edward Greys führt , in dem freie
und gleichberechtigte Völker ihre Rüstungen ein -

schränken und ihre Zwistigkeiten anstatt durch

Krieg durch Schiedsspruch lösen . Ich habe zweimal

öffentlich festgestellt , daß Deutschland bereit war und ist , die

Beendigung des Krieges auf einer Grundlage zu erörtern , d i e
eine Gewähr gegen künftige Angriffe durch eine

Koalition seiner Feinde bietet und Europa den

Frieden sichert . Herrn Poinearos Antwort darauf haben
Sie gehört .

Aber , warf ich ein , Sir Edward GreyS Interview klingt doch
anders .

Daß weiß ich nicht , erwiderte der Kanzler , daS kann nur Grey
selbst beurteilen . Aber eine ? weiß ich : Nur wenn sich die Staats -

männer der kriegführenden Länder auf den Boden der wirk -

lichen Tatsachen stellen , wenn sie die Kriegslage so

nehmen , wie sie jede KriegSkarte zeigt , wenn sie mit

dem ehrlichen Willen , das entsetzliche Blutvergießen zu beenden

bereit sind , unter einander die Kriegs - und Friedensprobleme

praktisch zu erörtern , nur dann werden wir unS dem Frieden nähern .

Wer dazu nicht bereit ist , der trägt die Schuld , wenn sich Europa

noch fernerhin zerfleischt und verblutet . I ch weise diese Schuld weit

von mir .
* *

*

Auch wir sind völlig der Meinung deS Reichskanzlers ,
daß „ durch allgemeine Preßpolemikcn und öffentliche Reden

( bei denen sich die Staatsmänner und Politiker der ver -

schiedenen Länder gegenseitig wirkliche oder vermeintliche
Sünden der Vergangenheit vorhalten ) der Haß unter
den Völkern nur immer mehr geschürt wird " . Auf diesem
Gebiete ist leider schon viel zu viel geleistet worden . Nicht
nur die Tagespresse der einander bekriegenden Länder hat in
den fast zwei Kriegsjahren in Hunderttausenden von Artikeln

zur AuSsaat von Haß beigetragen , der jetzt von allen Ver¬

nünftigen — zu spät — beklagt wird , sondern auch Tausende

von Büchern haben zu diesem Werke der Verblendung ein

Uebriges beigetragen . Wer auch nur einen schwachen Begriff
von dem Inhalt dieser Artikel und Schriften hat , weiß , das ;
durch neue Hunderttausende von Artikeln und Reden die vor -

handencn Meinungsverschiedenheiten nicht aus der Welt ge -
schafft werden können , läßt sich doch jedem Argument ein

scheinbar gewichtiges Gegenargument entgegensetzen .
Gerade deshalb hätten wir es lieber gesehen , wenn der

Kanzler selbst weniger Worte der Vergangenheit und
der ihr angehörenden Verfehlungen und Unterlassungen ge -
widmet und sich dafür eingehender und deutlicher über die
brennenden Fragen der Gegenwart und der Zukunft
ausgesprochen hätte .

Auch die Berufung auf das Bild der Kricgkartc
wird im Auslande — in dem man , wie der Kanzler richtig
bemerkte , ebensosehr den dauernden Frieden ersehnt , wie
in Deutschland — schwerlich den erlvarteten Eindruck machen .
Denn so richtig es ist , daß man nach allen Erfahrungen der

Kriege mit Gegebenem rechnen und nicht seine Hoff -
nungen auf Hoffnungen und Erwartungen einer

unsicheren Zukunft setzen sollte , so richtig ist es doch
auch , daß dieser Krieg nicht durch die Waffen -
entschcidungen allein sein Ende zu finden vermag .
Die kluge , von historischem Verantwortungsgefühl getragene ,
weitcrschaucnde Staatsmannskunst allein wird das Ende

dieses furchtbaren Blutvergießens herbeizuführen vermögen .
Hoffen wir wenigstens , daß die — wenn auch vorläufig

noch so schüchternen und verklausulierten — Auslassungen der

verantwortlichen Staatsmänner nun erst recht ihre Fortsetzung
finden und sich baldigst zu konkreteren Friedens -
beding ungen verdichten werden ! Wer zuerst
deutlich spricht , wird sich das unvergleichlichste Verdienst
um die Menschheit wie um die eigene Nation erwerben !

Irieöensneigung bei öer Entente .
Ein holländischer Korrespondent der „ Voss . Ztg . " berichtet

über den Friedenswillen Englands folgendes :
Wie mein Londoner Gewährsmann meldet , beurteilen die

englischen Politiker die Frage eines baldigen Friedens -

schlusses , wie er seit einigen Wochen erörtert wird , als aussichlSlos .
Der Friedens Wunsch Deutschlands sei auch in England
vorhanden und ebenso ernsthaft gemeint . Mit Ausnahme
von Frankreich seien auch die übrigen Verbündeten

geneigt , falls die Initiative dazu von irgend einer maß -

gebenden Stelle ausgehen sollte , in Besprechungen cinzu -
treten . In Frankreich habe sich aber in letzter Zeit eine
aus verschiedenen Minisiern und höheren Miliiärs bestehende
MeinungSgruppe gebildet , die für Frankreich vorläufig jeden
Frieden ablehnt , da sie Forderungen erhebt , die jede Verhand -
lung ausschließen . Es frage sich nun . wie weit England und die

übrigen Verbündeten den französischen Sondcrwiinschen folgen
müssen . Diese Frage wird in London stark besprochen . Man ist
der Ansicht , daß England , da es für Frankreich in den Krieg ge -
zogen ist , auch bestimmen darf , wann der Krieg ein Ende haben
muß . Die französische Militärdiktatur sei , wie man in London be -

tont , auf England nicht anzuwenden . Ter Zeitpunkt sei gekommen ,
wo man beide Parteien fragen müsse , was noch zu erreichen fei .

Eine österreichische Stimme über eine

Irieöenskonferenz .
Budapest , 23 . Mai . ( W. T. 23. ) Bezüglich der Gerüchte

über eine angebliche FricdeuSvcrmittelungSabsicht in Amerika

erfährt „ Pester Lloyd " ans Wiener diplo -
m « tischen Kreisen , daß dort keinerlei In -
formation vorliege , ob und inwieweit Wilson die

Absicht hegt , sich mit Friedensvermittelung zu befassen . Aus

der Ententepressc ergibt sich der Eindruck , das ; nian sich in

diesem Lager gegenüber pazifistischen Bestrebungen ameri -

kanischcr Kreise derzeit noch ablehnend verhält , während

andererseits bei den Mittelmächten begreiflicheriveise
keine Neigung bestehen kann , eine Konferenz , die

etwa v o rg c s ch l a g e n würde , zu beschicken , und das

Risiko uferloser Besprechungen über Friedens -
bcdingungcn auf sich zu nehmen .

Der ftanZöstsche Tagesbericht .
Paris , 23 . Mai . ( W. T. V. ) Amtlicher Bericht von

Montag nachmittag . Südlich von Berry - au - Bac sprengten
die Franzosen an der Höhe 43 zwei Minen mit Erfolg . In der

Champagne sandten die Deutschen in dem Abschnitte zwischen der

Straße Souain —Somme - Py und der Straße St . Souplet —St . Hi -
laire GaSwolken aus , aber ohne Erfolg , da eine Aendcrung in der

Windrichtung den ganzen Gasschlcier beinahe sofort gegen die

deutschen Schützengräben zurücktrieb . Auf dein linken Maasufer
dauerten die Jnfanteriekämpfe im Gehölz von Avocourt die

Nacht hindurch fort . Die Franzosen errangen im Handgranaten -

kämpf einige Vorteile und besetzten mehrere Blockhäuser , nachdem

sie die Deutschen daraus vertrieben hatten . In der Gegend wcsl -

lich vom Toten Mann war der Kampf besonders lebhaft . Vcr -

fchiedcne Versuche der Deutschen , ihre Fortschritte weiter auszu -
dehnen , wurden durch Sperrfeuer abgewiesen ; dagegen machten
die französischen Truppen einen heftigen Angriff , durch welchen
es ihnen gelang , einen Teil des in der Nacht zum 21 . Mai ver -

lorenen Geländes zurückzugewinnen . Auf dem rechten llttaaSufcr

machten die Deutscheu wiederholt Gegenangriffe auf die ihnen gestern
durch die Franzosen entrissenen Stellungen in den Steinbrüche « bei

Haudromont ; olle diese Angriffe wurden aufgehalten und kosteten
den Deutschen schwere Verluste . An den Zugängen zum Dorfe

Vaux machte eine kleine Unternehmung heule vormittag die

Franzosen zu Herren eines deutschen Schützengrabens . Bei Les

Eparges flogen mehrere Minen auf , ohne viel Schaden zu tun .

Paris , 23 . Mai . ( W. T. B. ) Amtlicher Bericht von

Montagabend . In den Argonnen beschossen unsere Batterien

energisch Nantillois , Montfaucon und den Wald von Cheppy . Auf
dein linken Ufer der Maas rückten wir im Laufe des Tages südlich
der Höhe 237 weiter vor und zwangen den Feind , ein kleines Werk

zu räumen , das er seil dein 13. besetzt hielt . In der Gegend wcsl -

lich vom Toten Mann erlaubten uns unsere Gegenangriffe , den

Feind auS einigen neuen von ihm besetzten Grabenstücken zu
verjagen . Auf dem rechten MaaSuser setzte unsere Infanterie

noch mächtiger artilleristischer Vorbereitung zum Sturm auf die

deutschen Slellungeu auf einer Front von etwa zwei Kilometern von
der Gegend westlich von dem Gehöfte Thiaumont bis zum Fort
Touaumont an . Auf der ganzen Angrifföfront eroberten unsere

Truppen die deutschen Schützengräben und drangen in die Front
von Touaumont ein , von der der Feind noch den nördlichen Teil

besetzt hält . Zahlreiche Gefangene blieben in unseren Händen . Auf
den Maashöhen gestattete uns ein glücklicher Handstreich im Walde
von Bouchot , die feindlichen Schützengräben auf 399 Meier Länge zu
säubern und Gefangene zu machen .



Flugdienst : Heute früh holte einer unserer Jagdflieger , der

zur Verfolgung eines der deutschen zum Bombenabwurf auf Dün »

kirchen herankommenden Flugzeug aufgestiegen war , dieses ein und

brachte es bei Wizzels , nordöstlich von Cassel , zum Absturz . Im
Elsas ; wurden zwei feindliche Flieger im Luftkampf hcruntergeschossen ;
der eine fiel in unsere Linien bei Sennheim , südlich von Thann ,
der andere in die Gegend von Bonhomme , kurz vor unseren Schlitzen -
orävcn .

Belgischer Bericht : Gestern abend schlugen wir durch
unser Feuer eine starke deutsche Patrouille zurück , die vor einem

belgischen Posten auf dem rechten Dserufer südlich von Dixmuiden
vorgerückt war . Der Artilleriezweikampf wurde am Nachmittag des
22 . sehr lebhaft im Abschnitt von Dixmuiden , wo sich auch heftige
Handgranatcukämpfe abspielten .

Die englische Meldung .
London , 23. Mai . ( 23. T. B. ) Amtlicher Kriegs -

bericht vom Montag . Nach heftiger Beschickung , die gestern
den ganzen Tag andauerte , und am Nachmittag am stärksten wurde ,
griff der Feind unsere Stellungen am Nordende des Höhenrückens
von Vimh an und drang in unseren Schützengraben erster Linie auf
einer Front von 1SOO Iards und in einer Tiefe von 100 bis 300
Aards ein . Unsere Artillerie beschoß heute heftig die deutschen
Stellungen . Wir sprengten Minen bei Noclincourt und Hohen -
zollern . Mincntätigkeit herrschte auch bei Neuville und Fleurbaix .
Die beiden Artillerien waren lätig gegenüber von LenS und östlich
von Dpern . Wir erzielten Treffer in einer feindlichen Batterie oft -
lich von Blarville . Die feindlichen Flieger waren gestern tntig :
viele von ihnen wurden in Kämpfe verwickelt und acht von ihnen
zurückgetrieben . Eins unserer Aufklärungsflugzeuge war gezwungen ,
in den feindlichen Linien zu landen .

Der russische Kriegsbericht .
Petersburg , 23. Mai . ( W. T. B. ) Amtlicher Bericht

vom 22 . Mai . Bei dem Dorfe Ostrotv dicht nördlich des Narocz -
Sees setzten die Deutschen am 22. Mai nach hefligcr Artillerie -

Vorbereitung wiederholt zum Llngriff an , sie wurden jedoch jedesmal
durch unser Feuer abgewiesen . Südwestlich deS Narocz - Sees zer¬
streute unsere Artillerie stärkere deutsche Ansammlungen . Bei dem

Dorfe Kosctuchnowka ( 16,5 Kilometer nordwestlich Czartorhsk ) wurde
ein Angriff feindlicher Kräfte abgewiesen . Auf der übrigen Front
der Slrmcen vom Rigaer Golf bis zur rumänischen Grenze nur Ge -
Wehrfeuer und Patrouillenkämpfe .

Baltisches Meer : Eines unserer U- Boote versenkte drei

deutsche Dampfer . _

Meldung der italienischen Heeresleitung .
Rom , 22 . Mai . ( W. T . B . ) A m t l i ch e r B c ri ch t. In der

Gegend von Tonale und im Adamcllo - Gebiet führte die Tälig -
keit der Infanterie auf beiden Seiten zu kleinen Zusammen -
stößcn , welche zu unserem Vorteil endigten . Zwischen dem Gardasee
und der Elsch Geschiitzfeuer und Zusammenstöße mit feindlichen Ab -

teilungcn , welche überall abgewiesen wurden . Gestern noch immer

heftige Beschießung unserer Stellungen auf dem linken Etschufer und
darauf ein neuer heftiger Angriff , welcher durch unsere Truppen
mit schweren Verlusien für die feindliche Infanterie vollständig ab -

gewiesen wurde . An der übrigen Front kein Ereignis von Wichtig -
keit , außer in der Astachgegend . Zwischen dem Llstachtal und der
Brcnta und dem Suganatal dauerte der feindliche Angriff mit wechseln -
dem Erfolge und mit Unterstützung einer zahlreichen und mächtigen
Artillerie fort , der sich gegen unsere Vorstellungen westlich von den
Tälern der Torra ( Astochgegend ) , und der Asia , den Maggio
und Campelle richtete . In Kärnten und am Jsonzo war die Tälig -
keit der beiderseitigen Artillerie am lcbhaslesien im oberen Buttal und
in der Gegend von Monfalcone . Feindliche Flugzeuge warfen gestern
einige Bomben iin Leintal und in Kärnten ab , Ivelche einige
Opfer forderten und leichten Schaden anrichteten . Heute morgen
wurde bei einem Luftangriff auf Porto Gruaro ein feindliches
Wasserflugzeug durch unsere Batterien heruntergeschossen .

C a d o r n a.

Die türkische �auptquartiersmelöung .
Lloustantinopcl , 23 . Mai . ( W. T. B. ) Kriegsbericht

Vom 22 . Mai .
An der Jrakfront keine Veränderung . Da den Be -

dürfnissen der neuen Lage entsprechend , die sich infolge der

Einnahme von Kut cl Amara zu unseren Gunsten ergeben
hatte , eine Aendcrung in unserem Verteidigungsplan not -

lvendig geworden war , hatten wir vor drei Tagen unsere auf
dem rechten Tigrisufer stehenden Truppen ein wenig zurück -

gezogen . Der Feind erkannte dies erst nach zwei Tagen .
Wir stellten fest , daß der Gegner gegen unsere Stellungen
auf dem genannten Ufer nur einen Teil seiner Kavallerie

vorwarf , und zwar mit dem einzigen Zweck der Aufklärung .
Kaukasusfront . Auf dem rechten Flügel verlief

der 21 . Mai ruhig . Im Zentrum fanden örtliche Infanterie -
kämpfe statt . Auf dem linken Flügel unternahm der Feind
in der Nacht vom 19 . zum 20 . Mai zwei Ueberfälle auf unsere
Vorposten , die jedoch alle beide abgeschlagen wurden .

In der Nacht vom 19 . Mai erschienen acht feindliche
Flieger in der Gegend der D a r d a n e l l c n st r a ß e. Sie

warfen ungefähr 70 Bomben ohne jede Wirkung . Einer

unserer Kanipfflieger griff die feindlichen Flieger ztveimal an
und eröffnete auf sie wirksam Maschiiiengcwehrfcuer . In der¬

selben Nacht unternahm eins unserer Wasserflugzeuge auf der

Verfolgung der feindlichen Flieger einen Flug nach Jmbros ,
wo es aus 600 Meter Höhe 9 Bomben auf die feindlichen Flug -
zeugschuppcn warf . Gute Wirkung wurde festgestellt . Von der

Höhe von Jmbros aus schleuderte ein feindlicher Monitor am
20 . Mai wirkungslos einige Geschosse gegen Scdd ul Bahr . Auf
einem feindlichen Kreuzer , ivelcher zwei Barkassen schleppte ,
wurde durch unser Artilleriefeuer der Schornstein beschädigt
und der große Mast gebrochen , in dem Augenblick , als er sich
der Küste südlich von Kusche Ada in den Gewässern von

Smyrna näherte . Vor unserem Feuer mußte sich der er¬

wähnte Kreuzer in der Richtung auf Samos entfernen , nach -
dem er nur vier Schüsse abgegeben hatte . Als Erwiderung

auf die Beschießung von El Arisch griff eins unserer Flieger -
geschivader in der Nacht vom 20 . zum 21 . Mai Port Said an
und warf zahlreiche Bomben auf die an der Küste und im

Hafen verankerten feindlichen Schiffe , sowie auf Militärposten
der Stadt . Wir stellten fest , daß durch diese Bomben große
Brände hervorgerufen wurden . Trotz heftigen Feuers seitens
der Truppen und feindlichen Schiffe sind unsere Flieger sämt -
lich wohlbehalten zurückgekehrt .

vom mefepotamischen Kriegsschauplatz .
Lonbo » , 23 . Mai . ( W. T. B. ) Der Kommandant in Meso -

p o t a m i e n nieldet : Das rechte Tigrisuser ist zurzeit vom Feinde
frei mit Ausnahme kleiner Nachhuten , welche die Brücke über den

Schot cl Hai . 500 Dards vor seiner Vereinigung mit dem Tigris ,
decken . Unsere Hauptmacht auf diesem Ufer hat die Linie

MagassiS — Dusailah erreicht . Auf dem linken Ufer des
Tigris befindet sich der Feind noch im Besitz der Stellung von San -
naiyat . Das Wetter ist außerordentlich heiß . ( Anmerkung d. W. T. B. :
Der Schat el Hai vereinigt sich gegenüber von Kut el Amara mit
dem Tigris . ) _

vom v ' öoot - Krieg .
Marseille , 28 . Mai . ( W. T. B. ) Meldung der Agence Havas .

Der lövv Tonnen große Dampfer „ Languedoc " wurde am
Sonnabend von einem deutschen Unterseeboot im Mittel -
mcer versenkt . Der Kapitän wurde gefangen genommen , weil

sich sein Schiff verteidigt hatte . Fahrgäste befanden sich nicht an
Bord . Die Besatzung wurde nach der Torpedierung aufgefischt .

London , 23. Mai . ( W. T. B. ) Lloyds meldet , daß das iialie -

nische Segelschiff „ S a b r i c o t t i s " im Mittelmeer versenkt wurde .

Herabsetzung öer englischen Schiffs -
Versicherungssätze .

London , 28. Mai . ( W. T. B. ) Reuter . Infolge der verminderten

Tätigkeit der deutschen Unterseeboote haben die Versicherer bei

Lloyds ihre Versicherungsprämien für Kriegsrisiko
bedeutend herabgesetzt . Die Prämien , die jetzt verlangt
werden , sind meistens um 10 —26 Schilling per Hundert niedriger
als die bisher geltenden Versicherungssätze , und sie sind im Begriff ,
noch weiter zurückzugehen .

Die /lffare Suchomlmow und öas

rusilfche Spstem .
Auf die jetzt so viel erörterte Affäre des verhafteten früheren

Kriegsministers Suchomlinow wirft eine Veröffentlichung des Mos -
kauer Blattes » Utro Rossii " , die zugleich diese Affäre mit den Grund -
Übeln des russischen politischen Lebens in Zusammenhang bringt ,
grelle Schlaglichter . Es ist dieS eine stenographische Aufzeichnung
der Eindrücke , die der Oktobristenführer A. Gutschkow nach der

Sitzung der LandesverteidignngSkommisston der Duma vom 13. April
(2. Mai ) 1312 machte . Gutschkow war bekanntlich als Mitglied der
dritten Duma einer der energischsten Kritiker der Zustände im
Militär - und Marine - Ressort , und seiner Tätigkeit in der Landes -

Verteidigungskommission der Duma ist es zu einem großen Teile

zuzuschreiben , daß die Säuberung der Augiasställe in diesen Ressorts
mindestens in Angriff genommen wurde . Bei der Säubsrungs -
arbeit kam die Dumakommission schon im Jahre 1311 in heftigen
Konflikt mit der Tätigkeit des KriegSministerS Suchomlinow , und
viele von den Dingen , die jetzt , nach der Eröffnung der Untersuchung
gegen den früheren Kriegsminister , der empörten Oeffentlichkeit als

sensationelle Neuigkeit unterbreitet werden , waren damals schon
den Mitgliedern der Dumakommission bekannt , ohne daß diese den

Einfluß ihrer Parteien benutzt hätten , um durch energisches
Vorgehen gegen die Negierung dem schmachvollen Zustande ein Ende

zu setzen .
Daß im Kriegsministerium und in der Nähe deS Kriegsministcrs

selbst , schreibt Gutschkow in seinen Aufzeichnungen , schlimme Zu -
stände herrschten , habe er schon im September 1811 während der

Leichenfeier des ermordeten Ministerpräsidenten Stolypin in Kiew

erfahren . Der Kommandierende deS Kiewer Militärbezirks , General

Iwanow , teilte ihm mit , daß es der Konterspionage seines Bezirkes
zuweilen gelinge , die Korrespondenz der Agenten einer ausländischen
Macht abzufangen , aus der hervorgehe , daß die Agenten
dieser Macht ausgezeichnet darüber unterrichtet seien , was
in der nächsten Umgebung des KriegSministerS in seinem Hause
vor sich gehe , ja , daß diese Agenten genau wüßten , welche Ge -

spräche der Kriegsmini st er init dem Zaren über

militärische Angelegenheiten führe . Diese Mit -

tcilung veranlaßte Gutschkow , nach Petersburg zurückgekehrt , eine

Untersuchung der in Betracht kommenden Dinge in die Wege zu
leiten . Er nahm verschiedentlich Rücksprache mit dem neuen Minister -

Präsidenten Kokowzew , der sein Mißtrauen gegen General

Suchomlinow nicht verhehlte , und stellte schließlich folgendes fest :
Noch als General Suchomlinow als Generalgouverncur und Kom -
mandiercnder der Truppen in Kiew lebte , verkehrte er mit einem

geborenen Oesterreicher , dem Vertreter einer südrussischcn Fabrik zur
Herstellung landwirtschaftlicher Maschinen . Nach der Ernennung

Suchomlinows zum Kriegsminister , siedelte dieser Herr auch nach

Petersburg über , wo er bald zu dem intimsten Kreise des Kriegs -

Ministers gehörte . Wie Gutschkow schreibt , sollen die entsprechenden
Regierungsbehörden , mit andern Worten das Polizeidepartement ,
schon damals Grund zum Verdacht gehabt haben , daß dieser Mann
im Auftrage einer auswärtigen Macht militärische Spionage betreibe .
Es soll sogar schon der Beschluß gefaßt worden sein , eine ent -

sprechende offizielle Untersuchung in die Wege zu leiten . Gleich -
zeitig stellte es sich aber schon mit aller Bestimmtheit heraus , daß
dieser selbe Mann eine Art Bureau eröffnet hatte , in dem Aufträge
zur Regelung von Dingen , die mit dem Militärressort in Verbindung
standen , entgegengenommen wurden . Wer irgendeine Lieferung für
das Kriegsministerium erlangen wollte , wandte sich an den Leiter

dieses Bureaus , der sür entsprechendes Honorar die Angelegenheit

zur Zufriedenheit des Auftraggebers . regelte " . Die Einzelheiten
dieser ganzen Angelegenheiten waren derart , daß Gutschkow , der als

Großindustrieller und Vertrauter zahlreicher Regicrungsleuie schon
einen genügenden Grad von Abgebrühtheit besaß , in seinen Auf -

Zeichnungen schrieb , der KriegSininister sei von einer „ ganzen Kloake "

umgeben . Noch eigenartiger und farbenprächtiger gestaltete sich
dieses Bild , als Gutschkow noch einer zweiten Affäre nachging , die
mit der . Kloale " im Kriegsministerium im Zusammenhang stand —

der Affäre M j a s s o j e d o w.
Der Gendarmerieoberst Mjaflojedow hatte einige Zeit vor den

geschilderten Ereignissen seinen Dienst quittieren müssen , weil er in

verschiedene Schmuggelaffären verwickelt war und unter dem Verdacht
stand , mit den Agenten einer auswärtigen Macht in Verbindung zu
stehen . Selbst eine solche Institution wie das Gendarmeriekorps ,
die in der Auswahl ihrer Beamten nicht gerade sehr wählerisch ist
und sein kann , mußte auf die Dienste MjassojedowS verzichten und

ihm den glatten Abschied geben . General Suchomlinow jedoch ,
dessen Bekanntschaft Mjaflojedow gemacht hatte , setzte es durch , daß
der verabschiedete Oberst wieder in das Gendarmeriekorps auf -

genommen und dem Kriegsminister für besondere Austräge zugeteilt
wurde . Was waren das für „ besondere Aufträge " ? General

Suchomlinow gab darüber in der Dumakommisflon folgende Aus -

kunft : Er habe , so erklärte er . bei seinem Amtsantritt eine Anzahl

Untersuchungsakten vorgefunden , die auf die politische Unzu -

Verla ssigkeit einer Reihe von Militärchargen hin -

wiesen . Er habe es deshalb für nötig gefunden , die weitere Wer -

folgung dieser Angelegenheiten in den Händen einer kompetenten

Persönlichkeit zu vereinigen , und als solche habe er aus dem Gen -

darmeriekorps zuerst den Obersten Ä. und dann Mjaflojedow aus -

erwählt . Der aus dem Dienst gejagte Gendarmerieoberst wurde

also vom Kriegsminister mit der Mission betraut , die politische Be -

spitzelung verdächtiger Militärchargen zu �organisieren und diese
saubere Arbeit unabhängig von den für diesen Zweck schon bestehen -
den Institutionen in seinen Händen zu konzentrieren .

�n der Sitzung der LandeSverteidigungskommissiou der Duma ,

nach welcher Gutschkow seine erwähnten Aufzeichnungen machte ,
wurde nun der Kricgsmiilister Suchomlinow auch wegen der Affäre

Mjaflojedow zur Rede gestellt . Dem Kriegsminister wurden der -

artig gravierende Dinge vorgehalten , daß er schleunigst den Rückzug
antrat und erklärte , er bedürfe jetzt der weiteren Dienste Mjassojcdows
nicht und habe um seine Zurückversctzung in das Gcndarmerickorps

nachgesucht . Ergänzend sei hier eingefügt , daß Oberst Mjaflojedow ,
der in der ersten Hälfte des Krieges im Hauptquartier tätig war , im

vorigen Jahre wegen nachgewiesener Spionage zum Tode verurteilt

und hingerichtet worden ist .
Angesichts der hier wicdergegcbcncn Tcusachcn drängt sich von

selbst die Frage auf , wie es kam , daß Zustände , die 1312 schon der

Dumakommisflon nachweislich bekannt waren , fortbestehen und zu
noch größerer Blüte gelangen konnten . Auch darauf geben die

Aufzeichnungen Gutschkows eine Antwort . Im Zusammenhang mit

der Besprechung , die er mit dem Ministerpräsidenten Kokowzew

hatte , schreibt Gutschkow in seinen Aufzeichnungen : » Ans die Wer -

abschiedung General Suchomlinows tonnte nicht gerechnet werden .

General Suchomlinow saß fest im Sattel , man hatte ihn gern . Er

hatte eine angenehme Manier zu sprechen , bei seinen Berichten

sagte er nie etwas Unangenehmes , Schlimmes , Aufregendes . Es

schien , daß General Suchomlinow seinen Posten ewig innehaben
könne . "

Diese Zeilen des treu monarchisch - gesinnten Oktobristenführers

sprechen Bände . Zähneknirschend erkennt er nach seinem Gespräch
mit dem Ministerpräsidenten , der ihm offen erklärt , er betrachte das

weitere Verbleiben des Kriegsministcrs auf seinem Posten als eine

Gefahr für das Reich , daß seine Beseitigung nicht zu
erwarten sei , weil er dem Zaren bei seinen Berichten nie etwas

Unangenehmes und Aufregendes sage !
Der fast unangetastet gebliebene Absolutismus , das

Fehlen einer wirklichen parlamentarischen Kontrolle ,
wie jedes Parlamentarismus überhaupt , erwiesen sich als die Krebs -

übel , die jeden wirklichen Fortschritt verhinderten , die vorhandenen

„ Kloaken " fortbestehen ließen und alle zu ihren freiwilligen oder

unfreiwilligen Helfershelfern machten , die nicht den Mut und den

Willen hatten , mit diesem System als solchem zu brechen und sie
mit aller Entschiedenheit zu bekämpfen . ( 2)

Neuer Sechsmilliaröenkreöit in Englanö .
London , 22 . Mai . ( W. T. B. ) Eine parlamentarische Korrespon -

denz meldet , daß ein weiterer Kredit von 300 Millionen

Pfund Sterling für Militär - , Marine - und andere Zwecke ,
die sich aus dem Kriegszustand ergeben , angefordert werden wird .

London , 23 . Mai . ( W. T . B. ) ( Meldung des Reuterschen
Bureaus . ) Unterhaus . A s q u i t h beantragte die Be -

willigung eines Kredites von 300 Millionen Pfund Sterling ,
des elfte n seit Beginn des Krieges , womit die Gesa in t -

summe auf 2382 Millionen Pfund Sterling

steige . Asquith erklärte , die täglichen Ausgaben hätten einen

Durchschnitt von 4 820 000 Pfund Sterling betragen , was

aber möglich gewesen , sie auf 4600 000 Pfund Sterling zu
vermindern . Das Anwachsen der Ausgaben habe seinen Grund

hauptsächlich in den Anleihen an die Verbündeten und die

Dominions .

Asquith erklärte weiter , daß ohne die finanzielle Unter -

stiitzung , die England zu gewähren für seine Pflicht gehalten
habe , und die es der gemeinsamen Sache gern geleistet habe ,
die vereinigten Kriegsopcrationen der Verbündeten nicht
mit Erfolg und mit der notwendigen Wirksamkeit sortgesetzt
werden könnten . Er erwarte , daß das Haus diese Vermeh -

rung der Ausgaben , um das ganze komplizierte finanzielle ,
maritime und militärische Gebäude , von dessen Zusammen -
halten der Erfolg abhängt , wirksam zu erhalten , nicht miß -
billigen würde . ( Lebhafter Beifall . )

Arbeiterpartei unü dienftpflichtgesetz .
Rotterdam , 23 . Mai . ( W. T. B. ) Der „ Rotterdamsche

Courant " meldet aus London : Tie Arbeiterpartei
beabsichtigt , wenn das Dienstpflichtgesetz dem Unterhause zu -

rückgestellt wird , gegen die Abänderung zu stimmen , die gestern
vom Oberhause an dem Gesetze vorgenommen wurde . Durch

diese Abänderung wird die Wartezeit sür die entlassenen Ar -

beiter von zwei Monaten auf zwei Wochen herabgesetzt . Die

Arbeiter finden , daß zwei Wochen nicht ausreichen , um sich
neue Stellen zu suchen . Sie fürchten , daß die Arbeitgeber
mit diesem abgeänderten Gesetze Mißbrauch treiben könnten .

Die schweöische preffe zur Manüsfrage .
Stockholm , 22. Mai . ( W. T. B. ) Meldung des Schwedischen

TelegraphcnbuieauS . Die Z e i t u n g e n besprechen die Aeußerungen
der französischen und englischen Presse zur A l a n d s f r a g e und
drücken ihre lebhafte Zufriedenheit mit dem darin zutage
tretenden Verständnis für denStandpunkt Schwedens
aus . . Stockholms Dagblad " stellt fest , daß die meisten französischen
und englischen Zeitungen klar und unzweideutig erkennen , daß ein

befestigres Aland dem schwedischen Volk ganz natürlich Besorgnisse
wegen seines SelbstbestimmungSrechteS einflößen muß , und

daß die Signaiarmächte der Älandskonvention es klug und
von nötcu finden , diese Tatsache zu berücksichtigen wie 1308 .

Für die gegenwärtigen Verhandlungen in der Alandsfrage
kann solche allgemeine Anerkennung einer der Grundlagen des

schwedischen StaudpunkicS nur Zufriedenheit hervorrufen und als

günstiger Umstand betrachtet werden . Man darf jedoch aus den

Aeußerungen dieser Blätter nicht den Schluß ziehen , daß die Per -
Handlungen schon einen endgültigen Erfolg herbeigeführt
hätten . Das Blatt wendet sich gegen die in einem Artikel des
„ Dailq Telegraph " vorkommende Vermischung der Alandsfrage mit
der Möglichkeit , das Bedürfnis Englands nach Holzmasse und

Schwedens nach Kohlen durch ein Handelsabkommen z » sichern .
Diese zwei Fragen lägen gar nicht im selben Niveau und hätten
keinen Zusammenhang iuit einander , was die Regierungen Schweden ?
und Englands sicher gut verstünden .

Amerikanische Protestnote an Englanö .
Washington , 23 . Mai . ( Durch Funkspruch vom Ver -

treter des Wolffschen Telegraphenbureaus . ) Die neue Note

an England , die einen weiteren ProtestgcgendieEin -
griffe in die amerikanische P 0 st richtet , ist dem

Präsidenten Wilson heute vorgelegt worden . Sie wird mor -

gen voraussichtlich nach London gesandt werden . Die all -

gemeinen Darlegungen der Note sind im Staatsdepartement
ausgearbeitet worden , aber Wilson wird einige eigene Sätze

einfügen . Die Note wird , wie es heißt , besonders gegen die

englische Praxis protestieren , Schiffe nach britischen Häfen

zu bringen und dort die nach und von den Vereinigten Staa -

ten gehende Post zu untersuchen und zurückzubehalten . Die

Note wird klarmachen , daß die Vereinigten Staaten nicht der

Fortführung einer Politik zustimmen können , gegen die sie
. sich schon gewandt haben .



Gewerkfthastliches .
Drohenöer Riefenkampf in Norwegen .

Kopenhagen , 21 . Mai . Ueber den angekündigten
Riesenkampf in der norwegischen Industrie , der 80000 Ar -
beiter umfassen soll , gibt „ Socialdemokraten " nähere Einzel -
heiten , aus denen zu ersehen ist , daß die Lage für derart

ernst gehalten wird , daß deswegen eine interskandinavische
gewerkschaftliche Konferenz in Kristiania stattfand . Das Blatt

berichtet :
Mit der Zeit hat sich die Lage verschlechtert , sodaß die

Konflikte gegenwärtig 25 000 Mann aus verschiedenen In -
dustrieZweigen umfassen . Als man eine Lösung der Streit -

fragen in der Metallindustrie zu erzielen versuchte , stellte der

Arbeitgebervcrein die gleichzeitige Beseitigung des Konflikts in
den Bergwerken als Bedingung einer solchen Lösung auf . In -
dessen konnte eine Einigung im Grubenkonflikte nicht erzielt
werden , denn die vom Reichsschiedsrichter gemachten Vor -

schlüge wurden von den Arbeitern sowie Arbeitgebern vcr -

warfen .
Hiernach hat dann der Arbeitgeberverein den Beschluß

gefaßt , eine Aussperrung in riesenhaftem Maßstabe zu erklären .

Diese Ricsenaussperrung , die am 3. Juni beginnen soll , wird
dann außer den bereits im Kampfe stehenden Arbeitern

folgende Industrien umfassen : Die Sägewerkindustric , Zellu -
lose - , Papier - - und Holzmassefabriken , Tabakfabriken , Braue -

reien , Textilindustrie , alle Baugewerbe usw .

Zur Beratung der hierdurch entstehenden gewerkschaftlichen
Lage in Norwegen wurde dieser Tage in Kristiania eine inter -

skandinavische Konferenz abgehalten . An dieser Konferenz
nahmen außer dem Vorstande der norwegischen Landeszentrale
auch die Vorstände der schwedischen und dänischen Landes

zentralen teil . In der Konferenz wurde eingehend über die

Lage beraten und verschiedene Beschlüsse betreffs Unterstützung
der norwegischen Organisationen gefaßt .

Nach den letzten telegraphischen Meldungen wird der

Reichsschiedsrichter erneut Schritte unternehmen , um eine

Einigung herbeizuführen . Daß es ihm aber gelingen wird ,
das Inkrafttreten der von den Arbeitgebern geplanten Riesen -
aussperrung zu verhindern , wird als sehr unwahrscheinlich be -

trachtet .

verdienst war allerdings so gut wie nie ein voller Ausgleich für
die Steigerung der LebenSkosteu , aber er hat doch gar manchem
die Last der Teuerung etwas erleichtert . — Der Fürsorge
für die kriegsbeschädigten Mitglieder hat der Verband
seine ernste Aufmerksamkeit gewidmet . Leider hat er bei den Unter
nehmervereinigungen des Verbandsgcbietes nicht überall das ge
wünschte und erhoffte Matz von Entgegenkommen gefunden . Nur
wenige von den Vereinigungen , an die sich der Verband mit Vor
schlagen wandte , kamen über schöne Worte und billige Versicherungen
hinaus .

Alle ? in allem berechtigt die EntWickelung und die Tätigkeit des
Verbandes im Kriegsjahr zu der Hoffnung , datz er auch die noch
kommende Kricgszeit ohne ernstliche Einbuße an seiner Stärke und
Leistungsfähigkeit überstehen wird .

Unzureichende Teuerungszulagen .
Die Arbeiter der Kaiserlichen Werft in Kiel haben sich m

einer autzerordentlich stark besuchten Versammlung mit den Teue
rungSznlagcn , dem Akkordsystem und den Stundenlöhnen beschäftigt .
Das Resultat der Versammlung war die Annahme einer Resolmiön ,
in der die vom Reichsmarincamt gewährte Teuerungszulage als

auch� nicht annähernd genügend bezeichnet wird , eine ausreichende
Ernährung der Werftarbeiter zu gewährleisten . Es wird die Er
Wartung ausgesprochen , datz das Reichsmarineamt den Arbeitern
weiter entgegenkommt , besonders die Stundenlöhne erhöht und die
Akkordsätze aufbessert . Der Arbeiterausschutz wurde beauftragt , in
diesem Sinne mit dem Oberwerftdirektor zu verhandeln . (z)

Serlin und Umgegend .

Tarifkündiguug der Metallformcr .
Die Löhne der Metallformer stehen — wie in der Branchen -

Versammlung am Montag ausgeführt wurde — im allgemeinen noch
auf der gleichen Höhe , die sie vor dem Kriege hatten . Wenn es in

einigen Betrieben gelungen ist , Lohnerhöhungen zu erlangen , so
stehen diese in keinem Verhältnis zu den heutigen Lebensmittel -

preisen . In den meisten Betrieben haben die Former durch Ueber -
arbeit und äußerste Anspannung ihrer Kräfte ihren Verdienst der -
mehrt . Die Arbeitsleistung hat ein solches Matz erreicht , datz eine

Steigerung , namentlich bei der heutigen Ernährungsweise , nicht mehr
möglich ist . Eine Ausbesserung der Löhne ist dringend notwendig .
Dem stehen aber die Tarifverträge entgegen . In den meisten Fällen ,
wo Lohnerhöhungen gefordert wurden , beriefen sich die Unternehmer
darauf , daß sie mit Rücksicht auf den Tarifvertrag den Lohn nicht
erhöhen könnten . Deshalb empfahl die Branchenkommission im
Einverständnis mit den Vertrauensmännern , sämtliche Tarife zu
kündigen . Die Tarife sind mit den einzelnen Unternehmern ab -
geschloffen und laufen meistens am 1. September ab . Die Ber «
sammlung nahm den Antrag der Kommission einstimmig an . Die
Vorarbeiten für die Lohnbewegung sollen demnächst in Angriff ge -
nommen werden .

Auch die Bamag lehnt Verhandlungen ab .

Den vereinigten Angestelltenverbänden , die vom kaufmännischen
und technischen Personal der Berlin - Anhaltischen Maschinenbau - A. - G.
den Austrag erhalten hatten , mit dem Vorstand dieses Werkes wegen
Regelung der Teuerungszulagen zu verhandeln , ist die Mitteilung
zugegangen , datz der Vorstand entgegen seiner früheren Handhabung
es diesmal ablehnt , mit den Organisationen in eine Aussprache
einzutreten . Es scheint demnach , datz neuerdings grundsätzlich
den Organisationen der kaufmännischen und technischen Angestellten
seitens der Metallindustriellen jede Anerkennung als Verhandlungs «
faktor versagt bleiben soll . Dieser Vorstoß gegen das Koalitions -

recht der Angestellten hat naturgemäß in den beteiligten Kreisen eine
große Beunruhigung hervorgerufen und es besteht der dringende
Wunsch , datz die zuständigen Behörden endlich eingreifen , da bei
dem hier berichteten System allmählich jede Verständigungsmöglich -
kcit zwischen den Firmen und den Angestellten gefährdet wird . Die

vereinigten Angestelltenorganisationen treten in diesen Tagen zu
weiteren Beratungen zusammen .

deutsches Reich .
Der �abrikarbeiterverband im Jahre 191S .

Der Verband der Fabrikarbeiter hat sich im Kriegsjahr ISIS

sehr gut gehalten . Die Mitgliederzahl ist allerdings wiederum
etwas zurückgegangen , jedoch bei weitem nicht so stark wie im Jahre
1314 . Zu Beginn des Jahres 1915 hatte der Verband sausschlietz -
lich der im Jahre 1914 zum Heere eingezogenen ) noch 130 341 , am
Schlüsse des Jahres noch 85 113 Mitglieder ! also 45 223 weniger .
Der tatsächliche Mitgliederverlust beträgt 11493 gegen 29 937 im

Jahre 1914 . Dieser Verlust ist überdies nicht entstanden durch der -

mehrte Austritte von Mitglieder », also durch „Milglicderflucht " , wie
die Presse der gelben Werkvereine erst kürzlich wieder der

Oeffentlichkeit glauben machen wollte ; im Gegenteil , die

Zahl der Ausgeschiedenen ist , selbst unter Berücksichtigung
der gesunkenen Mitgliederzahl , weit geringer als in

früheren Jahren . Während 1914 noch 52 876 , im Friedens -
jähr 1913 sogar 58 689 Mitglieder aus dem Verbände ausschieden ,
waren es im verflossenen Jahre nur 25 917 , also noch nicht einmal

halb so viel wie im Jahre zuvor . Wenn trotzdem ein Mitglieder -
rückgang eintrat , so nur deshalb , weil auS Gründen , die allgemein
bekannt " und oft genug dargelegt sind , die Zahl der Neuaufnahmen
sehr weit hinter der der Friedensjahre zurückblieb . Im Jahre 1913
traten dem Verbände 53 467 Mitglieder bei , im Jahre 1914 immer

noch 31 939 ; im verflossenen Jahre dagegen nur 19 941 . Der

Mitgliederrllckgang , der übrigens in anbetracht der Verhältniffe
gering ist , erklärt sich also nicht aus einer Fahnenflucht der organi -
fierten sondern aus dem teilweisen Versiegen des Zustroms der un -

organisierten Arbeiter .
Die Finanzen de ? Verbandes haben sich gleichfalls nicht un -

günstig gestaltet . Die Einnahmen sind zwar erheblich — von
3 935 365 M. im Jahre 1913 auf 2117 837 M. zurückgegangen ,
jedoch sind gleichzeitig auch die Ausgaben von 4 431 339 M. auf
1 953 593 M. gesunken , sodatz noch ein Einnahmeüberschutz von rund
169 999 M. verblieb , der dem Vermögen des Verbandes zugeführt
werden konnte , das dadurch von 3 364 549 M. auf 3 523 878 M.

steigt . Von den Ausgaben entfallen 1 243 665 M. auf Unter -

stützungen aller Art . Den Hauplteil erfordert die Unterstützung
der Kranken mit 462 984 M. ; dann folgt die Unterstützung der

Familien eingezogener Mitglieder , die 353 199 M. erforderte und
die Unterstützung der Arbeitslosen , für die 278 414 M. aufgewendet
wurden .

Lohnbewegungen in der im Frieden üblichen Weise konnte der
Verband natürlich ' nicht führen . Es ist ihm aber gelungen , durch
Eingaben und andere Maßnahmen in zahlreichen Fällen die Unter -

nehmer zu einer Erhöhung der Löhne oder zur Bewilligung von
Teuerungszulagen zu veranlassen . Der dadurch erzielte Mehr

Ausland .
Ter Schweizerische Typographcnbund im Jahre 191 . ? .

Die
� Geschäftslage des schweizerischen Buchdruckereigewerbes

besserte sich zwar im Jahre 1915 gegenüber der Kriegszeil 1914 und
es nahm auch die Zahl der Buchdruckereien von 636 auf 648 sowie
der Setzmaschinen von 363 auf 367 zu, aber die der Druckmaschinen
ging von 2327 auf 2393 zurück und ebenso die Zahl der Gehilfe »,
da vielfach freigewordene Arbeitsstellen nicht wieder besetzt wurden .
So hat sich auch die Zahl der Mitglieder des Schweizerischen Typo -
graphenbundeS von 3871 um 143 auf 3723 vermindert , von denen
474 im schweizerischen und 499 im ausländischen Militärdienst
waren . 26 Mitglieder verschiedener Nationalitäten und auf der -
schiedenen Fronten find bereits auf dem Kriegsschauplatz gefallen .
2961 Gehilfen meldeten sich bei den paritätischen Arbeitsnachweisen
der Buchdrucker arbeitslos , von denen 948 keine Arbeit zugewiesen
wurde , weil 533 ihre Anmeldung wieder zurückgezogen oder verfallen
lietzen und 221 abreisten und endlich 189 am Schlüsse deS Berichtsjahres
arbeitslos verblieben . 1914 waren 3791 Arbeitsuchenden und 2141
Vermittelungen zu verzeichnen . Die Einnahmen der allgemeinen
Kasse betrugen 364 546,32 Fr . , die Ausgaben 296 334,45 Fr . , der
Vermögensbestand ist um 6857,89 Fr . auf 483 211,87 Fr . zurück -
gegangen . In den Einnahmen sind 125 453,50 Fr . Exwabeilräge
inbegriffen . Von den Ausgaben entfallen 183 655,39 Fr . auf Unter -
stützungen , 181 957,39 Fr . allein auf Arbeitslosenunterstützung . Die
Kranken - , Invaliden - und Sterbekasse hatte 333 998,32 Fr . Ein -
nahmen und Ausgaben , wovon 181 196,15 Fr . sür Unterstützungen .
Das Vermögen dieser Kasse hat sich um 53 522,59 Fr . auf
899 349,17 Fr . vermehrt . Die ArbeitSlosenkaffe des Typographen -
bundes ist von verschiedenen Gemeinden und Kantonen und
zwar für die Sektionen wie sür die Hauptkaffe subventioniert
worden , letztere allein mit 7359 Fr . Vom Vermögen
des Typographenbundes sind 24909 Fr . konsumgenossen -
schaftlich angelegt . Im Berichtsjahr ist zu der gelben Buchdrucker -
gewerkschaft neben dem Typographenbund noch der . Schweizerische
Verband neutraler Buchdruckergehilfen * hinzugekommen , dessen meiste
Mitglieder nicht tariftreu sind . Die Nichtorganisierten Gehilfen müssen
an den Schiedsgerichtsverband des Buchdruckergcwerbes einen Jahres -
beitrag von 29 Fr . zahlen , damit sie nicht ganz umsonst die Schma -
rotzerei an den Errungenschaften der Organisation treiben können .
Im Berichtsjahre ist auch ein Faktorenverband mit Spitze gegen den
Typographenbund gegründet worden , so datz dieser mir 2378 gegen
121 Stimmen in der Urabstimmung die Doppclmitgliedschast in den
beiden Organisationen als unzulässig erklärte . Als ein Akt inter -
nationaler Solidarität mag schließlich noch die Geldsammlung von
5965,69 Fr . für die belgischen Kollegen erwähnt sein .

Die Konserenz war zusammengesetzt aus den Mitgliedern des
Kreisvorstandes und der Kreispretzkommission , sowie den Filial -
vorständen der beiden Kreise . Außerdem nahmen teil die Vor -
sitzenden der Gewerkschaftsorganisationen und auch die Filial -
lcitungen der drei Filialen , die die Beitragsspcrre wegen der Re -
dakteurangelegenheit beschlossen hatten . Diese sowie die Gewerk -
schastsvertreter waren geladen , um sich über die Sachlage infor -
mieren zu können . Rede - und Abstnnmungsrecht hatten nur die
Funktionäre der Parteiorganisationen . Vom Parteivorstand waren
anwesend die Genossen E b e r t und Braun . Außerdem die
Reichstagskandidaten der beiden Kreise , Hengsbach und
Weyers . Die eingeladenen entlassenen Redak -
teure hatten es brieflich abgelehnt , zu er schci -
neu .

Als nach Verhandlungsbeginn die Leiter der Filialen ,
die , weil sie die Beiträge gesperrt haben , nicht mehr zur Partei
gehören , das geforderte volle Beratungs - und Mitbestimmungsrecht
nicht eingeräumt erhielten , verließen sie unter Protest die Kon -
ferenz . Es schlössen sich ihnen an die Vertreter einer Filiale und
ein Kreisvorstandsmitglied .

Nach zirka siebenstüudiger Beratung gelangte folgende Resolu -
tion zur Abstimmung :

„1. Die heute in Duisburg am 21 . Mai stattgefundene Kon -
ferenz der Parteifunktionäre der Wahlkreise Duisburg - Mül -
heim ( Ruhr ) und Mörs - Rees ist nach eingehender Erörterung
der Vorgänge bei der Entlassung der Redakteure Minster und
Schoch zu dem Ergebnis gelangt , daß im Interesse der Erhal -
tung der Parteieinheit dieser Schritt unbedingt geboten war .
Sie erkennt an , daß wegen der außergewöhnlichen U m stände ,
die zurzeit vorlagen , dem Parteivorstande eine vorherige Aus -
einandersetzung mit der Parteigcnossenschaft nicht gegeben war ,
sondern sofort gehandelt merdenmutztc , sollte nicht Partei¬
organisation und Parteigeschäft großer Schaden zugefügt werden .

Die Konferenz erklärt damit die Angelegenheit für erledigt
und fordert die Parteimitglieder der beiden Wahlkreise auf , nun -
mehr alle Differenzen , die sich aus diesem Fall ergeben haben ,
zu beenden und sich zu einheitlichem Hairdeln zusammenzuschlie -
ßen , damit Parteiorganisation und Parteipresse wieder ihre alte
Stärke erlangen und dadurch in den Stand gesetzt werden , die
großen Aufgaben , die die nächste Zukunft stellen wird , zum
Nutzen der proletarischen Arbeiterbewegung erfüllen zu können .

2. In der Erkenntnis , daß eine Parteispaltung die Schlag¬
fertigkeit der deutschen Arbeiterbewegung aufs schwerste er -
schüttern würde , wodurch sie außerstairdc gesetzt wäre , auf lange
Zeit hinaus als Machtfaktor im politischen Kampfe eine Rolle

spielen zu können , verurteilt sie aufs schärffte alle Bestrebun -
gen , mögen sie von rechts oder links kommen , die geeignet sind ,
das organisatorische Gefüge zu erschüttern . Die Konferenz for -
dert die Parteigenossen auf , allen derartigen parteizerstörenden
Tendenzen entgegenzuwirken , damit das unabsehbare Unglück
einer Parteizerrüttung verhindert wird . "

Der Absatz 1 der Resolution wurde mit 48 gegen 6 Stimmen
der Absatz 2 einstimmig angenommen .

Mus der Partei .
Aufstellung des Rcichstagskandidatcu für Rcichenbach -

Neurode .

Das Pressebureau derichtet :
Am Sonntag nachmittag fand in Langenbielau eine

von über 299 Genossen des Kreises besuchte Parteiversammlung
für den Wahlkreis Reichenbach - Neurode statt , die zu der durch
den Tod des Genossen August Kühn notwendig gewordenen Nach -
wähl Stellung nahm . Zu Beginn der Versammlung widmete
Genosse Reichstagsabgeordneter Feldmann dem Ge -
nassen Kühn einen warm empfundenen Nachruf . Bor Eintritt
in die Tagesordnung wurde beantragt , daß nach dem Vortrage
des von den Ortsvorsitzenden der Organisation vorgeschlagenen
Kandidaten , des Genossen Herm . Müller , auch nicht im

Kreise ansässigen Genossen das Wort gegeben werden sollte . Ins -
besondere sollte der Reichstagsabgeordnete Vogtherr , der anwesend
war , Gelegenheit bekommen , den Standpunkt der sozialdemokrati -
schen Minderheit zu vertreten . Nach längerer Geschäftsordnungs -
debatte wurde dieser Antrag bei einer Reihe Enthaltungen mit
91 gegen 71 Stimmen angenommen . Genosse Müller behandelte
sodann die Fragen , welche der Krieg für die Politik der Parte :
aufgeworfen hat , im Sinne der Fraktionsmehrheit , zu der auch
der verstorbene Genosse Kühn bis zu seinem Tode gehalten hatte .
Nach dem mit Beifall aufgenommenen Vortrag erhielt zunächst
Genosse Vogtherr das Wort , dem es der iibprwachende Gendarm
aber nach einiger Zeit entzog . ( In dem "dortigen Grenzbezirk
herrscht der verschärfte Belagerungszustand . ) In der folgenden
Debatte vertraten zwei Genossen aus dem Kreise und eine Ber -
liner Genossin in längeren Ausführungen den Standpunkt der

Minderheit ; ihnen traten drei Genossen aus dem Kreise ent -

gegen . Nach mehr als vierstündiger Debatte wurde ein Antrag
auf Schluß der Debatte angenommen , weil einige Genossen aus
den weiteren Orten des Kre : ses , die an der Abstimmung über die

Kandidatenaufstellung teilnehmen wollten , abreisen mußten . Der

Antrag , den Genossen Herm Müller als Reichstagskandidaten auf -
zustellen , wurde sodann mit allen Aegen acht Stimmen angenom¬
men . Ein Antrag , eine neue Versammlung mit einem Referen -
ten der Minderheit einzuberufen und dann erst den Kandidaten

aufzustellen , war dadurch erledigt . Einige wenige Anhänger der

Minderheit verließen darauf den Saal . Nach einem Schlußwort
des Genossen Müller wurde einstimmig eine Resolution angenom -
men , die sich mit der Tätigkeit der sozialdemokratischen Reichstags -
fraktion einverstanden erklärt .

Soweit der Bericht des Pressebureaus . Einen uns über diese
Versammlung zugegangenen Bericht konnten wir nicht bringen ,
weil das Parteiborstandsmitglied Scheidemann in seiner Eigen -
schaft als Zensor des „ Vorwärts " die Aufnahme des Berichts in -

hibierte . _

Zum Duisburger Partcikouflikt .
Die für den Verbreitungsbezirk der „ Niederrheinischen Ar -

beiterzeitung " in Betracht kommenden Parteiorganisationen der
Wahlkreise Duisburg - Mülheim sRuhr ) und Mörs - Rees nahmen in
einer gemeinsamen Konferenz am 21. Mai Stellung zu dem bc -
kannten Redakteurkonflitt ( Entlassung der Redakteure Minster
und Schoch . ) ,

Stellungnahme zu den Parteidifserenzen .
Die Generalversammlung des sozialdemokratischen Vereins für

den 19. sächsischen Wahlkreis wurde am Sonntag in
L ö ß n i tz abgehalten . Nach dem Geschäftsbericht zählt die Organi -
' ation noch rund 2999 Mitglieder . 2299 sind zum Heere einge -
zogen , davon haben 187 den Tod auf dem Schlachtfeld gefunden .�

ie „ Volksstimme " hat , nicht zum wenigsten infolge der großen
Arbeitslosigkeit in der Textilindustrie , nahezu� 2599 Abonnenten
im Kreise verloren . Der Vertreter des Kreises im Reicksiage ,
Genosse Schöpflin , besprach die letzten Vorgänge im Reichstag .
Es wurde hierzu folgende Resolution gegen eine Stimme ange -
nommen :

„ Da die Spaltung der Reichstagsftaktion auch unsere gesamte
Parteiorganisation ernstlich gefährdet , macht es die Kreisgeneral -
Versammlung den Genossen des Kreises zur dringenden Pflicht , für
die Folge alles zu unierlassen , was einem gemeinsamen Zusammen -
arbeiten im Kreise hinderlich sein könnte . Der Kreisvorstand wird
beauftragt , jedem Versuch , durch derartiges Treibe : : die Partei -
einheit zu untergraben , gleichviel von welcher Seite derselbe auch
kommen mag , mit aller Entschiedenheit entgegenzutreten . "

Die Kreiskonferenz für den Wahlkreis Friedberg - Bü -
dingen fand am Sonntag in Friedberg statt . Vertreten waren
18 Orte durch 33 Delegierte ; außerdem war der Kreisvorstand
und ein Vertreter der „ Oberhessischen Volkszeitung " anwesend .
Vom Landesvorstand war niemand erschienen . Nach der Entgegen -
nähme des Jahresberichts wurde ausführlich Bericht erstattet über
den Frankfurter Pressekonflikt . Nach längerer Debatte gelangte
mit 29 gegen 19 Stimmen ein Antrag zur Annahme , wonach
an Stelle der „ Frankfurter Volks stimme " die

„ Oberhessische Volkszeitung " Publikations -
organ des Kreises wird . Zur Frage der Parteistreitig -
keiten wurde mit allen gegen eine Stimme nachstehende Resolution
angenommen :

„ Die am 21 . Mai in der „ Konkordia " in Friedberg tagende
Kreisversammlung des Wahlkreises Friedberg - Büdingen kann sich
mit der Politik der Fraktionsmehrheit nicht einverstanden erklären ,
da dieselbe nicht im Einklang steht mit dem Parteiprogramm und
den Beschlüssen der Parteitage und internationalen Kongresse . Sie
verurteilt das Vorgehen der Fraktionsmehrheit gegen die Minder -

heit , da sie hierzu nicht kompetent , denn ein endgültiges Urteil über
die Handlungen unserer Abgeordneten steht einzig und allein dem
kommenden Parteitag zu . Sie erwartet deshalb , daß bis dahin die

Fraktionsmehrheit der Minderheit in den durch den Krieg strit -
tigen Fragen die Abstimmung und Begründung im Parlament
freigicbt .

Sie fordert alle Parteigenossen auf , im Rabmen der Organi -
sation alles aufzubieten , um die Einigkeit der Partei zu wahren
und dafür zu sorgen , daß innerhalb derselben wieder eine wahr -
hast sozialistische Politik Platz greift , lote sie vor dem 4. August
war und wir von unseren Führern jahrzehntelang gelehrt wurden .

In bezng auf die Lebensmittelteuerung erwartet die Kon -

ferenz von unseren Vertretern in den Parlamenten , daß sie un -

gesäumt alle Maßnahmen ergreifen , um hierin Besserung zu
schaffen und bei . . ,

«

Am Sonntag sand in Rostock eine Kreiskonferenz des
5. mecklenburgischen Wahlkreises statt , zu welcher
28 Delegierte aus Rostock , Schwaan , Bützow , Doberan , Neubukow ,
Warnemünde , Gehlsdorf erschienen waren . Auf der Tagesordnung
stand : „ Die Spaltung der Reichstagsfraktion und die Stellung -
nähme unseres Abgeordneten Dr . Herzfeld " .

Genosse Herzfeld verteidigte in seinem Referat die Haltung
der 18 Separatisten ; der 2. Vorsitzende der Generalkommission der

Gewerkschaften , Genosse Bauer - Berlin , vertrat als Gegenredner
den Standpunkt der Fraktionsmehrheit .

Nach hierauf erfolgter längerer Aussprache wurde nachstehende
Resolution bei 3 Stimmenenthaltunyen ( zwei Delegierte hatten
vor der Abstimmung abreisen müssen ) mit 18 gegen 5 Stim -
men angenommen :

Die am 21 . Mai 1916 tagende Kreiskonferenz des 5. mecklen -
burgischen Wahlkreises beschäftigte sich mit der Spaltung in der

Reichstagsfraktion . Die Konferenz kam zu der Auffassung , daß
der Disziplinbruch der 18 Separatisten der Partei den schwersten
Schaden zugefügt hat und deshalb unter allen Umständen der .
urteilt werden muß . Die Konferenz erwartet von den Partei -
genossen , daß sie auch ferner der Partei die Treue halten , da nie -
mals mehr als jetzt eine starke politische Organisation erforder -
lich ist ! " _

Wettcrausüchtc » für das mittlere Norddeutschland bis
Donnerstag mittag . Zeitweise heiter , jedoch noch ziemlich lühl , vor »
herrschend wolkig und besonders im Osten leichte Regensälle .n — - - - - - - - -- - - --- -- - - - - - - -- •V -. "O - - - ~ tW4i. 1V} tttiV 4-V. |V/tl« Iii V 4_/ |vt Ii IV-lVl�tV. UiV.V}V.li | ViiiV..
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Die zweite Lesung ües Kompromijles
im Steuerausj�uß

wurde Montagabend erledigt . Die Beratungen begannen mit der
Borlage über die außerordentliche Reichsabgabe , die zu den Post -
und Telegraphengebühren erhoben werden soll . Die
einzelnen Sätze dieser Abgabe werden nach den Kompromitzvor -
schlagen gegen die Stimmen der Sozialdemokraten ohne Debatte

angenommen . Mit demselben Stimmenverhältnis wird die in
erster Lesung beschlossene Bestimmung , daß auch die regierenden
Fürsten sowie deren Frauen oder Witwen , welche Portofreiheit gc -
nießen , die Abgabe zu zahlen haben , wieder g e st r i ch e n. Der
vom Abg . Vogtherr erneut gestellte Antrag , diese Portofreiheit
aufzuheben , war zuvor gegen die Stimmen der Sozialdemokraten
abgelehnt worden . Eine am Schlüsse der Beratung vom Abg .
Wiemer ( Fortschr . Bp. ) beantragt « Resolution , die die Vorlegung
eines Gesetzentwurfs verlangt , durch den die Portofreiheit der re -
gierenden Fürsten aufgehoben wird , wurde mit 14 gegen 13 Stim -
men abgelehnt . In der in erster Lesung beschlossenen Bestimmung ,
daß die Aufhebung der Reichsabgabe spätestens nach Ablauf des
ersten Rechnungsjahres nach Friedensschluß zu erfolgen hat , wenn
der Reichstag es verlangt , wird die Frist um ein Jahr verlängert .
Damit sind die Post - und Tebcgraphenabgaben erledigt . Das
Gesetz im ganzen wird gegen die Stimmen der Sozialdemokraten
angenommen .

Ebenso wird die Vorlage über den Frachturkunden -
st e m p e l durchweg nach den Kompromißanträgen angenommen .
Die in erster Linie eingefügte Befristungsbestimmung ist damit

ganz gefallen . Tie Sozialdemokraten stimmen auch gegen dieses
Gesetz .

Beim Eintritt in die zweite Lesung der Tabaksteuer -
Vorlage bedauert De i ch m a n n lSoz . ) , daß nun doch , entgegen
den Beschlüssen erster Lesung , auch Tabak und Zigarren belastet
werden sollen . Für Industrie , Handel und Arbeiter werde das
eine schwere Schädigung bedeuten . Das einzige Entgegenkommen
bestehe in der Aufnahme der Bestimmung über die Unterstützung
arbeitslos werdender Arbeiter .

Molkenbuhr ( Soz . ) richtet an Mayer - Herford die Frage ,
ob er sich bewußt sei , wie sehr durch die Kompromißvorschläge
gerade die westfälische Tabakindustrie ins Hintertreffen gerät .
Mayer entgegnet , er wisse das und stimme auch nur . unter

großen Bedenken * zu . — Raute ( Soz . ) : Mit Ihren Bedenken
wird dem Tabakgewerbe nicht geholfen . Durch die Kompromiß .
antrüge wird der Mittelstand in der Tabakbranche direkt ruiniert .
Es entsteht nunmehr ein längerer häuslicher Streit zwischen dem

Fortschrittler Dr . B l u n ck und den Nationalliberalen Mayer -
Herford und S ch u l e n b u r g , die sich gegenseitig vorwerfen , daß
bei den Kompromißvcrhandlungcn der eine den anderen im Stich
gelassen habe , als es galt , die westfälische Tabakindustrie besser zu
schützen . Diese Familienszene , in der die Kompromißfreunde aus
allen bürgerlichen Parteien versichern , daß sie große Opfer ge -
bracht hätten , schließt mit der Erklärung Mayers , seine Freunde
hätten den erhöhten Zollsätzen . nur im Interesse des Kompromisses "

zugestimmt . Die Zoll - und Steuersätze werden nach den Kam -

promißvorschlägen genehmigt . Bei dem Kriegsaufschlag für Ziga -
retten begründet A n t r i ck den sozialdemokratischen Antrag , die

Zigaretten bis zu IIb Pf . und von 1 % bis 2 % Pf . das Stück von
dem Aufschlag freizulassen . Wenn in der vorausgegangenen Aus -

einandersetzung von den großen Opfern , die gebracht wurden , die
Rede war , so sind das Opfer zugunsten der Reichen . Jetzt haben
Sie Gelegenheit , einmal ein Opfer zugunsten der Armen zu
bringen , die die billigsten Zigaretten rauchen . Der Antrag wird

gegen die Stimmen der Sozialdemokraten abgelehnt . Ter Termin ,
von dem ab die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes verzollten und

versteuerten Tabakblätter der Nachverzollung und Nachversteuerung
unterliegen , wird auf den Ib . Mai 1316 festgesetzt , womit die Speku -
lationsverzollungen getroffen werden sollen .

Der Kompromißantrag , wonach die Hausgewerbetreibenden
und Arbeiter , welche infolge des Gesetzes im ersten Jahr seiner
Geltung arbeitslos werden , bis zu 6 Monaten ( statt bis zu zwei
Jahren , wie in erster Lesung beschlossen ) Unterstützungen erhalten

sollen , wird von Deichmann unter Hinweis auf die Erfahrungen
von 1309 lebhaft bekämpft , trotzdem aber angenommen . Von

B l u n ck ( Fortschr . Vp. ) wird festgestellt , daß die Fristen dieser Be -

stimmung beim späteren Inkrafttreten der Wertzollerhöhung , die

erst erfolgen soll , wenn wieder normale Tabakpreise geltem für die
dann etwa arbeitslos werdenden Arbeiter e r n e u t beginnen .
In der Gesamtabstimmung wird auch diese Vorlage gegen die

Sozioldemokraüm angenommen .
Eine Ncholurion Burkhardt ( D. Fr . ) richtet an den Bundes -

rat das Ersuchen , unverzüglich die Errichtung von Fach aus -
s ch ü s s e n für die Tabakindustrie auf Grund des § IL des Haus -
arbeitsgesetzes beschließen zu wollen . — Staatssekretär H ei f fe -
r i ch kann keine Erklärung namens der Regierung abgeben . Die
Resolution wird gegen die Stimmen der Konservativen ange -
nommen . Alle zu den verschiedenen Vorlagen eingegangenen
Petitionen werden für erledigt erklärt . Die zweite Lesung der
Umsatzsteuer findet am Mittwoch statt .

Die Kriegsgewinnsteuer .
Die Budgetkommission des Reichstags setzte am

Dmnstag ihre Beratungen fort . — Abg . Frhr . v. G a m p hielt zu -
nächst eine lange Rede , um zu erreichen , daß die Aktien nicht zu
einem Kurs eingesetzt werden , der schließlich die Aktionäre zu sehr
belasten würde . — Staatssekretär Helfferich wendet sich gegen
Wünsche dieser Art , die eine Abänderung des Besitzsteuergesetzes zur
Voraussetzung hätten .

§ 3 will vom Vermögenszuwachs abziehen lassen : den Betrag
des Vermögens , der durch Erbanfall entstanden ist . Dazu bean -
tragen die SoziaÄemokraten hinzuzufügen : . soweit ein solcher
Vermögensbetrag an Abkömmlinge ersten und zweiten Grades , an

E�gatten, leibliche Eltern , sowie voll - und halbbürtige Geschwister

Diesen Antrag begründet Abg . Keil ( Soz . ) mit dem Hinweis
darauf , daß kein Anlaß vorliege , lachende Erben zu schonen , die
durch den Tod eines entfernten Verwandten auf dem Schlachtfeld
unerwartet zu einer Erbschaft kommen , die chnen unter normalen
Verhältnissen kaum zugefallen wäre . — Staatssekretär Helffe -
r i ch wendet sich gegen den Antrag , der die Erbschaftssteuer in
das Gesetz hineinbringen will . Die Erbschaftssteuer ist , wenn
entfernte Verwandte in Frage kommen , jetzt schon sehr hoch . —
Abg . B l u n ck ( F. Vp. ) wendet sich gleichfalls gegen den Antrag ,
der schließlich auf eine Konfiskation der Erbschaften hinauslausen
müsse . Redner bekämpft dann die Bestimmung des Gesetzes , wo -
nach auch Vermögen , die aus dem Ausland hereinkommen , einer
Besteuerung unterliegen soll . — Staatssekretär Helfferich gibt
die Zusicherung , daß in geeigneten Fällen weitgehende Rücksicht
geübt werden soll . — Abg . Dr . David ( Soz . ) : Wenn man den
Vermögenszuwachs , der durch Erbschaften entsteht , von der Kriegs -
gewinnsteuer ausnimmt , so schafft man ein Ausnahmerecht . Es
sollen die durch den Krieg an entfernte Verwandte fallenden , un -
erwarteten Erbschaften getroffen werden . Gegen diesen Antrag
sind stichhaltige Gründe nicht vorgebracht worden . Viele dieser
Erbschaften kommen so unerwartet wie ein Lotteriegewinn . Der
Höchstsatz der Erbschaftssteuer von 33 Proz . dürste praktisch noch
nie zur Anwendung gekommen sein . Die gegenwärtige Erb -
schaftssteuer geht lange noch nicht weit genug . Wenn man jetzt
nicht zugreift , wird man diese Gewinne nie wieder fassen können .
— Staatssekretär Helfferich beharrt auf seinem Widerspruch .

Bei der Abstimmung wird der Antrag gegen die Stimmen der
Sozialdemokraten und des Abg . Mumm abgelehnt . Die § § 3
und 4 werden dann angenommen .

§ 5 enthält die Bestimmung , daß auch Juwelen und Kunst -
werke der Besteuerung unterliegen . Diese Besteuerung sollte nicht
eintreten , wenn die Kunstwerke von lebenden deutschen Künstlern
stammten oder von solchen Künstlern , die seit dem 1. Januar 1913
gestorben sind . Dieser PassuS war in erster Lesung gestrichen wor -
den . Nach dem Kompromißvorschlag , der angenommen wird , wird
diese Bestimmung wieder eingefügt mit der Abänderung , daß als
Datum : 1. Januar 1939 gelten toll .

Zu einer größeren Debatte kommt es erst wieder bei § 9

Ziff. 1, der die Skala für die Abgabe vom Vermögenszuwachs ent -
hält . Die Sozialdemokraten haben dazu , wie bereits mitgeteilt ,
eine schärfere Skala beantragt . Dieser Antrag wird vom Aba .
Keil begründet . Die Beschlüsse der ersten Lesung waren zweck -
mäßig . Der Kompromißvorschlag nimmt keine Rucksicht auf die
Höhe des Vermögensbestandes vor dem Krieg «. Es wird kein

Unterschied gemacht darin , ob und welches Vermögen der Besitzer
der Kriegsgewinnc vorher gehabt hat . Das führt zu Ungleich -
heiten , die der sozialdemokratische Antrag beseitigen will . Kriegs -
gewinne müssen um so schärfer besteuert werden , je größer das
Vermögen ist , zu dem sie gekommen sind .

§ 3 Ziffer 2 enthält die Skala für die Besteuerung de > nicht
eingetretenen Vermögensverlustes . Der Kompromihvorschlag sieht
eine Besteuerung von einem Prozent vor . Die Sozialdemokraten
beantragen folgende Staffel :

1 Proz . , sofern das Vermögen am 81. Dezember 1918 weniger
als 133 333 M. betrug ,

IM Proz . , sofern das Vermögen am 31. Dezember 1918 weniger
als 103 330 bis 233 033 M. betrug ,

2 Proz . , sofern das Vermögen am 81. Dezember 1313 weniger
als 200 00 bis 533 333 M. betrug ,

2M Proz . , sofern das Vermögen am 31 . Dezember 1913 weniger
als 533 033 bis 1303 333 M. betrug ,

3 Proz . , sosern das Vermögen am 31. Dezember 1913 weniger
als 1 033 330 bis 2 333 333 M. betrug ,

3M Proz . , sofern das Vermögen am 31 . Dezember 1913 weniger
als 2 333 333 bis 5 333 333 M. betrug ,

4 Proz . , sofern das Vermögen am 31 . Dezember 1913 mehr als
5 303 300 M. betrug .
Auch diesen Antrag begründet Abg . Keil , indem er beson -

ders die Ungerechtigkeit hervorhebt , die darin liegt , daß kleine
Vermögen stärker als große Vermögen gefaßt werden . Je größer
das verbleibende Vermögen ist , desto weniger fühlbar ist die Ab¬
gabe , wenn sie gleichmäßig auf ein Prozent beschränkt bleibt . Die

Ablehnung der sozialdemokratischen Anträge würde beweisen , daß
sich Regierung und bürgerliche Partei « : schützend vor die be -

sitzenden Klassen stellen . — Staatssekretär Helfferich bezeich¬
net die Anträge als nicht anehmbar . Die im Kompromiß ent -

haltenen Vorschläge würden recht fühlbar wirken . — D i e
sozialdemokratischen Anträge werden gegen die
Stimmen der Antragsteller abgelehnt .

Der Rest des Gesetzes wird angenommen . — DaS Gesetz er¬
hält die Bezeichnung : Kriegsabgabe .

Die Kommission wandte sich dann dem Etat der allgemeinen
Finanzverwalwng zu . Es liegen verschiedene Resolutionen vor ,
die Kriegsteuerungszulagen für die Reichsbeamten und Arbeiter

sondern . — Staatssekretär Helfferich sichert wohlwollende Er -

wägung zu . Die Durchführung der Beschlüsse des Reichstags zum
Besoldungsgesetz von 1914 könne er nicht in vollem Umfange zu -
sagen . Doch wolle er in den nächsten Tagen die Besoldungs -
Novelle von 1914 wieder vorlegen . Weiter könne er nicht gehen .

Abg . E b e r t ( Soz . ) : Ich hätte gewünscht , daß die Regierung
wegen der Berücksichtigung der Anträge , die eine Erhöhung der

Einkommensgrenze für die Kinderzulagen und Gewährung von

Teuerungszulagen an nicht etatsmäßig Angestellte und Arbeiter

verlangen , eine bestimmtere Zusage gemacht hätte . Was in den

Anträgen verlangt wird , ist dringend geboten . Dabei sollten auch .
die Aushilfsbeamten berücksichtigt werden . Bedauerlich ist , daß die

Besoldungsnovelle nicht nach den Beschlüssen des Reichstags vom
18. Mai 1914 durchgeführt werden soll . Die Vorlage ist damals

wegen der Rücksichtnahme auf Preußen gescheitert . Wir halten
die damaligen Reichstagsbeschlüsse nach wie vor für gerechtfertigt
und müssen ibre baldige Durchführung verlangen . Wir wollen
aber in der jetzigen Situation den alten Streit nicht wieder auf -
nehmen und stimmen deshalb dem Vorschlag « der Regierung zu .
— Staatssekretär Helfferich versichert nochmals , daß den Be -

amten gegenüber das größte Wohlwollen geübt werden solle .
Die Etatsberatung war damit erledigt .
Zur Verhandlung kommen dann noch eine Reihe von Petitio -

nen . Bei dieser Gelegenheit erörtert Abg . H o ch die zurückgestellte
Petition des Barons v. Lieb ig in München wegen der voui

dortigen Generalkcmrando über ihn verhängte Brieffperre . Der

Referent beantragt lleberweisung zur Berücksichtigung . — Ein

bayerischer Vertreter stützt sich darauf , daß der bayerische Landtag
über die gleiche Petition zur Tagesordnung übergegangen ist . Daß
in diesem Fall schikanös verfahren würde , ist nicht richtig� seit
29. April ist die Brieffperre wieder aufgehoben . — Unter diesen
Umständen wurde die Petition für erledigt erklärt .

Mittwoch beginnen die Verhandlungen über die ErnähruAgs -
fragen .

Die Novelle zum Vereinsgesetz .
Die Reichstagskommission zur Vorberatung des Entwurfs

einer Novelle zum Reichsvereinsgesetz setzte am Dienstag ihre Be -

ratungen fort . Sie hatte den Genuß , Herrn Oertel seinen in der

ersten Sitzung begonnenen ObstruktionSfeldzug fortsetzen zu sehen .
Er prophezeite für den Fall der Annahme des Gesetzentwurfs in
langatmigen Ausführungen , an den « , ausschließlich er selbst Be -
'

gen empfand , die schwerste Beeinträchtigung des Volkswohls .
: zitierte die Forffchrittler Kerschensteincr und Traub , die für

Herrn Oertel urplötzlich Autoritäteu geworden sind , weil sie setzen
die Zulassung der Arbeiterjugend zu den Gewerkschaften eine nicht
zu verstehende Abneigung haben . Zeitungsausträger , Kegeljungen
und Backfische werden nach Herrn Oertel in Zukunft Einfluß auf
die Verbandlungen der Gewerffchaften gewinnen . Diejenigen An¬

hänger der Vorlage , denen diese nicht weit genug geht , forderte
Herr Oertel nachdrücklich auf , ihre Wünsche in Anträge » zum
Ausdruck zu bringen . Ministerialdirektor Dr . Lewald heckte näm -

Die polnische Konstitution vom 3 . Mai .
Am 3. Mai fand im okkupierten Polen aus Initiative und

unter Führung der nationalistischen Elemente des Bürgertums ,
Adels und Klerus eine öffentliche Feier statt zur Erinnerung an
die an diesem Tage deS Jahres 1791 für das damalige polnische
Reich von seinem Reichstage beschlossene Verfassung .

Saure Wochen — frohe Feste , sagt ein Sprichwort . Und die

Wochen des Krieges waren ja gerade in diesem Lande sauer genug .
Auch daß eine derartige Kundgebung überhaupt zustande kommen

konnte , ohne wie bisher nach zarischer Manier von vornherein

untersagt oder mit dem Säbel unterdrückt zu werden , auch dieser
Umstand mußte ihr freilich einen besonderen Reiz verleihen . Vor
allem jedoch mochte der hallende Jubel der glorreichen Legende
entsprechen , die um jenes geschichtliche Ereignis von Anfang an
ilnrner wieder von neuem mühsam und absichtlich von den Wort -

führern des Besitzes gesponnen wurde : daß es ein glänzender
Ausdruck und Erfolg gemeinsamer aufopfernder Anstrengungen
der ganzen Nation im Kampfe um die Rettung des Vaterlandes ,
ein epochemachender , verheißungsvoller Versuch seiner Regeneration
gewesen sei .

So weit , so schön . Aber entspricht nun die Legende selbst ,
durch die diese Kreise auch jetzt mit Hilfe der Feier die nationale

Einheit künstlich zu schaffen suchten , der historischen Wahrheit ?
Wir übergehen schon das rein theoretische Interesse , das hier jeder
denkende Zuschauer an der Beantwortung der Frage haben dürfte .
Viel wichtiger ist sie vom sozialen bzw . politischen Gesichtspunkt
ausgenommen . Da bekommt das nationale Faktum internatio -
nale Bedeutung , sintemal das Volk auch in allen anderen auf
Klassenunterschieden und - gegensätzen beruhenden� Ländern so oft
und so gern mit ähnlichen Legenden gespeist und ähnlichen Feiern
bedacht zu werden pflegt .

Der polnisch « Staat , dessen allmählicher tragischer Untergang
durch seine dritte Teilung im Jahre 1795 endgülttg besiegelt wurde ,
blieb bis zum letzten Moment seines Bestehens eine auf feudaler
Wirtschaftsordnung bzw . Leibeigenschaft basierende Adelsrepublik
mit einem gewählten Paradekönig an der Spitze .

Doch nach seiner ersten Teilung im Jahre 1772 setzte in ihm ,
begünstigt durch die aufklärerische Bewegung in Westeuropa , eine

„Pci�pde der Reformen " ein . Die Reformdestrebungen gingen
von einem Teile namentlich des kleineren Adels selbst aus , der ,
um von sich das Schicksal seiner Klassengenossen in den verlorenen

Landesgebieten abzuwenden , nunmehr bereit war , manche Aende -

rungen zur allgemeinen Besserung und Kräftigung der Republik
herbeizuführen .

Die Landwirtschaft dieser Gutsherren war unrentabel ge -
worden . Der Absatz ihrer Produkte geriet immer mehr ins Stocken .
Die fortwährend zunehmonbe llÄberlasttmg und Verarmung der

Bauern verminderte ihre Produktivkraft und führte zu ewem Be -

Völkerungsrückgang . War schon der Verfall der Landwirtschaft , der
Grundlage des Staates , für diesen ein Verhängnis , so wurde seine
Schwäche noch mehr gesteigert durch die dezentralistischen Ten -
dengen und Willkür der großen Magnaten , die sich in ihrer Politik
auf die von ihnen unterhaltenen proletarischen untersten Schichten
des Adels oder auch eigene bewaffnete Macht stützten .

Tie Republik konnte saniert und ihre Unabhängigkeit gerettet
werden , wenn sie zu einem modernen Staatswesen mit geordneter
Finanz - und Mtlitärorganisatton umgewandelt worden wäre .
Dazu brauchte es vor allen Dingen einer höheren ökonomischen
Basis , der Uebcrführung der bestehenden naturalen ProduktionS »
weise in eine kapitalistische , die eine intensivere Ausnützung der

vorhandenen wirtschaftlichen Kräfte ermöglichte . Die erste Vor -
bedingung aber einer solchen Umgestaltung war die Aufhebung der
Schollenpflichtigkeit und der Frondienste der Bauern , ihre voll -
ständiae Befreiung . Sodann mußte der Grundbesitz beweglich
gemacht werden , auch die Städte wiederbslebt , Handel und In -
duftrie entfaltet werden , um einen innern Absatz zu schaffen .

AlS Klasse konnte der Adel nicht alles dies gegen sich selbst
vollbringen , was in Westeuropa der Absolutismus oder der dritte
Stand im Kampf gegen ihn vollbracht hatte — Faktoren , die in
Polen gänzlich fehlten . Er konnte nicht mit eigenen Händen den
Ast absägen , auf dem er saß , aus seine Machtposition verzichten ,
sich an den materiellen Ruin bringen . So wurde denn die Reform
dadurch , daß e r ihr Träger war und sie seinen Interessen möglichst
anzupassen suchte , dadurch , daß sie von diesen und nicht von den

produktiven Kräften der kapitalistischen Entwicklung diktiert war ,
von vornherein zum Scheitern verurteilt .

Ihre Glanzleistung war nun die berühmte Konstiwtton vom
3. Mai . Die Neuerungen , die sie brachte , waren im wesentlichen
folgende :

Sämtliche Konfessionen sind fteigegeben worden , doch
die katholische Religion weiterhin als die herrschende anerkannt
und der Uebergang zu einer anderen unter Kriminalstrafen ver -
boten . Die Wahlmonarch ' ie wurde abgeschafft und der Thron ,
der nach dem Tode des damaligen Königs Poniatowski auf daS
Kurhaus Sachsen übergehen sollte , fortan für erblich erklärt . Die
vollziehende Gewalt stand dem König , dessen Macht erweitert
wurde , sowie den von ihm ernannten , aber dem Reichstag verant -
wortlichen Mimstern zu.

Bei diesem , dem in zwei Kammern ( der Landboten und der
Senatoren ) g»schiod »nen Reichstag ( sejm ) blisb die gesetz -
gebende Gewalt . Das aktive und passive Wahlrecht , somit auch
das GesetzgabungSrecht sollte einzig und allein der Adel besitzen .
( Und Kvar der wohlhabende . Bereits zivei Wochen vorher wurden
nämlich die ärmsten Schichten desselben vom Wahlrecht gänzlich
ausgeschlossen , das nur noch die ansässigen Gutsbesitzer , die min -
bestens 133 Gulden des Opfers des zshlcken Groschen - zahlten ,
ausüben durften . ) Das liberum veto , das Recht eines Mit -
gkieds des Reichstags durch seinen Einspruch jeden Beschkuß des -

selben ungültig zu machen , wurde aufgehoben . Ebenso das Recht
des Adels zu Konföderationen , — bewaffneten Aufständcil
gegen jede mißliebige Einrichtung .

Begüterten Stadtbürgern wurde die Erhebung in den

Adelsstand erleichtert und erlaubt , Grundbesitz zu erwerben sowie
sämtliche geistliche und zivile Aemter und militärische Ränge zu
bekleiden . Die städtischen Berufe sind als den ländlichen gleich -
würdig erklärt worden . Die Städte erhielten Selbstverwaltung
sowie eigene Rechtsprechung zugesichert . Doch wurden die Bürger
nicht gleichgestellt mit dem Adel in bezug aus die Teilnahme an der

Gesetzgebung . Sie durften höchstens 22 Vertreter in den Reichstag
entsenden , mit dem Recht , ihm über die Bedürfnisse der Städte

Mitteilungen zu machen . UebrigenS erhielten diese Zugeständnisse
nur die königlichen Städte , die die Privilegien des deutschen Rechts
genossen , während ihre Erweiterung auf alle anderen , adeligen ,
vom guten Willen eben ihres Besitzers abhing .

Endlich sollte die bäuerliche Bevölkerung unter den

Schutz des Gesetzes und der Regierung gestellt werden , aber nur in

bezug auf Freiheiten , Konzessionen und Verträge , die mit ihr der

Gutsherr freiwillig eingeht . Letztere sollten also für beide Seiten

Geltung haben . Ueberdies stand es jedem zu , der nach Polen neu
ankommt oder zurückkehrt , frei Verträge über die Ansiedlung , Fron -
dienste und Zinsen abzuschließen , sowie nach Gutdünken sich in der
Stadt oder auf dem Lande niederzulassen .

Wie wir sehen hat die Konstitution , dieser letzte und wichttgste
Gesetzgebungsakt der selbständigen polnischen Republik zur Rcfor -
mierung derselben , in der Hauptsache alles beim alten gelassen . Nach
wie vor blieb die rechtliche Ungleichheit der Klassen bestehen , nach wie
vor blieb unbeschränkter Herr im Staate der Adel , dem — wie es
in der Konstitutioii heißt — . aufs feierlichste alle seine Gerechtsame ,
Freiheiten und Präroaationen und der Vorrang im Privatleben und
im öffentlichen Leben '

zugesichert wurden . Und seine Interessen
waren vor allem daniit gemeint , wenn sie weiter feierlich verspricht ,
„die Rechte . . . deS beweglichen und unbeweglichen Eigentums ebenso
heilig und unverletzlich als seit Jahrhunderten . . . einem jeden zu -
statten kamen . . . zu bewahren und beizubehalten " .

Die Bauernfraae , deren radikale Lösung allein eine durchgreifende
Reform des damaligen polnischen Gemein - und Staatswesens her -
beizuführen imstande war , diese Kardinalftage wurde in ihrem Kern

gar nicht berührt . Die Leibeigenschaft wurde nicht aufgehoben , die
Natur und Zahl der Dienste und Pflichten der Bauern um kein
Jota geändert , diesen weder Freizügigkeit noch Sicherung und Schutz
ihrer Scholle gewährt . Auch blieben sie weiter der Patrimanial -
gerichtsbarkeit unterstellt , wie denn überhaupt ihre Zukunft der
Gnade des Grundherrn überlassen wurde .

In grellem Lichte erscheint die — milde gesprochen — Dürftig¬
keit dieser ganzen Reform , wenn man sie, unter Berücksichtigung ftei -
Ikh der damaligen polnischen Verhältnisse , jenen großen sozialen und
politischen Umwälzungen gegenüberstellt , die zu gleicher Zeit in Frank -
reich stattgefunden haben . Nicht umsonst hat die grtige , ruhige ,



lief ) vorher wiederholt mit 55eftiinmtfjcif _ erklärt , dn § jede ( ?r -
weiterung der Novelle das Geseh zum Scheitern bringen werde .

Genosse Landsberg suchte der Regierung klar zu machen ,
daß die Aufrechterhaltung des Sprachenparagraphcn in einer Zeit ,
in der man eine polnische Universität in Warschau eröffnet habe
und für die Gründung einer vlamischen Universität in Gent ein -
trete , sie der Lächerlichkeit überantworten müsse , und regte eine
Fassung der Novelle an , die die Gewerkschaften in höherem Maße
als der Entwurs gegen Schikanen der Verwaltungsbehörden und
richterliche Willkür zu schützen imstande sei .

Ministerialdirektor Lewald erklärte , sich zu der Frage der
Aenderung des Wortlauts der Novelle erst nach Stellung eines
Antrags äußern zu können .

Gen . Q u a r ck legte gegenüber der konservativen Befürchtung ,
daß die Zulassung der Jugend zu den Gewerkschaften zu einer Vcr -
wilderung der jungen Leute führen werde , an der Hand der Bil -

dungsprogramme der Verbände der Lithographen , der Buchbinder ,
der Transportarbeiter und der Metallarbeiter dar , in wie hohem
Maße die Gewerkschaften sich um die Förderung der Bildung ihrer
jugendlichen Mitglieder und damit der Gesamtkultur verdient
machten . Nicht die gewerkschaftlichen Bestrebungen brächten die
Sittlichkeit der Jugend in Gefahr , sondern die Arbeitsverhältnisse
der Jugendlichen ; ihre Verbesserung lehnten aber gerade die Kon -
fervativen hartnäckig ab .

Der Fortschrittler Dave und der Nationalliberale L i st er -
klärten übereinstimmend , daß sie das Zustandekommen der Novelle

wünschten , und , um sie nicht zu gefährden , alle weitergehenden
Anträge ablehnen würden . Der letztere sprach übrigens namens
seiner Partei aus , daß sie gegen die Beseitigung des Sprachen -
Paragraphen sei . — Auch der Zentrumsabg . Becker , der sich von
der Novelle namentlich für die christlichen Gewerkschaftsorganisa -
tioncn Nutzen versprach , stellte sich auf den Standpunkt , daß alle

Abänderungöanträge , so bedauerlich das Unannehmbar der Ver -
bündeten Regierungen sei , abgelehnt werden mühten . — Für einen
Teil des Zentrums kündigte Frhr . v. F r a n k e n st e i n die Ab -

lehnung des Entwurfs an , da derselbe eine neue Gelegenheit zur
sozialdemokratischen Beeinflussung der Jugend schaffe .

Schließlich erklärte Gen . Heine namens seiner Fraktion
daß diese , da sie das Gesetz nicht gefährden wolle , leine Tbän -

dsrungsanträge st « l l « und alle von anderer Seite

herrührenden Anträge auf C' Nvciternng des Rahmens der Vor -

läge ablehnen werde . Weitergehende Wünsche auf Beseitigung
des Sprachenparagraphen , des Jugendparagraphen , des Ausnahme -
zustandeS für ländliche Arbeiter habe die Fraktion in Resolutionen

niedergelegt . Unmittelbar nach Verabschiedung des Gesetzes werde

sie den Kampf für einen weiteren freiheitlichen Ausbau de ? Ver -

einSgesetzes wieder eröffnen .
Festzustellen ist aus Grund der Erklärungen des Ministerial -

direktors Lewald : 1. daß die Verbände der Staatsarbeiter und der

Landarbeiter unter das Gesetz fallen , sich also in Zukunft mit

sozialpolitischen und wirtschaftspolitischen Dingen beschäftigen

dürfen , ohne Gefahr zu laufen , daß sie für politische Vereine er -

klärt werden ; 2. daß Personen , die das 13. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben , an öffentlichen Gewerkschaftsversammlungen , selbst
wenn sie sich nicht mit rein politischen , soirdcrn mit sozialpolitischen
oder wirtschaftspolitischen Angelegenheiten befassen , auch in Zu -

kunft nicht werden teilnehmen dürfen .
Di « Kommission dürfte ihre Beratungen am Donnerstag zu

Ende führen .
_

ßeftstellung von Kriegsschäöen .
Vor Eintritt der ReichstagSkommission in die TageSordnug

erklärte am Dienstag der Vertreter der Reichsregieruny . v. Jon -

quiereS : In der ersten Sitzung der Kommission sei ein Antrag

angenommen worden , daß die Entschädigung für Kriegsschäden dem

Reiche obliege . Bei der Kürze der Zeit konnten die Verbündeten

Regierungen dazu keine Stellung nehmen . Aus der weiteren �e-

teiligung der RegierungSvertreter an der Kommissionsberatung

dürfe nicht geschlossen werden , daß die Regierung bereit sei , diesem

Antrag zuzustimmen . �
Die Beratungen erstreckten sich wahrend der ganzen «Itzling

auf den 8 2 und 3 der Regierungsvorlage und eine Reihe dazu

gestellter Anträge von konservativer und sreikonservativer Seite ,

Der § 2 der Regierungsvorlage lautet :

- Als durch den Krieg verursacht gelten Dcischadtgungen , vte

unmittelbar hervorgerufen sind :
l . durch die kriegerischen Unternehmungen deutscher , derdün -

deter oder feindlicher Streitkräfte ; . . .
2. durch Brand oder sonstige Zerstärnng , Diebstahl äder

Plünderung in den vom Feinde besetzten oder unmittelbar be -

drohten Gebieten während der Tauer der Besetzung oder Be -

drohung , es sei denn , daß nachgewiesen wird , daß ein Zusam -

menlwng der Entstehung und des UmfangS des Schadens mit

dcen Kriege nicht vorliegt : t
3. durch die Flucht , Abschiebung oder Verschleppung der Be -

Völkern , ig dder die Wegschasfuna ihrer Habe aus den vom Feinde

besetzten oder unmittelbar bedrohten Gebieten .

Dieser Paragraph der Regierungsvorlage wurde angenom -
Uten ; die gestellten Abänderungsanträge wurden zurückgezogen
bzw . abgelehnt .

Die Weiterberatung findet am Mittwoch statt .

Au? Vereinsgesetznovelle .
Der . Vorwärts " läßt sich aus Gewerkschaftskrelsen berichte »,

daß die von mir am 17. Mai d. I . im Reichstage ausgesprochenen
Ansichten nicht auf eine Stellungnahme der Gewerkschaftsvertreter
zurückzukühren sind . Die Begründung für diese Behauptung ist nach
dem . Vorwärts " : Obgleich während der Kriegszeit mehrere Kon -

fcrenzen von Vertretern der Gewerkschaftsvorstände stattgefunden
haben , die sich widemchilich mit der Politik des 4. August be¬

schäftigten , bat keine zur Tereinögesctznovelle Stellung genommen .
Dem gegenüber stelle ich fest , daß am 10. Januar 1916 eine

Konserenz der Vorstandsvertreter in der gleichen Weise und mit
demselben Nesultat zur Aenderung deS Vereinsgesetzes im Sinne der

RegieruiigSvorlage Stellung genommen hat , wie die fozialdemo »
kratische Fraklion des Reichstages am 21 . Dezember 1915 .

Damit ist die Zuderläsfigkeit dieser »Gewerkschaftsquelle " deS

„ Vorwärts " genügend erwiesen .
Der „ Vorwärts " hätte bester getan , seine Leser an den von der

sozialdemokratischen Fraklion betreffend eine Aenderung des Vereins

gei ' etzeS am 21 . Dezember 1915 gefaßten Beschluß zu erinnern .
Dieser ist nach Befürwortung durch den Vorsitzenden der Sozial
demokratischen Arbeitsgemeinschaft angenommen worden und nur

zwei der heutigen Mitglieder der letzteren lehnten ihn ab . Statt

dessen läßt sich der „ vorwärts " ans den Artikeln einiger Gewerk

schaftsblätter einige Sätze herausklauben , durch die erwiesen werden
soll , daß die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft Gcwerkschafts .
Politik betreibt .

Berlin , 23. Mai 191 «. «. Legiert .
Die vorstehende Einsendung enthält keinerlei sachliche Erwiderung

auf die durchaus zutreffenden Bemerkungen an ? Gcwcrlschaftstreisen .
denen wir gestern Raum gaben , wohl aber eine sehr unangebrachte
Mahnung an den „ Vorwärts " , „ seine Leser an den von der sozial�
demokratischen Frakton betreffend eine Aenderung deS Vereinsgesetzes
am 21 . Dezember 1915 gefaßten Beschluß zu erinnern " . Die Mahl
n » ng ist unangebracht , weil die sozialdemokratische Fraktion dem
„ Vorwärts " keinen Beschluß vom 21 . Dezember betreffend eine

Aenderung des VcreiiisgcsetzeS mitgeteilt hat , und weil wir Grund

haben , anziinehmey , daß die Fraktion schwerlich am 21. Dezember
1915 mit dem vom Bundesrat am 1. Mai 1916 beschlossenen End
Wurf eineS VereinSgesctzeS sich befaßt haben kann . Ebenso schwer
dürste c « einer GewerlschaftSkonferenz gefallen sein , am 15. Januar
Stellung zu einem Entwurf vom 1. Mai 1916 zu nehmen . Bei der

jetzt zur Beratung stehenden VereinrechtSnovelle steht zur Frage , ob
sie in der Tat einen Fortschritt bedeutet oder nicht vielmehr eine

Gefährdung der freien Gewerkschaften in noch höherem Maße , als
das bestehende Gesetz in sich trägt . Darüber haben wir unS bereits

nach Erscheinen der Novelle ausgelassen und müssen bekennen , daß
in der Novelle leider kein wenn auch noch so kleiner Fortschritt liegt ,
so daß sie auch nicht als eine Abschlagszahlung auf die berechtigten
Forderungen der freien Gewerkschaften anzusprechen ist .

Keichswshnungsfürforge .

polnische „ Revolution " einen so ausgezeichneten . Eindruck «ff fast

alle europäischen Höfe gemacht , auf oicselben absolutistischen . Man-
archien , die , vereint in Haß und Wut gegen die gewaltsame

französische Revolution , sie mit Feuer und Scywcrt zu ersticken

suchten . . . � �
Dem einheimischen Junkertum , das seine alte »goldene Freiheit

um kein Haar geschmälert wissen wollte , war die Konstitution aller -

dingS ein Dorn im Auge . ES ist bezeichnend , daß ihre Urhederin .

die „patriotische Partei " , nicht einmal gewagt hatte, , öffentlich mit

ihrem Projekt hervorzutreten . Sie arbeitete es in strengstem Ge -

beimniS aus und , die Gelegenheit benutzend , daß gleich nach dm

Lsterfeiertagen über zwei Drittel Mitglieder des Reichstags ab -

wesend waren , setzte sie eS einfach durch eine Ueberrumpelung des -

selben durch . Die Rache der Magnaten ließ aber nicht lange auf

sich warten . Kaum ein Jahr verging , und die neue Verfassung wurde

von deren Taraowitzer Konföderation unter dem Schutz der russischen

Bajonette für Null und nichtig erklärt .

Daß sie , auf die Rettung des Staate ? ausgehend , daS gerade

Gegenteil davon , seine zweite Teilung erzielte , diese Tragik lag tief
in ihrem eigenen Wesen begründet . Für die großen Absickten waren

ihre Kräfte viel zu schwach . Daö bißchen Korrektur des RegierungS -

apparates — das einzige Nennenswerte , was sie brachte — reichte

lange nicht aus , um dem Staate die nötige Macht und Resistenz zu
verleihen , die , wie gesagt , vor allem durch eine radikale Umgestaltung
seiner wirtschaftlichen Basis geschaffen werden konnte .

Die Konstitution vom 3. Mai war ein Minimum dessen , was
der Adel durch die drohende Gefahr des gänzlichen Verlustes seiner

Herrschaft gezwungen war zu vollbringen . Und über dieses Mini -

nium hinaus vermochte er sich selbst in der Stunde des letzten Ber -

zweiflunaskampfes , der höchsten patriotischen Begeisterung , nicht

cmporzu ) chwingcn . Im Ausstand von 1794 wurde den Bauern keines -

Wegs die unbedingte Freiheit gewährt . Sie erhielten von seinem
„ revolutionären " Anführer K o s z i u s k o die Freizügigkeit , aber mit

dem Vorbehalt , vor dem Wegzug die Staats - und Privatschulden zu

bezahlen , sowie eine Reduktion der Frondienste um einen bzw . zwei

Täge , und dies auch nur während des Krieges , mit der erbaulichen

Belehrung , daß „durch die Erfüllung der Dienste der Bauer dem

Gutsherrn gegenüber nur seine Pflicht erfülle , indem er damit für
die Benutzung des Bodens bezahle , den er vom Gutsherrn er -

halten hat " .
Kein Wunder nach alledem , daß ssch die Masse des polnischen

Volkes weder für die Reformbewegung der damaligen Patrioten
samt ihrer gepriesenen Konstitution,� noch für ihre Kämpfe gegen ihre
inneren und äußeren Feinde erwärmen konnte . Und ebensowenig
hat sie heute ein Interesse daran , ob deren Erinnerung zu jubeln .

Am allerwenigsten aber kann ein solches Interesse die Nachkam -
mcnschaft jener geknechteten und geschundenen Bauern haben , die
das moderne polnische Proletariat bildet . L. O — ski . (z)

Die Anträge , auf die ssch der WohnungsauSschuß des Reichstags
geeinigt hat und die im Plenum zur Beratung kommen , bedeuten
in ihrer Gesamtheit nichts weniger als ein völlig einheitliches
WohiiuiigSprogramm ; es handelt sich vielmehr um eine Reihe von
Maßnahmen , von denen jede einzelne für sich durchgeführt werden
kann , wenn anders die Negierung den ernsten Willen hat , dem
WohiiungSeleiid energisch zu Leibe zu gehen .

Leider halteu . wie aus dem KoinmissionSbericht ersichtlich ist ,
die Verbüiideten Regierungen noch immer daran fest , daß sich da !
Reich lediglich als Arbeitgeber um das Wohnwesen der im Reichs
dienst bcichäftigtcn Arbciicr und gering besoidetcn Beamten nach
Möglichkeit zu kümmern habe , daß es aber für die übrigen Teile
der Wohnungsfrage nur soweit zuständig sei , als besondere Gesetze
ihm eine Täiigkeil hier ausdrücklich zuweisen ( Mieirecht , Hypotheken
recht , Erbbaurecht ) , und daß darüber hinaus die Regelung
deS gesamten Ansiedlungs wesenS Sache der Einzelstaate »
sei . Der Bundesrat setzt sich mit dieser Auffassung in Wider
ipruch zu dem Reichstag , der im Mai 1912 durch einmütigen
Beschluß die Zuständigkeit des Reichs für die Wohnungsfrage
als solche , wenigstens für deren grundlegende Teile , in Anspruch ge -
nommen hatte , ohne dabei die Tätigkeil der Einzelstaaten , der Ge
meiiidcn , sonstigen Körperschaften und freien Vereinigungen , sowie
den Weltbewerb überhaupt auszuschalten . Leider ist es auch jetzt
im Ausschuß nicht zu einer Verständigung zwischen den beiden
Faktoren der Gesetzgebung gekommen . Der Bundesrat lehnt eine
allgemeine WohnuiigSfürsorge mit siiianzieller Beteiligung deS Reiches
schön wegen der Unmöglichkeit einer ördnungSmäßigen dauernden
Konirolle ab , er erklärt , daß dem Reiche dazu die Organe fehlen
und daß besonders ReichLdarlehen zum Wohnungsbau an Private
uninögllch seien .

Im Gegensatz hierzu vertritt die Mehrheit deS Ausschusses die
Ansicht , daß der Bundesrat nach dem Kriege seinen bisherigen
Standpunkt des bloßen Arbeitgebers unmöglich mehr innehallen
könne , denn der Krieg habe die Bedeutung eines gesundheitlich und
sittlich einwaudfreicir WohnwesenS mit solcher Macht in den Vorder
grund gerückt , daß die Sorge für ein solches Wohnwesen eine
der allerwichtigsten RcichSmigelegenheiten geworden sei . Gerade der
Krieg habe den engen Zusammenhang des WohnwesenS mit Wehr
haftigkeit und Kinderreichtum unwiderleglich gezeigt . ES sei doch
unmöglich , die Krieger , die im Felde dem Feinde ihre Brust dar
geboten hätten , wieder in das System der Mietskaserne und des
Massenpserchö einzuzwängen , in die engrämnigen Wohnungen der
Hof - und Hintergebäude einzusperren , die der Tod eines gesunden
Familienlebens , kinderreicher Ehen und der Wehrhaftigkert seien .
DaS Reich Habs das größte Interesse daran , daß das ' kommende
Geschlecht mehr als bisher in engem Zusammenhaiig mit der Natur
auswachse ; daß die städlisckeir Ehen lvieder fruchlbar würden , daS
sei die wichtigste Kriegsrüstung für die Zukunft . Der bisherige
A r b e i t e r f ch u tz , der sich für die Wcbrhaftigkeit der Nation so
gut bewährt habe , müsse ausgebaut werden zu einem großzügigen
Volks schütz im Wohnungswesen . Das Reich darf das
nicht dem guten Willen der Einzelstaatcn überlassen ; gerade das
Schicksal des preußischen Wohnungsgesetzes beweise die Notwendig -
keit einer Nachprüfung der bisherigen Stellung des Bundesrats zur
WohnungSiroge .

Angesichts der Haltung der RegierungSvertreter blieb dem Aus -
ichiiß , wenn ander » er positiv wirk- ' ! , wollte , nicht » weiter übrig , als
diejenigen Beschlüsse zu fassen , die sich aus den Erscheinungen deS
Kriege » von selbst ergeben . ES handelt sich hierbei einmal um
Neichsunterstützung für Gemeinden und Koiinniinalverbände , welche
den Kriegsteilnehmern bezw . den betreffenden Hausbesitzern MietS -
beitrüge gewährt haben und weiter gewähren , sowie um Reichshilte
kür die Äbbürdung der während des Krieges gestundeten Mieten
bezw . Hypothekenzinsen der heimkehrenden bedürftigen oder schwach
bemittelten Krieger , unter Mitwirkung der Gemeinden . Ferner
sollen in den Etat neben einer Summe von 30 000 Mark zur
Uiiterstützung derjenigen Vereitligungen , welche die allgemeine
Förderung des KleinwohnungSwesens bezwecken . 10 Millionen
Mark eingestellt werden zur Förderung der Herstellung geeigneter
Kleinwohnungen für Arbeiter und gering besoldete Beamte in den
Betrieben deS Reiches und ReichsheereS sowie für Kriegsbeschädigte und

Witwen der im Kriege Gefallenen . Außerdem beaniragi der Ausschuß die

Einbringung mehrerer Gesetzentwürse , und zlvar einer Novelle zum
ZwangSversteigeriingSgesetz , und eines Gesetze » betr . Bürgschaften
des Reiches zur Förderung des Baue » von Kleiiuvobuungen jür
KriegSteiluchiner und deren Hinterbliebene , wie jür Reichs - und
Mililärbedienstete ; Weilers Gesetzentwürfe bezweckten die Schaffung
einer gesetzlichen Unterlage zur Errichtung von jiriegersiedelungeii
in Stadt und Land sKriegcrhcimstätten ) , die pra ' liichc Ausgcstalluiig
des Erbbaurechls , die Sicherung der Hausbesitzer und Mieier gegen
die Folgen des Krieges durch Ausdehnung der Wirksamkeit der be -
treffenden BundeSraisverordnungen über die KriegSzcit hinaus und
durch Sicherung der Mieter gegen willkürliche , der Billigkeit wider -
sprechende Kündigung und Sieigerung des Mletziiises , und endlich die
Förderung der linkündbareii TllgungShypolhekfür stüdli ' chen Bodenkredit
an erster und zweiter Siellc . Schließlich solle » noch die Regierungen der
Bundesstaaten , die bisher auf diesem Gebiet noch nicht vorgegangen
sind , veranlaßt werden , schleunigst öffentliche Schätzungsämier zur
Gesundung de ? städtischen BodenkrediiS zu schaffen und für die
größeren Städte bezw . größere Landssteile Stadlschaften für zweite
Hypotheken zu errichte ». '

Es ist ein ziemlich buntscheckiges Programm , daS der Ausschutz
entworsen hat . Hoffen wir , daß die Regierung den Beschlüssen Folge
leistet und so wenigstens die schlimmsten Mißstände beseitigt , linser
Ziel , die Schaffung eines e in h e i t l i ch e n W o h n u n g s g e s e tzes

'

für das Reich , dürfen wir aber darüber nicht aus dem Auge
verlieren .

politische Uebersicht .
Eine neue Kvicgskredit - Vorlage .

Dem Reichstage wird noch in diesem Tagungsabschnitt
eine weitere ttriegskreditvorlage zugehen , die wieder zehn
Milliarden Mark anfordern wird . Die Vorlage
dürfte in der Woche vor Pfingsten zur Erledigung kommen .

Zu der in Aussicht gestellten Vorlage bemerkt das „ Bcrl .

Tageblatt " :
„ Eine neue Anleihe wird vor dem Herbst d. I . nicht zur Aus -

gäbe gelangen ; vieimebr dürften die erforderlichen Suiiimcn , wie
bisher , zunächst durch die Begebung kurzfristiger Schatzanweisuiigru
beschafft werden . So beirachlel , hat die Kreditvorlage einstweilen
nur einen vorsorgenden Charakter . Notwendig war diese Vorlage
deshalb , weil den früher genehmigten i0 Milliarden Mark vier An -
leihen gegenüberstehen , die — abgesehen von begebenen Schatz -
scheinen — den Betrag von 35 Milliarden Mark erreichen . Die
Summen , die der Weltkrieg verschlingr , sind außerordentlich groß .
Sie erreichten zeitweilig zu Lasten der Rcichskasse zwei Milliarden
Mark für den Monat , sollen aber zuletzt geringer gewesen sein . . . *

Lebensmitteldiktator und Oberpräsident .
Die Königsberg « „Allg . Zeitung " berichtet , daß der neue Prä -

sident des KriegSnahrungSamtS v. B a t o c k i neben seinem neuen
Amt vorläufig auch das alte fortzuführen gedenkt , und zwar im

Jnteresie des ungestörten Wiederaufbaus Ostpreußens . Dort werde
er zwar durch den Oberpräsidialrat v. Bülolo vertreten , doch hoffe
er , von Zeit zu Zeit persönlich nach dort kommen zu können .

Charakteristisch ist auch die weitere Mitteilung de » BiatleS , die
wir dem . Lokalanzeiger " entnehmen : Die Nachricht von seiner Be -

rufung an die Spitze de « neuen NahrungSmittelamte » traf Herrn
v. Batocli ganz unerwartet auf einer Besichtigungsreise durch Ost -

Preußen mit dem Amerikaner Rippert ; bis Donnerstag voriger
Woche war ihm von der Absicht , ihn mit dem neuen Amt zu be -

trauen , nichts bekannt .
_ _ _

Gegen daS Steucrkompromiß .
Inder „ Liberalen Korrespondenz ' wird eine Er -

läuterung der Haltung der Fortschrittlichen Volkspartei zum Steuer -

kompromiß versucht . Es heißt da u. a. :

„ Bei den weiteren Verhandlungen ( nach d « ersten Ausschuß -
lesung . D. Red . ) stellte es sich heraus , daß die national -
liberale Fraktion für eine einfache Wiederholung des Wehr -
beitrogeS nicht eintrat . Auf der anderen Seile ließen die Ver -
Handlungen über die Verkehrs - und Verbrauchssteuern klar er -
kennen , daß die Sozialdemokraten vom Boden
ihres Parteiprogramms aus nicht in der Lage waren , für
irgendwelche indirekten Steuern einzutreten . Bei dieser Sach -
läge waren die Fortschrittler bor die Frage gestellt , ob .
sie bei der Deckung de ? notwendigen Bedarfs mit den Sozial -
demokraten auf der Forderung des Wehrbeitrages beharren und
damit in die Opposition gegen da » ganze Steuerprogramm der
Regierung eintreten , oder ob sie gemeinsam mit den übrigen Par -
teicil einen Weg suchen sollten , um zu ein « Verständigung zu
gelangen . Wenn die Fraklion sich einmütig in letzterem Sinne
entschieden hat , so war dabei ausschlaggebend , daß es nicht an -
gängig sei , mitten im Kriege dem feindlichen Auslande da »
Schaujpiel eines ParteieusireiteS über die Deckung der Aus -

gaben zu bieten , die der Reichstag für die Kriegszwecke bewilligt
hatte . . . "

DaS ,B « l . Tageblatt ' bemerkt dazu : „ Wir gestehen , baß wir

nnS mit einem Steucrkompromiß , das so ostentativ eigenartig einseitig

Industrie , Handel und Verkehr belastet und eine derart ausgeklügelte
Vermögensabgabe vorsteht , nicht befreunden können . ES hat fast
den Anschein , als ob die liberalen Parteien gar zu sehr dem

Wunsche der Regierung entsprochen haben , da « Kompromiß s o

rasch als möglich zustande zu bringen , damit sich Dr . Helfferich
seinem neuen Aufgabenkreise widmen kann . "

Eine Absage .
Die „ Liberale Arbeitsgemeinschaft " hatte auf ihrer Tagung in

München den Wunsch ausgesprochen , an die Stelle der bisherigen
liberalen Parteien eine große liberale Einheitspartei zu setzen .
Darauf erwidert „ Die Wacht " , das Korrespondenzblatt der rechts¬
rheinischen nationalliberalen Partei :

„ Wir können es uns wohl angesiefits des erhebenden Ver¬
laufes der KricgStagung der nationalliberalen LandeSpartci ver «
sagen , auf den Beschluß der Liberalen Arbeitsgemeinschaft näher
einzugehen , und glauben , daß es genügt , fmutidien , daß auf
unserem Vcrtretertag die einmütige AusfassullAtllpchte, daß die
nationalliberale Partei niemals und g e c tz t nickt
ihre Selb st ändigkeit aufgeben und darf .
Das gilt für Bayern — und ftir daS Deutsche RRch in ganz be -
sonderem Maße . "

Das Blatt will wissen , daß das auch der Standpunkt der Fort -
chrittlicken Volkspartei sei .

Auch der Z e n t r a l v o r st a n d der nationalliberalen Partei
hat sich in sein « jüngsten Berlin « Sitzung außer mit Deutschlands
Kriegszielen auck mit dein BerhältniS der Nationalliberalen zu an -
deren Parteien beschäftigt und folgenden Beschluß gefaßt :

„ Die gewaltigen Aufgaben auf dem Gebiete der politischen
imd wirtickaftltckeii Gesetzgebung stellen die nationalliberale Partei
beute und in der Zukunft vor Entscheidungen , welche nur unter
Aufrechterhattung der vollen Selbständigkeit
und Unabhängigkeit der Partei zu lösen sind. ' Aus
diesem Grunde fordert der Zentralvorstand die Parteigenossen auf ,
unter Ablehnung all « Versucke . diese Selbständigkeit aufzu -
heben oder einzuengen , den Ausbau der Parteiorganisationen im
Lande mit allen Mitteln zu fördern . "

Diese Entschließung ist sehr lehrreich für alle diejenigen Ele -
mente der bürgerlichen Linken , die bereits die große und einheitliche
liberale Partei auf dem Marsche glauben — bemerkt das „ Verl .
Tagebl . " hierzu .



Vermehrung der NuSlandSkenntniffe .
Im Herrenhause ist folgender Antrag des Uniberfiiäts -

Professors Trs H i l l e b r a n d t eingegangen : . Das Herrenhaus
wolle beschließen : die königliche StaatSregierung zu ersuchen , zur
Vermehrung der Auslands kennt nisse 1. an einer
Reihe höherer Schulen statt des bisherigen Englisch oder Französisch
allmählich andere moderne Sprachen obligatorisch einzu -
führen , 2. bei der Wahl dieser Sprachen die besonderen Verhältnisse
der Provinz oder des Ortes ( geographische Lage , Jndustriebedürs -
nisie usw . ) in Betracht zu ziehen , 3. durch Reisestipendien nicht nur
Oberlehrern , sondern auch jüngeren Universitätsdozenten die
Möglichkeit zn gewähren , im Ausland sich die praktische Kenntnis
der Länder zu erwerben , 4. besondere Vorkehrungen zur Förderung
der Orientalistik zu treffen . "

Schiebungen im Tuchhandel .
Vor einiger Zeit konnte der KriegsauZschutz für Konsumenten

interessen auf Grund eines offenherzigen Aufsatzes de ? . Konfettio »
närS " Bestrebungen von TextilhandelSkreisen zur Zurückhaltung
von Stoffen zwecks Preissteigerung aufdecken . Jetzt erhält er
auS einer glaubwürdigen Lachener Quelle die Meldung , daß dort
in der Tuchbranche allerhand Manipulationen zur Umgehung der
bskannilich nach obenhin begrenzten Fabrikantenpreise gemacht
werden : Die Fabrikanten setzen ihr eigenes Fabrikat nicht mehr
direkt an die Geschäfte ab , sondern der eine verkauft dem andern
sein Fabrikat , um dann die Ware des anderen als Großhändler
weiter zu verkaufen . Frage man z. B. bei einer Tuchfabrik , die schwarze
Kammgarnstoffe herstellr , nach dieser Ware , so sei sie nicht zu haben ,
wohl aber bunte Stoffe . Umgekehrt liefert der Fabrikant bunter
Stoffe jetzt nur noch schwarze Kammgarnstoffe usw. , damit nur nicht
zu Fabrikantenpreisen geliefert zu werden brauche .

Zwist in der Zigarettentndnstrie 7
Von dem Bund deutscher Zigarettenfabrikanten wird uns ge -

schrieben :
Vor einigen Tagen wurde die Nachricht verbreitet , daß sich in

der Arbciisvcreinigung der Zigareitenindustrie neue Gegensätze er «
geben haben wegen der vom Reichstag neu vorgeschlagenen Kontingen -
tierung . Die Meldung ist unwahr . Die Arbeitsvereinigung , die
KS Prozent der gesamten Zigarettenindustrie verkörpert , steht nach
wie vor geschloffen auf dem Standpunkt der Ablehnung der

borgeschlagenen Kontingentierung und weiß sich einig mitmindestens
weileren LS Prozent der Zigarctienerzeugung aus dem Verband
der deutschen Zigarettenindustrie , welcher den Kontingentiermrgsantrag
gestellt hat . _

Bedingte Begnadigung in der schweizerische « Militär -

justiz .
Aus der Schweiz wird uns geschrieben :
Der schweizerische Bundesrat hat soeben eine Verordnung mit

sofortigem Inkrafttreten erlassen , durch die dem General ( Ober -
b e f e b l e h a b e r der schweizerischen Armee ) da ? Recht gegeben
wird , bei allen Strafurteilen der schweizerischen Militärgerichte die

Begnadigung der Verurteilten eintreten zu lassen . Vorbehalten sind
nur die Todesurteile und Urteile des außerordentlichen Militär -

gerichts , denen gegenüber der Bundesversammlung das Recht der

Begnadigung zusteht , und ausgeschlossen davon sind nur die Kon -

tumazurtcile . Hingegen wird kein Unterschied gemacht zwischen
Militär - und Zivilpersonen . Die Straftat , wegen der die Verurteilung
erfolgte , darf nicht aus einer verwerflichen Gesinnung des Täters

beruhen . Die Bedingungen , unter denen die Begnadigung eine

definitive werden fall , werden vom General im einzelnen Falle be -

stimmt und er trifft auch die Maßnahmen zur Upberwachung der

bedingt Begnadigten unter Mitwirkung det Militärdeparrements und
der bürgerlichen Behörden . Die Aufsicht über bedingt begnadigte
Dienstpflichtige während des Dienste ? wird durch Armeebefehl
geregelt .

Diese hundesrätkilbe Begnadigungeverordnung ist ein Erfolg
der scharfen Kritik der schweizerischen sozialdemokratischen Preste und
der sozialdcmokraiischen Initiative auf gänzliche Abschaffung der

Militärjustiz . Zugleich soll durch die Verordnung der sozial -
demokratischen Initiative der Wind auS ihren Segeln genommen
werden .

Die Verordnung macht einen undemokratischen Eindruck wegen
der dem General übertragenen reinen Willkür zur Begnadigung , die

vielmehr dem Gericht hätte übertragen werden sollen . Mit dem

Dienstansiritt des Generals gehen die ihm zustehenden Befugnisse
auf den Bundesrat über , der auch den Zeilpunkt für die Außerkraft -

sctzung der Verordnung festsetzt .
Siegt die sozialdemokratische Initiative , so fällt damit die ganze

Miiilärjustiz dahin und die bedingte gerichtliche Begnadigung wird

durch das in der Vorbereitung befindliche neue BundeSstrafgesetz

eingeführt werden . _ _

SiT örst » und Zleischversorgung .
Die „ N o r d d. A l I g. Ztg . " schreibt in der Wirtschaft »-

politischen Wochenschau :
„ Tie Berichte über den Saatenstand lauten nach wie vor

außerPdentlich günstig und lassen erwarten , daß der Mißernte
von ISIS in diesem Jahre ein reicherer Bodenertrag folgt .

Wir haben nach der amtlichen Statistik im Jahre 1916 im

Deutschen Reiche 9 152 402 Tonnen Roggen und 3855841
Tonnen Weizen geerniet — insgesamt aso 18 008 243
Tonnen von beiden Hauptbrotgctreidcarten . Im letzten Friedens¬
jahre 1913 betrug die Weizcncrnte 4 055 958 , die Roggenernte
12 222 394 Tonnen ; die Erntesumme für Weizen und Roggen also
16 873 850 Tonnen . 1912 wurden rund 16 Millionen Tonnen
Weizen und Roggen erzeugt . Und zwischen diesen beiden Ernten ,
von denen also die eine um drei , die anoere um fast vier Millionen
Tonnen größer war als die von 1915 , wurde 1913 nach Um « und

Abrechnung des Mchlexports doch nicht viel weniger als eine Mil -
lion Tonnen Brotgetreide mehr ein - als ausgeführt . Schon die

erste Kricgsernte von 1914 war recht mäßig , aber sie überragte
die jüngste doch um mehr als 114 Millionen Tonnen . Eine Roggen -
ernte von so geringem Umfange wie die von 1915 haben wir seit
mehr als einem Dutzend Jahren nicht mehr gehabt .

Stärker noch als bei Prot - war der Ausfall beim

Futtergetreide . Ter Hafercrtrag stellte sich auf 5 936 034

Tonnen � gegen rund 0 Millionen Tonnen 1914 , beinahe 10 Mil -

lionen Tonnen 1913 . An Sommergerste wurden 2 483 752 Tonnen

geerntet — um rund 1,2 Millionen Tonnen weniger als 1918 .

Zieht man Weizen , Roggen . Gerste und Hafer zusammen , so be -

läuft sich der Mindcrertrag unserer Körnerernte von 1015 gegen -
über 1913 aui rund neun Millionen Tonnen .

Auch sonst waren unsere Futtermitteleriräge nichts weniger
als reichlich . Die Kleernte war ( mit 7 731 822 Tonnen ) die zweit -
schlechteste des letzten Jahrzehnts ( nur die des Dürrejahres 1911
blieb noch hinter ihr zurück ) . Der Wiesenertrag war der dritt -
schlechteste des letzten Dezenniums ; er war mit rund 24 Millionen
Tonnen um 5 Millionen Tonneu kleiner als 1914 und 1913 .

Diese schwere Mißernte hat ihre Ursache nicht etwa in schlech -
ter Bestellung . Im Gegenteil , selten ist der Acker so sorgsam und

umfassend bestellt worden wie zur Ernte 1915 . Nicht die Anbau -

fläche , sondern di « Hektarerträge sind zurückgegangen . Der Grund

des Mißerfolges war das ganz ungewöhnlich ungünstige Wetter

im Frühjahr und Sommer .

Wie stehen tvirjetzt ? Tie straffe Regelung unserer Ge -
treide - und Mehlversorgung sichert uns unseren rationierten Ver -
brauch bis zum Ende des Erntejahrcs , sichert uns darüber hinaus
eine Reserve , die den Uebergang ins neue Erntejahr auch bei un -
verhofstcn Ernteschwierigkciten gewährleistet .

Auch unsre Kartoffelversorgung ist auf der gegen -
wärtigen Beschaffungs - , BerteilungS - und Rationierungsgrundlags
bis zur neuen Ernte durchaus gewährleistet . Die Aufnahme vom
26 . April liegt für das Reich noch nicht bor . Für Preußen hat sie
einen Gesamtbestand von 92 723 804 Zentnern ergeben gegen nur
55 429 942 Zentner am 15. Mai 1916 . Von den Ende April er -
mittelten Vorräten geht allerdings noch ein ziemlich erheblicher
Saatgutbedarf ab . Auch darf nicht übersehen werden , daß der Zu -
griff auf die Kartoffel wegen der Knappheit der übrigen Futter -
mittel groß ist und sparsamer Verbrauch daher notwendig erscheint .
Wird andererseits berücksichtigt , daß das Ergebnis der Aufnahme
auS� technischen Gründen zweifellos hinter dem wirklichen Bestände
zurückbleibt , und daß mit einer Frühkartoffelernte von mindestens
8 % Millionen Zentnern für Preußen und mindestens 11 % Mil¬
lionen Zentnern für das Reich zu rechnen ist , so kann man das
Resultat der Bestandaufnahme nur als Bestätigung völliger und
zweifelsfreier Sicherung unserer KartoffelbedarfSdcckung deuten .
— An Kartoffeltrockenprodukten wurden am 26. April
im ganzen Reiche Vorräte von 1329 428 Zentnern ermittelt — eine
Menge , die etwa dreimal so groß ist , als vor der Aufnahme ange -
nommen wurde und die für die vorgeschriebene Verwendung und
Verarbeitung ohne weiteres ausreicht .

Die stärksten Wirkungen hat die vorjährige Mißernte , verbun -
den mit der Abschnürung der in Friedenszeiten regelmäßigen ,
außerordentlich großen Futrermitteleinfuhr , naturgemäß und un -
vermeidlich auf unsere Viehbestände geübt . Zwar ist selbst -
verständlich alle ? geschehen , um die Einfuhr an Bodcnerzeugnissen
zur menschlichen und tierischen Ernährung zu heben ; die mit Nu
mänien abgeschlossenen Verträge sind ja auS früheren Mitteilungen
der Presse betannt . Die Schwierigkeiten ( vor allem tranSporttech .
nischer Art ) , die sich rascher Abwickelung der Einfuhren in größerem
Umfange entgegenstellten , sind nach Möglichkeit beseitigt worden .
Die Einfuhrziffern der Zentraleinkaufsgesell -
schaft für Getreide , Futtermittel und Saaten zeigen deshalb eine
ständige , erfreuliche Aufwärtsbewegung ; während sie in den letzten
Monaten 1915 noch weit unter 100 000 Tonnen monatlich betrugen ,
stellten sie sich beispielsweise im April 1916 auf mehr als das
Doppelte dieser Menge . Insgesamt ist aber durch die Einfuhr
natürlich der Minderertrag der Heimaterzeugung nur zu einem
geringe » Bruchteil ausgeglichen worden — von den Aus -
fällen an derFriedenSeinfuhr ganz zu schweigen .
Der ganze Winter stand deshalb im Zeichen drückender Futter -
mittclknappheit , und es trat ganz von selbst ein , was so
häufig programmatisch gefordert wird : die Anpassung unseres Vieh -
bestandeS an die vorhandene Futtermittelbasis . Nach den vor -
läufigen Ergebnissen der Viehzwischenzählung vom
15. April betrug die Zahl der Schweine an diesem Tage ( im MMl
Reiche ) 13 303 500 Stück — gegen 16 569 090 ein Jahr ÖOther ,
19 289 483 am 1. Oktober und 17 292 892 am 1. Dezember 1915 .
Der Bestand ist also gegen den 1. Dezember um 23,1 Proz . zurück -
gegangen . Am stärksten ist die Verminderung naturgemäß bei
den Yt und 1 Jahr alten und über ein Jahr alten Tieren — gegen -
über dem 1. Dezember 46,7 und 39,7 Proz . Etwas weniger , aber
immerhin erheblich ( um 21,3 Proz . ) ist die Zahl der 8 Wochen
bis Z4 Jahr alten Schweine verringert . Dagegen haben die unter
3 Wochen alten Ferkel — also das Aufzuchtmaterial für eine etwas
spätere Periode — um 31,6 Proz . zugenommen ( 1. Dezember
2 812 206 , 15. April 3 700 460 Stück ) . Das bedeutet , daß in den

nächsten Monaten die schlachtreifen Schweine sehr knapp
sein werden , und daß die Schweineschlachtungen auf
das äußer st e eingeschränkt werden müssen , wenn nicht
durch Wegschlachten unreifer , junger Tier « die Hoffnung auf eine
bessere Fletsch , und Fettversorgung im nächsten Winter ver -
e i t e l t werden soll .

Weniger angegriffen , wenn auch in seiner Zusammensetzung
zuungunsten der unmittelbaren gegenwärtigen Versorgung ver -
schoben , ist unser Rindviehbe stand . Insgesamt wurden an
Rindvieh im Deutschen Reiche am 15. April 1916 19 873 169 Stück
gezählt . Da » ist nur um etwas über eine Million weni -

g e r als am 1. Oktober 1915 und um noch nicht zwei Millio -
nen wenig er als am 1. Dezember 1914 — zu einer Zeit also ,
wo in der Futtermittelversorgung noch beinahe normale Verhält -
nisse herrschien . Gegen den 1. Dezember 1915 betrug der Rückgang
am 15. April nur 2,1 Proz . Das bezieht sich freilich bloß auf die

Gesamtzahl . Im einzelnen haben seit 1. Dezember die drei
Monate biö noch nicht zwei Jahre alten Jungtiere um 6,9 , die
Bullen , Stiere und Ochsen um 8,7 , die Kühe um 4 Proz . abgenom -
men ; die Zahl der unter drei Monate alten Kälber dagegen ist —

ähnlich wie die der Ferkel — um 41,1 Proz . gestiegen . Die Zahl
der Milchkühe ist um noch nicht 800000 klenter als im Dezember
1014 . Auch hier also eine starke Verminderung der

schlachtreifen Klassen , die eine erhebliche Einschränkung
der Schlachtungen im Sommer bedingt , wenn wir nicht durch
Schlachten von Milchkühen die Milch - und Buttererzeugung , durch
Schlachten von unreifem Jungvieh die Fleischversorgung für den
nächsten Winter gefährden wollen . Wir müssen also — das ist die
klare und eindeutige Schlußfolgerung aus dieser Statistik — in
der nächsten Zeit mit stark eingeschränkten Mengen tierischer Nähr -
Produkt « vorliebnehmen , haben aber die Grundlage des Wieder -
aufbaueS unsere » vor dem Kriege so reichen Viehstapel » so gut wie

unversehrt bewahrt . Die sommerliche Jahreszeit erleichtert einen

weitgehenden Verzicht auf Fleischnahrung .
Hält die neue Ernte auch nur annähernd , was sie verspricht ,

dann stehen wir in wenigen Monaten auf fühlbar weiterer und

freierer Nährbasi » . Nur ein , zwei Millionen Tonnen Brotgetreide ,
zwei , drei Millionen Tonnen Futtergetreide mehr bedeuten bei

unserer straffen Organisation für die Brot - wie für die Fleisch -
Versorgung außerordentlich viel .

Statistlk der Prüfuugsstell « » .
Noch den der NeichspreiSstelle bis zum 31. März 1916 ge «

wordenen Mitteilungen sind auf Grund der Bundesratsverordnung
über die Errichtung von PreiSprüfungSstellen und die VerwrgungS -
regelnng vom 25 . September 1915 im Deutschen Reich 910 Preis «
V r ü s » n g S st e l l e n errichtet worden ; hierunter sind neben der

Reichspreisstells 12 LandcspreiSstcllcn und 1 ProvinzialpreiSstelle
mitgezählt ; von den 12 LandeSpreissiellen sind 4 zugleich als

Ortspreisstellen tätig . Werden sie auch dort mitgerechnet , so haben
wir in Deutschland 900 Orispreisstellen bezw , Stellen sür ein
örtlich enger begrnizies Gebiet . Davon entfallen 560 auf da ?

Königreich Preußen . 34 auf das Königreich Bahern , 116 auf
das

'
Königreich Sachsen , 21 auf das Königreich Württem¬

berg , 68
'

auf das Großherzogium Baden , während sich die

übrigen 95 auf die anderen Bundesstaaten verteilen . Von

den 900 Ortspreisstellen sind 458 sür größere Gemeinden errichtet ,
die dazu verpflichtet sind , und 442 sind sonstige PreisprüfungS -
stellen .

Llstr den ersteren sind 355 für den Bezirk einer Gemeinde ( da -
von in Preußen 251) , 14 sür den Bezirk mehrerer Pflichtiger und

auch nichtpflichtiger Gemeinden ( davon in Preußen 10) , 64 für einen

Kreis , in dem Pflichtige Gemeinden liegen , und 25 für mehrere
Kreise oder größere Bezirke , in denen Pflichtige Gemeinden liegen .

Den weitesten Umfang umspannt die Pretspriifungsstelle Groß -
Berlin : zu ihrem Bereich gehören neben vielen nichtpflichtigen
27 Pflichtige Gemeinden . _

Vrotzulagcn für Schwerarstcitende .
Demnächst sollen neue Zulagen zu den Brotrationen sür die

schwerarbeiiende Bevölkerung gewährt werden . Die Errechnungen
der möglichen Höhe dieser Zulagen sind noch im Gange .

das tägliche örot .
Anzeigepflicht für Flcischwaren .

( Amtlich . ) Der Bundesrat hat in der Sitzung vom
22 . Mai 1916 beschlossen , daß wer Fleischwaren ( FleischkonwMN ,
Räucherwaren von Fleisch , Dauerwürste aller Art , fleräitiQtttoL
Speck ) im Gewahrsam hat , zur Anzeige seiner nicht ledigfW zur

seinen Haushalt bestimmten Bestände sowohl an den Kommuna ? �

verband de « Lagerungsortes , wie auch , soweit die Mengen über

2000 Kilogramm betrogen , an die Reichsfleischsielle verpflichtet ist .
Die näheren Vorschriften Lber die Form der Anzeige werden von

den Landeszentralbehörden getroffen .

Abgabe von Fleisch a « fleischlosen Tagen .
In einem Erlaß der zuständigen Ministerien werden die O r t s «

Polizeibehörden ermächtigt , die Abgabe von Fleisch

an fleischlosen Tagen im E i n z e l f a l le ausnahmsweise

dann zuzulassen , wenn bei längerer Ausbewahrung ein Verderb des

Fleische ? zu befürchten ist . Von dieser Ermächtigung ist , wie eS

in dem Erlaß heißt , namentlich auf dem Lande für den Verkauf

von Fleisch auf Freibanken und für den Verkauf von notgeschka - btelen

Tieren Gebrauch zu machen . Da dort Freibänke vielfach nicht mit

Kühleinrichtungen versehen sind , würde e» zu einem Verderben des

Fleisches führen können , wenn der Verkauf von Fleisch insbesondere

auch der verkauf de « oft nur beschränkt halibaren Fleisches von not -

geschlachteten Tieren , grundsätzlich und ausnahmslos an den fleisch -

losen Tagen verboten bliebe , was unbedingt vermieden werden muß .

Ms Industrie und Handel .
Neutrale KriegSgewinue .

Der „ Tconomtste Fran ? aiS " enthält in seiner Nummer vom

22. April eine interessante Uebersicht der Gewinne der Schiffahrts -

gesell >chaften der verschiedenen Länder , von denen , neben den eng «

lischen und japanischen , besonders die SchiffohrtSuitiernehmungen der

n e u t r a l e n Länder besonders prosperieren . Ueber die Gewinne

der h o llä n d i sch en Gesellschaften im Jahre 1916 gibt folgende

Tabelle Ausschluß :

Holland - Amerika - Lini « . . . . 69 Proz . Dividende

Oostzee

. . . . . . . . .

25 , ,
Stomboot Maats Hillegersberger 40 , ,
Sollcweld van der Meer . . . 100 , »
Hontlvaart Co . . . . . . .100 , ,
Triton

. . . . . . . . . .

40 , ,
Zeevart S . S . Eo . . . . .. 60 , „

Die erste der genannten Gesellschaften , die Holland - Amerika -
Linie , deren Kapital nur 25 Millionen Frank beträgt , weist im Jahre
1915 einen Ueberichuß von 48 Millionen Frank aus . Die Dividenden

der acht s kandtnabtschett Gesellschaften für 1915 sind in

folgender Tabelle zusammengefaßt :

Dampskibsselskabet Progreß . . 50 Proz . Dividende
DampSkibSielSkabet Skandia . . 50 , ,
Somdenijeld NorSke Dampsk . . 20 , „
Brunsgaard Dampskibsselskabet . 20 # »
Ak Borgcsiad et Bergenske DampSk . 15 . ,
Stavangerske Dampskibsselskabet 8 , »
Sie . Norden Kopenhagen . . . . 80 , „
Sie . Danmark . . . . . . .80 „ ,

Selbstverständlich wird dieser glänzende Geschäftsgang auch auf
die allgemeine Lage der Schiffahrt nach dem Kriege nicht ohne

Einwirkung bleiben . Der Verfasser des Artikels im . Economtsts

Fran�ais " schreibt darüber : . Es ist wahrscheinlich , daß während
der ersten drei oder vier Jahre nach dem Kriege die Frachtsätze hoch
bleiben werden , ohne so ungeheuer groß wie heute zu sein . Tie

englischen und neutralen Schiffahrtsgesellschaften , die un -

geheure Gewinne während des Krieges erzielt haben , werden ihre

Flotten wicdcraujbauen und erweitern können . Die Vereinigten
Staaten schicken sich ebenfalls an , einen Teil ihrer zahlreichen

Flotte , die jetzt den Kabotagedienst versteht , für die große Schisfahrt

zu verwenden , und auch ihre Werften entwickeln gegenwärtig eine

außergewöhnliche Tätigkeit . " Auch die deutsche Handelsflotte
werde wahrscheinlich intakt dastehen . Am schlimmsten dagegen sei

die französische Handelsflotte daran , die stark abgenützt sei .

Reue Ausfuhrverbote .
Wie der Handelskammer zu Berlin miigeteilt wird , sind in

Schweden Ausfuhrverbote für unbearbeitetes Holz und mit Beil

oder Säge hergestellte Holzwaren von Esche , Ulme und Eiche , Reis -

wurzeln . Reisstroh , in Dänemark Ausfuhrverbote sür Säcke -

absälle , BambuS , spanisches Rohr , Rohrftöcke erlassen worden .

Bankverluste iu der Schweiz .
In 4' / , Jahren von 1910 bis zum Kriegsausbruch sind in der

Schweiz nicht weniger als 50 Bankuntcrnehmungen verkracht , wo -

durch die Aktionäre , öffentlichen Körperschaften und Genossenschaften
um 53 ' /z Millionen Frank , die Bankgläubiger um �

59 Millionen

Frank , zusammen um ll2V , Millionen Frank geschädigt wurden .
Gerade gegenwärtig spielt sich vor dem Gericht im Kanton Tessin
eilt solcher Banlprozeß ab . Der Bundesrat bereitet ein Gesetz für
die Beaujsichtigung der Banken vor .

Die Ausfuhr der Kcreinigteii Staaten bekirf sich 1915 auf
3486 Millionen Dollar gegen 2071 Millionen Dollar 1914 . Diese
Vermehrung erstreckt sich auf :

Brotgetreide . . . . 528 Millionen Dollar gegen 310

Rohbaumwolle . . . 417 » . » 343

Eisen u. Stahlwaren . 389 . » . 200
Fleisch . . . . . .259 , . , 183

Explosivstoff « . . . . 182 , , ,10
Kupfer . . . . . .125 , , , 117
Leder und Häute . . 117 , . . 07
Schuhwaren . . . . 89 » . ,17
Automobile . . . . III » , » 34
Baumwollwaren . . 96 , , ,50
Ehemische Produkte . 80 „ , 29

Im Dezember 19t 5 allein hat die Ausfuhr verschiedener Artikel

eine 10 —20fache Höhe der im Dezember 1914 erreicht ; z. B. :

1914 1915

Explosivstoffe . . . . L 299 000 46 100 000 Dollar »

Eisen und Kohle . . 14 900 000 45 800 000

Kupfer . . . . . .7 100 000 18 100 000 .
Fleisch u. Konserven . 12 700 000 25 100 000 ,

Aus diesen Zahlen ergibt sich die Tatsache , daß der europäische

Krieg dank der Unterstiitzung der Vereinigten Staaten geführt wurde .

Erncst I u d e t hofft in einen » Leitartikel des „Eclair " , daß
nach dem Kriege die 600 000 amerilanischcit Touristen , welche sich
bereits zur Besichtigung der Schützengräben angemeldet haben , wieder
einen guten Teil der Milliarden in das Land bringen werden , die

nach drüben gewandert sind .

Sozmies .
Haftet der Arbeiter für Diebstähle anderer ?

In mehreren Arbeitsordnungen befindet sich die Vor -

schrist , daß der Arbeiter für das ihm übergebcne Werkzeug
auch dann einzustehen hat , lvcnn es ohne sein Verschulden ,



z. B. durch Diebstahl eines Dritten abhanden gekommen ist .
Das hiesige Gewerbegericht wandte sich am Dienstag gegen
solche Vorschrift .

Ein Aurogenschweiher , der bei der A. E. G. beschäftigt war ,
klagte beim Gewerbegericht auf Zahlung von 43 M. , die ihm ab -

gezogen worden sind , weil ein von ihm benutzter Schweißbrenner
abhanden gekommen war . Die Firma berief sich auf eine Be -

stimmung ihrer Arbeitsordnung , wonach der Arbeiter haftet für das

durch sein Verschulden abhanden gekommene Werkzeug . Der Kläger
wies nach , daß er den Brenner am Abend in den ihm zugewiesenen
Werkzeugkasten gelegt und den Kasten verschlossen hat . Als er den

Kasten am nächsten Morgen öffnete , war der Brenner verschwunden .
Der Kläger hat das sofort im Betriebsbureau gemeldet �

und einem

Angestellten des Bureaus an Ort und Stelle nachgewiesen , daß zu
seinem Werkzeugkasten auch die Schlüssel anderer Kästen paffen , ein

Diebstahl also leicht ausgeführt werden kann . Trotzdem hat die

Firma dem Kläger den Wert des Brenners vom Lohn abgezogen . —

Das Gericht verurteilte die beklagte Firma zur
Zahlung von 43 M. , weil der Kläger für einen in seiner Ab -

Wesenheit verübten Diebstahl seines Werkzeuges nicht haftbar ge -
macht werden kann .

_

Unzulässige Nachtarbeit .

Auch bei Heereslieferungen sind die Schutzvorschriften der

Gewerbeordnung maßgebend , die Nachtarbeit sür Arbeite -

rinnen in Betrieben mit zehn Arbeiterinnen verbieten . Ein

ohne ausdrückliche behördliche Gestattung ( §Z 138 , 139 der

Gewerbeordnung ) erfolgtes Zuwiderhandeln des Verbots der

Nachtarbeit für Frauen ist strafbar .

In diesem Sinne entschied dem Gesetz entsprechend das Zwickauer
Landgericht in einer Strafsache gegen den Wirkwarenfabrikanten
Bernhardt in Lichtenstein , der Monate lang Arbeiterinneu von 8 Uhr
abends bis morgens 6 Uhr , oder von 7 Uhr abends bis 12 Uhr
nachts oder bis 7 Uhr morgens beschäftigt hatte , wiewohl die Be -

schäftigung für die Zeit von 8 Uhr abends bis 6 Uhr morgens der -
boten ist . DaS Gericht trug dem Einwand des Angeklagten , er habe
geglaubt , auf Heereslieferungen finde die Vorschrift keine Anwendung ,
bedenklich weit Rechnung und verurteilte ihn deshalb nur zu ein -
hundert Mark Strafe . Diese niedrige Strafe steht in schlechtem
Verhälwis zu dem durch die Verletzung der Schntzvorschrift erzielten
eigenen Gewinn und zu der erheblichen Gesundheitsschädigung der
Arbeiterinnen .

_

Gehört Polen noch z » Rußland ?

Diese Frage soll demnächst nicht etwa von Politikern und

Diplomaten , sondern vom — Berliner Gewerbegericht ent -

schieden werden . Die Entscheidung wird natürlich nicht die

künftigen Staatsgrenzen festlegen , sondern nur dahin gehen ,
ob einem Schlächtergesellen , der sich gegenwärtig im besetzten
polnischen Gebiet aufhalten soll , eine Lohnforderung gezahlt
werden darf . Den Anlaß zur Aufrollung dieser Rechtsfrage
bot folgender Fall , der am Montag vor der Kammer 6 des

Gewerbegerichts verhandelt wurde .
Die hiesige Firma „ Allgemeines Handelskontor� hatte für ihre

Fleischkonfervcnfabrik eine Anzahl von Schlächtergcsellen durch Vcr -
mittlung der deutschen Arbeiterzentrale aus Polen eingestelll . Einer
dieser Schlächter hörte auf und trat bei einem Geschäftsinhaber in

Charlotienburg in Arbeit . Als er hier arbeitete , beauftragte er dem

Angestellten der polnischen Berufsvereinigung , beim Gcwerbegcricdl
gegen die Firnia „ Allgemeines Handelskontor " auf Zahlung des
noch rückständigen letzten Wochenlohnes zu klagen . Hieraus
verschwand der polnische Schlächter aus Berlin . Wo er sich gegen -
wärtig aufhält weiß sein Prozeßvertreter nicht , er meint aber , sein
Mandant sei von hier nach Hamburg in Arbeit gegangen . — Der
Vertreter der beklagten Firma behauptet dagegen , der Kläger befinde
sich in Polen und so lange er sich dort aushalle , dürfe die Firma
nicht an ihn zahlen , denn durch die im September 1914 er -
lassene Verordnung werde ja verboten , Zahlungen nach Ruß -
land zu leisten . Uebrigens habe der Kläger seinen
Lohn erhalten . DaS könne aber nur in seiner Gegen -
wart bewiesen werden . Denn zwei Zeuginnen , welche die Lohn -
zahlung bekunden könnten , müßten dem Kläger gegenüber gestellt
werden , weil sonst eine Persouenverwechselung leicht möglich wäre

Zur Frage des Zahlungsverbots meinte der Vertreter des Kläger ? ,
dasselbe könne sich sinngemäß nicht auf das in deutschen Händen
befindliche und von deutschen Behörden verwaltete polnische Ge -
biet erstrecken . Die Rettagte vertrat dagegen den Standpunkt : Als
die Verordnung erlassen wurde , gehörte Polen ohne Zweifel zu
Rußland . Staaisrechilich müsse es auch jetzt noch als ein Teil Ruß -
lands angeschen werden . Die Firma würde sich also strafbar
machen , wenn sie an den Kläger nach Polen Zahlung leisten würde .

Das Gericht beschloß , vom Reichsjustizamt und vom deutschen
Verwaltungschcf in Warschau amtliche Auskunst darüber einzuholen ,
ob die in Rede stehende Verordnung auf das besetzte polnische Ge -
biet anzuwenden sei . Dem Vertreter des Klägers wurde auf -
gegeben , zum neuen Termin den Aufenthaltsort seines Mandanten
anzugeben . (z)

1SozIaltakraöselieF Mmelv !
Nenitölln ,

Am 21. Mai verstarb im La- !
zarett unser Parteigenosse

Franz Jäger
München er Str . 24, 23. Bezirk .

Echre seinem Zlndenkeu !

Die Beerdigung findet heute ,
den 24. Mai , nachmittags 3' / , Uhr ,
aus dem Garnison - Kirchhos in 8
der Hasenheide statt .
237/18 Vor Torstand .

cauBuszxiieszsa

Als weiteres Opfer des Welt - !
kricges siel am 8. Mai unser t
lieber Freund , der Musletier

HaH Zern
Infanterie - Regiment 52, 12. Komp . [
im 2L Lebensjahre . 7376 f

Wir werden ihm stets ein \
ehrendes Andenken bewahren .

Seine Freunde .

I Nach etnundeinbalbtägigem Kampf
I erlitt durch Granatsplitter den
I Tod am 9. April 1916 mein
I liebster jüngster Bruder , Gatte
j und Vater , der Musketier

psuZ Paeisch
Res. - Jns . - Rcgt . Nr. 51, 6. Komp. ,
im Wer von 26 Jahren .

Wen » Schwesterliebe könnte Wnn -
der tun

Und mein « Tränen könnte » Dich
erwecken ,

Ach, bann würde Dich,mem armes ,
liebes Bruderherz .

Dort nicht die fremde , kalte Erde
decken.

Zogst w den Krieg , als ahntest Du
den frühen Tod .

Starbst nun so schnell , so jung und
früh , geliebtes Brüdcrlein ,

Wirst nie von mir vergessen sein .
Zu Haus ' Hab' ich ein Plätzchen ,

Du liebe gute See! ' ,
Daran ich fitz' und weine , weil wir

uns nicht mehr wiederschw .
Und immersiag : warum ? warum ?

Im tiessten Schmerz
Deine trauernde Schwester Luise ,
Gertrud Pactsch als Gattin und i

Klcm- Üuliioden .
ES Ist so schwer dies zu verstehe .
daß wir Dich sollen nicht mehr

wiederseh ' n.
Dem Auge enirissen , dem Herzen

geblieben I
Ruhe sanft , mein Lieb , so weit von

Deinen Lieben . 17A

«itglied des ArbeHer - Turner - Bondes .

Wiederum haben wir folgende Turngenossen akS Opfer dcS

Weltkrieges z « beklage «:

KickaB ' eZ 1. Männer - Abt .

Cxustav Waschkowsky , i . MSuner - Abt .

Walter S�ittag , 2. Msnaer - Mt .

Walter . Voigt , 2. Manner - m

Wir werde » ihnen ein ehrende ? Andenken bewahren .

185/9 Der Vorstand .

der linunerlente Groß-Beröes.
Den Mitgliedern zur Nachricht ,

I daß unser langjähriges Mitglied
I und Kamerad

Albert Qualifz
Stettiner Straße 38

| verstorben ist.
Ghre seinem Andenke « I

Die Beerdigung erfolgt am j
I Donnerstag , den 25. Mai , nach -
j mittags 5 Uhr , auf dem alten I
! Pauls - Kirchhof in Plötzensee .
! 733b Der Vorstand .

. Gewidmet zu seinem
WÄ 23 . Geburtstage .

Als Opfer des Welt -
krieges fiel am 23. Novbr . 1915
mein lieber Mann , unser lieber
ältester Sohn , Schwiegersohn und
Bruder , der Musketier 731b

Qtto Brauer
geb. 24. Mai 1893 .

j DieS zeigen im tiefsten Schmerz an

Frau Auguste Brauer geb . David .
Wilh . Brauer und Frau

Rudolf
als Eltern .
Brauer als Bruder

!sM!idd. GeM!!lIe -ii . GtsztMli. j
ViUolv <Zroli - Ite ? I ! i » .

Den Mitgliedern geben wir !
I hiermit Nachricht vom Tode des |
[ Kollegen

Wilhelm Krüger
vom städt . Gaswerk Dit - chincrstr .

Ehre seinem Andenken !

Beerdigung am Mittwoch , den I
24. Mai , nachmittags 4 Ubr , von j
der Leichenhalle des Thomas -
Kirchhofes , tzermannstraße , ans .

j 11m rege Beteiligung bei der Be-
j statwng des Kollegen ersucht
I 33/9 Die Ortsvervalwng . |

Allen Freunden , Bekannten und
Verwandten die traurige Nach -
richt , daß unser lieber Sohn

Erich Klopstech
verstorben ist. 17A

Dies zeigen ttesbetrübt hier -
mit an

Die trauernde » Eltern .

Die Beerdigung findet am Don -
jl nerstag , den 25. Mai , nachm .
1 4 Uhr , von der Halle deS zweiten
i städtischen Friedhofes , Eithstraße
1 ( Blanke Hölle ) aus statt . _

z. Zt . im Lazarett .
s Gottlieb David , Schwiegervater .

Familie Hermann Brauer
als Onkel .

Familie Stolpmann als Bekannte .

Do guter Sohn und Bruder bist
nun nicht mehr ,

Dew Platz in unserm Kreis ist
leer .

reichst uns nun nicht mehr
die Hand ,

Du starbst zu früh sürS Kater -
land .

Wir konnten Dich nicht sterben
feh ' n,

Auch Sicht an Deinem Grabe
steh ' ».

Nichts können wir Dir mehr
bieten ,

Mit nichts Dich mehr ersreuw ,
Nicht ewe Handvoll Blüten
Aus Deinen Hügel streu *«.
O du Natur , die du freier bist ,
Streue Blumen um ihn her .
Könnten Menschen Wunder tun

I Und Tränen Tote wecken,
Dann würde Dich gewiß nicht dort
Die kühle Erde decken.

vr ~

cJttlto

I öeutseliEr Msllarlieiler -Yertiand !
Verwaltungsstelle Berlin .

Den Mitgliedern zur Nachricht , |
| daß unser Kollege , der Dreher

M Geisler
Reinickendorf , ©ommerstr . 14,

am 20. Mai gestorben ist .
Ehre seinem Andenke « k

Die Beerdigung findet am 1

I

Mittwoch , den 24. Mai . nachmittags
S1! , Uhr , von der Leichenhalle des |
Gemeinde - Friedhofes in Reinicken¬
dorf , Humboldtstraße , aus statt .

Rege Beteiligung erwartet
1 117/9 Die Qrtsvc rwaltnng .

Betonei ' BclzartieiierverM .
Zahlstelle Berlin .

Den Mii gliedern zur Nachricht .
l daß unser Kollege , der Lessten -
| Polierer

Franz $ 2ary
I Neukölln , Selchowcr Straße 2Z,

im Wer von 53 Jahren ge-
] slorben ist.

Ehre seinem Andenken k
Die Beerdigung findet am

l Donnerstag , den 25. Mai , nach -
mittags 5 Uhr , von der Leichen -

I halle deS neuen Jakobi - ltirchhofcs
1in der Hermannstraße , aus statt .

Um rege Beteiligung ersucht
j 87/4 Die Ortsverwaltnng .

Am Sonnabend , den 2V. d. M. ,
verstarb unser Kollege

Paul Deisler
Reinickeudors , Sommerstraße 14.

Er war unS em lieber , braver
Kollege , dessen Andenken wir
stets in Ehren halten werden .

Die Beerdigung findet heute
Mittwoch , den 24. Mai , nach -
mittags 3si , Uhr , von der Leichen -
halle dcS Reinickendorfer Ge «
mcindc - FriedhoseS aus statt . s31A

Die Zigarettenmaschinen -
führer der Firma Manoli .

Treues Gedenke » .

Zum Sterbetage meines lieben ,
herzensguten Mannes , treu -
sorgenden Vaters , dcS Land -
sturmmannes

Adolf ICelch
gefallen am 24. Mai 1915 .

ES ist so schwer , wenn fich zwei
Augen schfießeu ,

Zwei Hände ruh ' n, die elust so
froh geschafft .

Und meine Träne » stlkl und
heimlich fließen ,

Nicht vor der Welt , daheim tn
dunkler Nacht . USA

Ruhe sanft in Feindesland .
Wwe . Kelch nebst Sohn .

Verwaltung Berlin .
Ted - Amt Moritzplatz 10623 , 3578 . Bureau : Nungestraße 30.

Vertrauensmänner - Versammlung
der Perlmutt - und Knopfarbeiter

Mittwoch , den 84 . Mai , abends 0 Uhr , bei Thomas ,
Melchiorstr . 6 .

Ordentliche Generalversammlung
Donnerstag , den 25 . Mai , abends 8 Uhr ,

im GewcrkschaftShaus , Engelufcr 15 , groher Saal .

Tagesordnung :
1. Bericht der Berwaltnng . 2. Kassenbericht . L. Bericht der

Zlrbcitsvcrmittlcr und des Bibliothekars .
87/3 _ Ole Ortsverwaltnngr .

Haben Sie Stoff ?
ich fertigt davon Anzug od. Paletot j
nach Mass , schick , dauerh . Zutaten ■
von 28 Mark an. Moritz Labaad , ;
Neue Promenade8,II . ( StadtbJiörs . ) j

orrhoiden

k ßcWinden schnell u. schmenlos durch

IMyrobalannm
, sicher bewähr¬

teste äußerliche Anwendung M. 2,50.
Otto Reichel , Berlin 43 Ehenbahnstr. 4

Rnnalnneltellen für „Kleine Anzeigen "
Berlin C. A. Hahnisch , Ackerstr . 174.
O. Karl Melle . Detersburger Platz 4. N.
bi « .
V.

t >iW.
s .
so .

Wenzels , Markus strrße 36.

Fischer , Bastianstraße 6.
I . Hönisch , Müllerftr . 31a .

L. Zucht , Fmmanuelkirch str . 12.
A. Wolgast , Wattstraße 9. H.
Karl Mars , Greisenhagener Str . 22.
H. Böget . Lortzingitr . 3.

VW . Daloinon Joseph . WilhelmShavener Str . 48.
G. Schmidt , Bärwaldste 42.
St . Fritz » Prinzenftr . 31. H. Lehmann , Kottbuser Damm 8.
Paul Böbm , Lausttzer Platz 14/15 . P . Horkch , Engeluser 15.

,ldIer « Iiok . Karl Schwarzlose , Bismarckstr . 28.
Bnnmsetinlenrreg . H. Hornig , Maricnthaler Str . 18, I.
Borsisjvrnlde . Paul Kienast , Räuschftr . 10.
Vknriottenknr - . Gustav Scharnberg , Sesenbeimer Str . 1.
Zei - Iedrietrskn - ei » . Ernst Werkmann , Köpenicker Str . 18.
tirimnn . Franz Klein , Friedrich str . 10.
dokmumstlinl . Max Gonschur , Parkstr . 23
l4nrI « lior « t . Hermann Billing , Dönhoffstr . 23.
Köpenick . Emil Wiffler , Kietzerstr . 6, Laden .
Luchtenberg 1. Otto Seifet . Warteubergslr . L
Lichtenberg II . A. Rosenkranz , All - Boxhagen 5«.
Xcnkölln . M . Heinrich , Neckarstr . 2. C. Nohr ,

straffe 28/29 .
Nioder - Schönewelde . Wilh . Unruh , vrückenstr . 10.
. Xotvatves . Karl Krähnberg , Eisenbahnslr . 10.
Ober - Sehönesveide . Alfred Bader , Wilhelminenhosstr . 17, Laden .
Bnnko « - . Otto Riffmann , Müblenslr . 30.
Reiniekendori . P . Gursch , Provinz str. 56, Laden .
Sehöneberg . Wtlhelm Banmier , Meininger Str . 9 im Laden .
Spandan . Schuhmacher , Breitestr . 64.
Steglitz . H. Bernsee , Aljenstr . 5.
Tempelhoi . Joh . Krohu , Borujsiastr . 62.
Treptotv . Rodert Grainenz , Kieibolzstt . 412 , Laden
Weittensee . Gustav Roffkopf , Berliner Allee 11.
Wilmersdorf . Paul Schubert , Wilhelms anc27 .

Siegsried -

n . &. P . Uder .
Rerlin SO . 16 ,

• Sngel - Clfcr 5 ,

Tabak - Großhandlmig und Tabaklabrik .
Ranch - , Kao - , Schnupftabake , Zigarren , Zigaretten .

Vorteilhafteste Bezugsquelle für Wiederverkäufer .
Größte Auswahl gelagerter Zigarren in allen Preislagen .

Sämtliche be -
kannten Marken Amt illtpi . , 3014 .

4 fllfcoholfr . 6etr5nke ~ V

Franz Abraham
HÄmb. Mcssina - u. Römertrank - Kell .
C. 25Baitelstr . 8a, Fernsp . Kgst . 18708
< Kaete - Apas�a�an ►

mm » .

Dian3 - BaöÄrBä3dCT .
National - Bad , Brunnenstr . 3.

Passage - Bad IZm ' iT
Reform - Bad , Wiener Str . 65.

� Bäcker - u. Koncluoreien �
Br. Friedrich , Eisenbalmstr . 31.
A. Großhinsky,Boxhagenerst . 27 .

Oskar Hanke' s MtMml
75 Oescnaite

tat allen Stadtteilen Berlina
aowie in Neukölln u. Treptow

Gogpüredet 1CS2 .

F. Kiesewetter , Schnraibeunr ««. 16.
Felix Kynast , Dänenstr . 5.
G. Keier , Grünerweg 27.
Fr . Pribyl , Oenabrückerstr . Jg.
IsnMhon Filialen in allen
lilrlMU Stadtteilen .
Emil Werk , Samaritorstr . 8.
Otto Wolff , Treptow , Krüllst . Ig
Zachaa , Gr. - Licbterf . ,Cli ««ss «eit85a
Paul Zaslrow , Stromatr . 33.

d Bandagen , Sumtniw . b
R. Bauke , Stralauer Str . 56.
E. Kraus , KomBuilaattisti . ii .
A. E. Lange , Krunnenstr . 166

EpseheinL 2 mal
vechentiich .

4 Batter , Wer , Käse b
1 W& lhelm ääbel 1

P_ 25 eijgfene Filialen�

Untenstehende Gegohäfte
empfehlen sieh b. Einkäuf .

August Höltz efeschtttö.
Her « . Kunert , Cnlmstr . 29

4 Bierbrauerei . , BierfadandliTV pfeacao . �cKokoladg , (Jon' �TtareirijB

irouerelSöizois
empfiehlt

Quaiiiaisüiere
ersten Ranges

SAROTTI
Kakao und Schokolade

preiswert
beliebt in jedem Hanehalt .

d Kolonialvaaren ►
Fritz Hüstner , Schliemannatr . 11.

d Kaifee - Rosterai b

Kosmalla , £. , 4 Geschäfte

(Schröter , R
11*5558 43 Dtrhauleelellen 43 HB

ühly & Wolfram

Tont
250 GESCHÄFTE

) . neumann
_ 200 Niederlagen

4 Progen ugd Farben b
Werder - Brogeale , BshiJMiwent 6a

Osw . Berliner
Ür- Berliner , hell und dnnkel

C . Habels Brauerei
hell - Habelhrln - i «nkt \ .

Mönciicner Brauiiaus
Berlin und Oranienburg

iPiaHi mmm ? eiop !

Sp3ä * g - 9i * ei
Wcissfcicr, C. SreiüiMpt ,
PalisadanBtr . S? Ttl. Kjii . »081,2081

rsa/gfafcpütew tz

f Timner - Essig 1
überall erbülUlchl J

4 Eisen , Stahlw ,vyaften . Werk2. ►
Carl Jzmg; , Stromstr . 81.
R6hliuann . P. Jtflller «t . 40b,g . 9«>»»t
4 Fletsch - u. wue » ' » » . >

W . BecK
Inh . i Herm . Gerbsch

Charlottenburg , Berlinerst . 08- 60
Fleisch - und WnrstwareTifabnk

i. M ssl. M
Filialen und Niederlagen

in allen Stadtteilen
Nnr reelle Qualitäten

WUlyGerIdie,Peter9burgers «r ; 31
Otto Kor. gel . Alte Jacoketr . 26.
leekbn Inh Rosteckerstraßa « .
UKW. M «e! - - t . . u Vuest . dr .

4 Ifete , Mit - so . feizwaran »
Sebootr , Heem. , VVil««rsd . - St . es

Wester ,
dHerren - u . itna�engard . »

J - wrm _ Badstr . 26, Ecke
• JlbÄCI Prinzon - Allee .

fabiJdlltiioTÄi�ni
Lcsk * ASlupeclü , Stkgak - iÜMMi

Aa,rk >nat mteillistU EuuijttneU «
Kaffee , Tee , Kakao
und Schokolade etc .

Hamlurger Kiffet - Importgesckäfl
Emil Tengelmann

4 IHehlhantllunoan " V

lethkc , Georg . Ä -
NcuktülB, Elbcstr . 33, Kaiscr-Friedr .
Str. M, WeaossW. 189. Pricdelstr . 23

I Treptow, flräfe -wraC« 64.

Gae2e,Otto3fc ' �04t; n
F. Pfki ; pnachet , CoianncuatT . 18.
F Uf ( ürfar f rsn - oi - tt . 76
l . n . JWnSl Bok « Oc- vrystr .
4 Kurt - . \ fel >- . Wonw. ,iTikotag . d

Herrn annHeyer . IhtiKQieiiicrzL IL
4 Photear . Apnarate tz

HflihfQjhf SO. Kottbuserstr . 3.
. niulvEll auch Gelegeskeitfllrf .

Photo - Jons ea , Houptstr . 23.

j Woikopcilen »

„ Schweizerhof " ,
Meierei tmd Milchkuranstalt .

Emdener Str . 46. n Toi . II 2ZS5.
4 raghmaschinen ►

Gollnowstr . 26 |
>«? Nähmaschinen 1lellmasn , E

—

M© ier © g

IC. Bolle

I Berlin fu . 21j' ifitf""
Ältester und prßsite »
Milchwirtschaftücher
= Grossbetrieb =

Nähmaschinen
Lgden la aNea Stadttell . n. k

_ Schrntt - rvaraa ►
■I' f oefa no w, NL' ! 1u aeriQ-' Bae. T. II

4 Optikep , Meobanlliac b
Groß , Paul , Warscüauorstr . 06.
Schubert , Carl , Kklln . Ecrgstr . HS

lue , Llkdre , Fruditsüf te �

j
Flh ' alea in aSen StadteHen . S

Act . -
Ges .

�SMIerkaafestÄl . fö- i - ßerl .

Bocn�tamp
Semper ibem

anerkannt bester BitierlikSr

„ Deutschland " Berlin
Arbeiterversicherung — LchQtien -
Sterbckasaeii venich erg. 8.
d~Wirtsohattenx HAL'J . >" 5lh #acoci�

Hauptstr . 139.
_ _ _ off,üfml1 ■Brawr/' iKst' iiqtzt &it

ISlHflTtesdiiiif
Alo�anderpl - , KiiK . Sdiloßnio «.'

ftdahC - Jc, /
Frau A. I�age,
<

Kolonialwaren .

ÜWngner. Koni - gLl l . FleLaci . -tyBra�

ScoeuerUiD�SSJIall 'UcL-.U' riit.
gJercnitooTtiicstcT RepaßeCf : AlfteS Wrdeßfi , ReulöQjf S- fir fcerf änjetßkenteft TH�Aotke,iöctttt� Druck ckl. Berkag >VorwaririLuchbrucksrÄ ckk. Pertugstttsittth P < M & Co , Berlin SW .
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Die Meinungsverfthieöenheiten in öer

Groß - Derlmer Mbeiterjugenöbewegung
Hierzu wird uns vom Bezirksjugendausschutz Grotz - Berlin ge -

schrieben :

Einige Tageblätter der Partei und die „ Arbeitcr - Jugend "
brachten in letzter Zeit Mitteilungen über die Grotz - Berliner
Arbeiterjugendbeweg - ung , die den Tatsachen nicht entsprechen . Der
Bezirksjugend aus schütz von Grotz - Berlin ( B. I . A. )
sieht sich daher zu folgender Klarstellung veranlaßt :

Im März 1915 hat der B. I . A. ein Regulativ ausgearbeitet .
auf Grund dessen der Bezirksjugendausschutz von Grotz - Bcrlin sich
zusammensetzen sollte aus 18 Personen , und zwar aus 5 Vertretern
der Partei . 5 der Gewerkschaften . 5 der Jugendlichen . 2 des Sport¬
kartells und dem Jugendsekretär . Nach langen Beratungen wurde

diese Vereinbarung einstimmig , also auch von den Jugendlichen , an -

genommen . Sie stützt sich auf den Beschlutz des Nürnberger Partei -
tags , in dem es heißt : „ In den einzelnen Orten sind besondere
Kommissionen zu bilden . Die Kommissionen werden aus Vertretern
örtlicher Parteiorganisationen und der Gewerkschaftskartelle unter
Hinzuziehung von Vertrauenspersonen der jugendlichen Arbeiter
und Arbeiterinnen zusammengesetzt . Hierzu wurde folgende
„ Deklaration " angefügt : „ Diese Resolution ist so aufzufassen , daß
der Betätigung von lokalen Jugendorganisationen unpoliti -
s ch e n Charakters , die unter Mitbestimmung Erwachsener ihre Ver -

waltung selbst führen , nichts im Wege steht . "

Im November 1915 teilte die Berliner Gewerkschaftskommission
mit . daß sie sich veranlaßt sehe , die Mitarbeit im B. I . A. einzu -
stellen und domentsprechend ihre Vertreter aus dem B. I . A. zu -
rückzuziehen .

Vom November an nahmen an den Sitzungen nur die Partei -
und Jugendvertreter teil , außerdem nur ein Vertreter des Sport -
kartells sowie der Jugendsekretär , so daß die gleiche Zahl von
Jugendlichen und Erwachsenen in den Sitzungen anwesend sein
konnte .

Schon in einer Sitzung vom 9. Januar dieses Jahres hatte
der B. I . A. sich sehr lebhast mit der Frage der Umgestaltung der

Grotz - Berliner Avbeiterjugendbewegung befaßt . Im Prinzip
stimmten alle anwesenden Vorstandsmitglieder einer Umgestaltung
zu , nur über den Zeitpunkt der Inangriffnahme , ob sogleich oder

besser nach Kriegsende , war eine Einigung nicht zu erzielen . Dieser
Sitzung folgte am gleichen Tage eine Konferenz , auf der sowohl
Berlin als auch sämtliche Vororte vertreten waren ; auf ihr
wurde auch eine etwaige Neugestaltung der Jugendbewegung be -
sprachen und allen Anwesenden aufgegeben , in ihren Ortsaus -
schüssen , Gruppen , Bezirken usw . darüber zu beraten und Anträge
zur Neugestaltung baldigst beim B. I . A. einzubringen .

In seiner Sitzung vom 17. Januar d. I . beschloß der B. I . A. .
zunächst aufzufordern , bestimmte Vorschläge für eine Reorga -
nisation zu machen und mit den Sportorganisationen wegen gemein -
samer Arbeit in Fühlung zu treten . Am 2. Februar kam an die

Vorsitzende des B. I . A. ein Antrag einer von über 2<X> Funktio -
näreu besuchten Jugeirdversammlung , die dem B. I . A. folgende
Vorschläge unterbreitet «:

1. Einsetzung eines Zentralvorstandes , der sich aus Dele -
gierten der einzelnen Ortsvorstände zusammensetzt .

2. Wahl von Vorständen in den einzelnen Orten .
3. Gründung eines einheitlichen Mitteilungsblattes .
4. Bei Notwendigkeit auch Kassierung von Beiträgen .

Am 25 . Februar 1916 beschloß der B. I . A. mit Stimmen -
Mehrheit ( von 9 Anwesenden stimmten 7 dafür , 2 enthielten sich ) ,
an die Vorarbeiten zu einer Vereinsgründung heranzugehen . Ehe
noch der B. I . A. weitere Beschlüsse fassen konnte , beriefen einige
Jugeirdfunktionäre zum 26. Februar eine Versammlung ein , in der
u. a. auf der Tagesordnung stand : „ Berichte der Sitzung des
Arbeitsausschusses und Wahl des Aktionsausschusses . " Diese beiden
Körperschaften waren in letzter Zeit von einer bestimmten Gruppe
von Jugendlichen ins Leben gerufen worden , ohne hierzu die Zu -
stimmung der Jugendausschüsse einzuholen oder sie auch nur in
Kenntnis zu setzen .

Am 19. März berichtete der B. I . A. im Zentralvorstand von
Groß - Berlin über den Wunsch der Jugend , sofort eine Umgestaltung
der Jugendbewegung vorzunehmen , der Zentralvorstand stimmte
dem fast einstimmig zu und beauftragte den B. I . A. , einen Plan
der Neuorganisation auszuarbeiten , womit der B. I . A. die Vor -
sitzende betraute .

Am 18. März wurde der Statutenentwurf einer Versamm -
lung , die ausschließlich aus Berliner Helfern und Funktionären be -
stand , vorgelegt . Die Mehrheit der Diskussionsredner sprach sich
dafür aus , zwei hielten den Zeitpunkt für eine Neugründung
noch nicht gekommen und nur zwei forderten auf . dem inzwischen
von einer Gruppe Jugendlicher gegründeten Jugendbildungsverein
beizutreten , obwohl er noch keine Satzungen besaß .

Am 29. März nahm der B. I . A. das von der Vorfitzenden ent -
worfene Statut mit einigen Abänderungen an , dem auch der Zen -
tralvorstand beitrat . Der B. I . A. rief auf den 9. April eine
Konferenz der Jugeirdausschüsse für Groß - Berlin ein . Zu dieser
waren zwar zahlreiche Anträge eingegangen , doch nur einer davon
wollte grundsätzliche Aenderungen . Er war eingereicht im Auftrage
des neugegründeten Bilduugsvereins und forderte : „ von einer Neu -
gründung abzusehen und sich diesem Verein anzuschließen . Sein
Statut , das nun vorgelegt wurde , unterschied sich in zwei Haupt -
punkten von dem des B. I . A. : Dieses forderte für die Vereinsmit -
glieder das 29 . Lebensjahr als Altersgrenze , während jener Verein
überhaupt keine Altersgrenze zieht . Ferner fordert der B. I . A,
entsprechend dem Nürnberger Beschlutz , daß dem Vereinsvorstand
ein Beirat von Erwachsenen mit Stimmrecht angehöre , der auf der
jährlichen Generalversammlung von der Jugend zu wählen ist .
Hauptsächlich gegen diese Bestimmung wendeten sich die Vereinsmit -
glieder . die von einem stimmberechtigten Beirat nichts wissen
wollten . Als Vorstand waren zwölf Jugendliche und der Jugend -
sekrctär vorgeschlagen . Doch wurde ausdrücklich hervorgehoben , daß
es den Jugendlichen völlig anhcimgestellt sei , auch eine größere Zahl
von jugendlichen Vorstandsmitgliedern durch Statut festzu -
legen .

Es ist also eine irreführende Berichterstattung , wenn der
. . Bremer Bürger - Zcitung " aus Berlin berichtet wird : „ der Vor -
itand des zu gründenden� „ selbständigen Vereins " sollte aus acht
stimmberechtigten Erwachsenen und neun Jugendlichen bestehen " .

Bei den Beratungen auf dieser Konserenz ergab sich nun das
Unerwartete , daß die meisten Vororte von dem Plan einer Reorga -
nisation überhaupt nichts wußlen , ja sogar ein Teil der Berliner
Jugendsunktionäce schien ebenfalls überrascht ! Von denen , die be -
reits Stellung dazu genommen hatten , waren ungefähr ebenso
viele für wie gegen eine Vereinsgründung . Völlig ablehnend ver -
Helten sich nur die Anhänger des bereits gegründeten Jugend -

bildungsoereins .
Um den nicht unterrichteten Vorortausschüssen und den An -

Hangern des neuen Bildungsvereins erneut Gelegenheit zu geben .
die Frage eingehend zu prüfen , wurde einstimmig ein Vertagungs -
antrag angenommen . Es wird also erst die nächste Konferenz , die
Ende dieses Monats stattfinden soll , zu entscheiden haben , ob es bei
der bisherigen losen Form der Jugendbewegung in Groß - Berlin
bleiben oder ein Bildungsvcrein gegründet werden soll .

l
Mus Groß - öerlin .

vom Kohlenverbrauch üer Staöt Derlin .
Der Plan , für die Stadt Berlin ein eigenes Kohlenberg

Werk zu erwerben , legt die Frage nahe , welchen Kohlender
brauch die Stadtverwaltung in ihren Werken und A n �

stalten hat . Aus den Etats der einzelnen Werke und An

stalten die Verbrauchsmengen vollständig zusammenzustellen
oder die Kostenbeträge genau zu berechnen , ist leider nicht

durchführbar , weil in den Angaben nicht immer die Mengen
und Kosten der Kohlen , des Koks , des Holzes , des Heiz
gases usw . von einander getrennt sind . Möglich ist aber ,
einen Ueberblick wenigstens über den Verbrauch derjenigen Werke

und Anstalten zu gewinnen , die nach ihrer Größe und Be

deutung hauptsächlich für die vorliegende Frage in Betracht
kommen . Wir benutzen dabei die für das laufende Etats

jähr 1916 angenommenen Verbrauchszahlcn , wie sie in den

Etatsentwurf eingestellt worden sind .
Der weitaus größte Teil des Kohlenverbrauchs der Stadt

Verwaltung entfällt begreiflicherweise auf die Gaswerke und auf
die jetzt gleichfalls der Stadt gehörenden Elektrizitätswerke .
Für das Etatsjahr 1916 wird bei den Gaswerken ein

Verbrauch von über 22 Millionen Zentner Kohlen zur Gas >

erzeugung erwartet , der bei einem Preis von 1,10 M. für den

Zentner eine Gcsamtaufwendung von reichlich 31 Millionen

Mark erfordert . DieE lektrizitätswerke rechnen mit einem

Verbrauch von 19 Millionen Zentner Kohle zu 1,29 M. , das

gibt eine Gesamtaufwendung von 12 Millionen Mark . Diese
beiden Betriebe zusammen erfordern allein iiber 32 Millionen

Zentner Kohle verschiedener Güte , für die über 43 Millionen

Mark ausgegeben werden sollen . Dazu kommen als Ver

brauch für den Betrieb der Wasserwerke 489 999 Zent
ncr Kohle zu 1,33 M. , also zu einem Gesamtbetrag von
648 999 M. Bei den Kanalisationswerken sind die

für den Betrieb der Pumpstationen nötigen Brennstoffe nebst

elektrischem Strom mit zusammen 847 999 M. angesetzt ,
wovon über zwei Drittel für Kohlen ( hauptsächlich
463 999 Zentner ivestfälische Nußsteinkohle ) draufgehen dürften .
Der Brennstoffverbrauch des Vieh - und Schlachthofes
soll ( abgesehen von Koks und Holz ) hauptsächlich durch 227 999

Zentner Jndustriebriketts gedeckt werden , und 46999 Zentner
Briketts will außerdem die Fleischverwertungsanstalt brauchen ,
so daß hier bei zusammen 273999 Zentner Briketts rund
299999 M. ausgegeben werden müssen . Für die Markt

hallen werden ( immer abgesehen von sonstigem Brennstoff )
hauptsächlich 25 999 Zentner Nußkohle erforderlich sein , macht
etwa 36999 M. Der besondere Verbrauch für Bureaus von
Werken kann außer Betracht bleiben , weil er für das Gesamt '
ergebnis nicht ins Gewicht fällt .

Erheblich sind auch die Brennstoffmengen , die in den An

stalten der Stadt teils zur Heizung , teils für den Maschinen
und Wirtschaftsbetrieb gebraucht werden . Mit dem größten
Verbrauch stehen hier an der Spitze die Heil - und

P f l e g e a n st a l t e n für körperlich oder geistig Kranke . Die

„ Krankenstadt " Buch hat ihre eigene Zentrale , die alle

dortigen Anstalten mit Heizung , Beleuchtung , Warmwasser ,
Gebäck , Wäsche usw . versorgt . An Kohlen will die Zentrale
rund 439 999 Zentner im Werte von 523 999 M. verbrauchen .
Für die übrigen , nicht in Buch gelegenen Heil - und

Pflegeanstalten ( Krankenhäuser , Irrenhäuser , Heim -
statten ) ist in den Etat eingestellt ein Kohlen -
verbrauch von etwa 999999 Zentner , deren Wert über
1 Million Mark beträgt . Dazu kommen bei den Bade -
an st alten 239 999 M. Ausgaben für Brennstoffe ,
wohl gleichfalls zumeist für Kohlen . Die gesamten Ausgaben
des Gesundheitswesens für Kohlen sind auf etwa 2 Millionen
Mark anzunehmen . Für die Anstalten der Armen - und
der Waisenpflege ( Hospitäler , Arbeitshaus , Obdach ,
Waisenhäuser , Erziehungshäuscr ) wird ein Kohlenverbrauch
von rund 149999 Zentner im Werte von über 159999 M.
erwartet . Die Heizung der Schulen und aller sonstigen
Unterrichtsanstalten soll etwa 139999 Zentner Kohlen im
Werte von etwa 135999 M. erfordern .

Diese Aufzählung macht Anspruch weder auf Vollständig -
keit , noch auf Genauigkeit , die nach den Angaben des Etats -

entwurfs , wie schon gesagt , ohnedies nicht zu erreichen wäre . Es

fehlen in unserer Zusammenstellung noch manche kleineren

Ausgabeposten für Kohlen , die in Anstalten und Bureaus der
Stadt (z. B. in der Desinfektionsanstalt , in den beiden Rat -

Häusern , in den Standesämtern usw . ) verbraucht werden .
Nebenbei bemerkt : es sind auch immer nur die Ausgaben für
Kohlen (einschl . Briketts ) , auf die es uns hier ja nur an -
kommt , nicht aber die für Koks , Holz , Heizgas usw . berück -

sichtigt . Alles in allem kann mau die jähr -
lichen Aufwendungen der Stadt Berlin
für Kohlen zum Betrieb ihrer Werke sowie zur Ver -

sorgung ihrer Anstalten jetzt auf 47 Millionen
Mark oder mehr veranschlagen . Der Gesamtbetrag ist
gegenüber dem der vorhergehenden Jahre infolge der Kohlen -
tcucrung ganz außerordentlich gestiegen .

Bei einem solchen Verbrauch ist wohl nicht zu bezweifeln ,
daß der Erwerb eines eigenen Kohlenberg -
Werkes für die Stadt vorteilhaft wäre . Er könnte

sich lohnen schon bei Deckung nur ihres Eigenbedarfs , wobei

sie als ihre eigene Kohlenlieferantin einen beträchtlichen Ge -
winn behielte . _

Türkische Abgeordnete wurden gestern im Berliner RathauZ von
den städtischen Behörden empfongen . Der Oberbürgermeister hielt
eine Ansprüche , die von den Gästen erwidert wurde . Schulkinder
begrüßten die lürkischen Gäste durch Absingen einiger schöner Lieder .
An den Empfang schloß sich eine Besichtigung verschiedener städtischer
Einrichlungen . _

Bestrafungen wegen Kriegswuchers .
Verurreilr wurden :

Vorn A m t s g e r i ch r Berlin - Weißensee :
Bäckermeister Albert N e u m a n n , Weißensce , Berliner

Allee 230 , am 26. April zu einer Geldstrafe von 30 M. , hilfsweiie
zu 6 Tagen Gefängnis , weil er Roggenbrole verlaust bat , die nicht
das vorgejchnebene Einheitsgewichr von 1950 Gramm hatten .

Vom Amtsgericht Köpenick :
Kaufmann Oskar Trenner . Oberschöneweide . Wattstr . 1,

am 10. März zu 50 M. Geldstrafe eventuell zu 10 Tagen Haft
wegen Ueberschreilung der auf dem Aushang stehenden Preise .

Kolonialwarenhändler Paul Höppner , Johannisthal ,
Friedrichstraße 59, am 14. April zu 30 M. Geldstrafe event . sechs
Tagen Gefängnis wegen Ueberschreilung der Höchstpreise sür Schlack -
Wurst .

Kolonialwarenhändler A u g u st Könnecke , Oberschöneweide ,
Wilhelmlnenhosstr . 43 , am 31 . März zu 30 M. Geldstrafe eventuell
sechs Tagen Gefängnis wegen Ueberschreilung der Höchstpreise für
Schlackwurst und Nichtausführung der Schlackwurst auf der ausge -
hängten Preistafel .

Milchhändlerin Berta Krätke , geb . Sielaff , Oberschöne -
weide , Edisonstr . 20, am 26 . April zu 20 M. Geldstrafe event .
4 Tagen Gefängnis wegen Ueberschreitung der Höchstpreise für
Butter .

Schlächtermeistersfrau EmilieBrey , geb . Winter , Friedrichs -
Hägen , Scharnweberstr . 24, am 26 . April zu 30 M. Geldstrafe event .
6 Tagen Gefängnis wegen u> Ueberschreitung der Höchstpreise sür
Fleisch und Fett , d) Zurückhalten von Schweinefett .

Handelsfrau Auguste L u k o w geb . Halbmeier , Oberschönc -
weide , Rathenaustr . 33, am 1. April zu 30 M. Geldstrafe eventuell
6 Tagen Hast wegen Zurückhaltung von Bandnudeln .

Frau Agnes Brauer geb . Lehmann , Oberschöneweide , Wil -

belmtncnhofstr . 16, am 5. Februar zu 6 M. Geldstrafe ev. 2 Tagen
Gefängnis wegen Ueberschreitung der Höchstpreise für Schweine «
fleisch .

Frau Ida Wandelt geb . Wendt , Lichtenberg , Wördenstr . 65 .
am 6. Mai zu einer Geldstrafe von 20 M. evtl . 4 Tagen Gefängnis
wegen Ueberschreitung der Höchstpreise in Wurstwaren und in einen ,

zweiten Falle zu einer Gcldstrase von 10 M. evtl . 2 Tagen Gesäng -
nis wegen Ueberschreitung der Höchstpreise für Schlackwurst .

Frau Elise G r e n' d geb . RaudiuS , Lichtenberg , Türrschmidt -
straße 16, am 10. April zu 30 M. evtl . 6 Tagen Gefängnis wegen
Ueberschreitung der Höchstpreise für Schlackwurst .

Die Kolonialwarenhändlerin Margarete Dörr geb . Kern ,
Oberschöneweidc , Luisenstr . 7, am 24 . Januar zu 9 M. Geldstrafe
event . 3 Tagen Gefängnis wegen Ueberschreitung der Höchstpreise für
Milch .

Frau Emma Kleischmann geb . Rauscher , Oberschöneweide ,
Siemensstr . 18, am 29. Januar zu 25 M. Geldstrafe event . 5 Tagen
Gefängnis wegen Ueberschreitung der Höchstpreise für frisches
Schweinefleisch .

Handelsmann Julius Kruse , zu Neuhönow , Kreis Nieder -
barnim , am 28. März zu 20 M. Geldstrafe eventuell 4 Tagen Ge -
fängnis wegen Ueberschreitung der Höchstpreise für Kartoffeln .

Handclsfrau Marie Kruse geb . Pichera , zu Neuhönow ,
Kreis Niederbarnim , am 28. März zu 20 M. Geldstrafe eventuell
4 Tagen Gefängnis wegen Ueberschreitung der Höchstpreise für
Kartoffeln . _

Ter Straffenbahnwagen in der Baugrube .
Ein eigenartiger Unfall , bei dem es zum Glück gut abging ,

stieß gestern einem Straßenbahnwagen an der Ecke der Zimmer -
und Charlottenstraße zu. Hier werden seit einiger Zeit größere
unterirdische Arbeiten an den Gasleitungen ausgeführt . Die Bau -

grübe ist wie üblich mit Bohlen abgedeckt . Als nun der Trieb «

wagen 1898 der Linie 17 mit dem Anhänger 518 von der Zimmer «
in die Charlottenstraße einbog , entgleiste der Anhänger und geriet
auf den Bohlenbelag . Dieser erwies sich auf der linken Seite als

zu schwach , um die schwere Last zu tragen . Die Räder brachen
durch , der Wagen legte sich auf die Seite und sank ein , bis er mit
der Kante des Oberbaues auf dem Asphalt wieder Halt fand . Der

Zug blieb mit einem gewaltigen Ruck stehen . Die Fahrgäste des

Anhängers sprangen erschrocken auf und liefen schreiend aus dem

Wagen heraus . Alles beruhigte sich aber gleich wieder , als man

sah , was geschehen war und feststellte , daß niemand eine Verletzung
erlitten hatte . Auch die Scheiben des Wagens waren ganz ge -
blieben . Nur der Rahmen der Räder war eingedrückt . Ein Nettungs -
wagen der Straßenbahn brachte den Anhänger mit drei Winden
wieder auf die Schienen . Die Verkehrsstörung hatte eine halbe
Stunde gedauert . _

Ein langjähriger Spandaucr Parteifunktionär , der Gefreite Ge -
nosse Wilhelm F r o m m a n n , ist am 11. Mai als Opfer des
Weltkrieges gefallen . Genosse F. war unausgesetzt tätig als Be -
zirksführer , Kassierer des Bildungsausschusses und Delegierter des
Kartellausschusses . Der Spandauer Wahlverein verliert in dem
Verstorbenen einen eifrigen Genossen , der stets in uneigennütziger
Weise seine ganze freie Zeit in den Dienst des Proletariats stellte .
Die Arbeiterschaft wird ihm stets ein treues Andenken bewahren .

Arbeiterbilduugsschule . Auf den Lichtbildervortrag „ Die
Mark Brandenburg als Naturwissenschaft -
liches Wandergebict " , der heute , Mittwoch abend
8ffz Uhr im Hörsaale der Schule , Liiidenstr . 3, 4. Hof rechts 3 Tr .

stattfindet , sei nochmals hingewiesen . Der Vortrag soll die

naturwissenschaftlichen Sonntagsausflüge einleiten , die in der

Sonntagsnummer des „ Vorwärts " im einzelnen angeführt
sind . Es sei dabei erwähnt , daß die Teilnehmerkarten für
den nächsten Ausflug ( Rüdersdorser Kalkberge usw . ) schon
jetzt an den angegebenen Stellen für 39 Pf . zu haben sind .
Die Ausflüge finden bei jedem Wetter statt .

Donnerstag , den 25 . Mai , abends 8' /z Uhr , im

Hörsal der Schule : Wissenschaftlicher Einzclvortrag : Eng -
land und Irland . Vortragender : Genosse Eduard

Bernstein . — Eintrittspreis 19 Pf .

Uebcr 1000 Brotkarten besaß ein „ Arbeiter " Paul Polack , der
gestern in der Gipsstraße festgenommen wurde . Ein Kriminal -
beamter stieß vor einigen Tagen wieder auf einen Mann , der in
Schankwirtschaften Brotkarten an die Gäste zu verkaufen versuchte .
Er hielt ihn an und brachte ihn nach der Wache . Hier fand man
bei ihm , einein ländlichen Arbeiter , nur 6 Karten . Der Mann gab
zu, daß er einige verkauft habe und behauptete , er habe alle zu -
sanimen von einem anderen Mann , der bei seiner Festnahme
auch in der Nähe gewesen sei , zum Verkauf erhalten .
Diesen Mann kannte er nicht . Er beschrieb ihn aber so
emgehcnd , daß der Beamte auf ihn fahnden konnte . Nach
längeren Beobachtungen sah der Beamte den Beschriebenen gestern
in der Gipsstraße , nahm ihn fest und brachte ihn nach
dem Polizeipräsidium . Bei ihm fand man nicht weniger als 600 M.
in barem Gelde und noch über 1000 Brotkarten , die nachweislich
durch Einbruch den Brotkommissionen in der Demminer Slraße und
in der Boddinstraße zu Neukölln gestohlen worden sind . Der Ver -
haftete , der „ Arbeiter " Paul Polack , der erst vrr einigen Wochen
aus dem Gefängnis entlassen wurde , behauptet , daß er zweimal je
400 Karten von einem Unbekannten für 150 M. gekauft und die
anderen irgendwo gefunden habe . Er ist aber dringend verdächtig ,
die Eindrücke selbst verübt oder wenigstens an ihnen teilgenommen
zu baben . Sein Handel muß sehr lohnend gewesen sein . — Einen
„ Mißgriff " machten Einbrecher bei der Brolkommission in der Culni -
straße . Es fielen ihnen zwar mehrere Hundert Brot - und Zusatz -
karten in die Hände , alle diese galten aber nur sür die 64. Woche .
Nur die Milchkarten , die sie außerdem noch mitnahmen , sind noch
güllig .

Den Tod im Wasser suchten gestern eine 58 Jahre alte Frau
Elisabeth K. aus der Soldiner Straße und ein 21 Jahre altes Dienst -
mädchen Elise H. aus der Hohenstaufenstraße . Frau K. war unheil «
bar krank und ging , weil sie die Schmerzen nichl mehr ertragen
konnte , an der Fcnnbriicke in den Spandauer Schiffahrts «
kanal . Sie hinterließ einen Brief , daß ihr Vorhaben gelungen sei ,
wenn sie bis um 8 Uhr nicht wieder zurückkehre . Man solle sie
dann an der Fennbrücke suchen. Kort wurde sie dann auch ge ,



und SN. Man dachte sie noch nach dem V! rchow - Krankenhaus ,
die Aerzie konnten aber nur noch feststellen , daß sie schon tot war .

Das junge Mädchen sprang in Neukölln an der Kaiser - Friedrich -
Straßen - Brücke in den Schiffahrtskanal und ertrank . Abends landete
man seine Leiche . Was es in den Tod getrieben hat , ist noch
nicht bekannt . Es diente seit einem Vierteljahr bei einem Kauf -
mann .

AuS dem Vcrbindungskainil gelandet wurde an der Kaiserin -
Augusta - Allee die Leiche einer unbekannten Frau von etwa 50 bis
55 Jahren , die ihrem Aeußeren nach wohl dem Arbeiterstande an -
gehörte . Die Tote ist ungefähr 1,65 Meter groß , hat schlechte Zähne
und trug einen schwarzen Umhang , eine schwarze Bluse , einen
dunklen Rock und einen rot - braun gestreiften Unterrock . Nack dem
Zustande der Leiche hat sie wohl nur erst kurze Zeit im Wasser
gelegen .

Mehrere Gewitter gab eS gestern in den frühen Morgenstunden
in der Umgebung Berlins . Sie waren nichl sehr schwer und die

Entladungen nicht heftig . Um so erfreulicher ist , daß sie wenigstens
hier und da ergiebigen und ruhigfallenden Regen brachten . Die

Niederschläge , die schon seit Sonntag abend eine sehr ersehnte Er -
frischung brachten , fanden so eine recht erfreuliche Ergänzung . Die

reiche Winterfeuchtigkeit hat zwar bisher noch standgehallen . Aber
die Oberschicht unseres Sandbodens verlangte doch schon wieder

nach Regen , der jetzt besonders auch dem Gemüse und den Kartoffeln
zugute kommt .

Der Dicbesörief . Mit einem neuen Trick arbeiten Einbrecher ,
durch die eine Kriegerwitwe in Wilmersdorf empfindlich geschädigt
worden ist . Die Zigarrenhändlerin Glawe in der Berliner Str . 127
in Wilmersdorf , deren Mann vor einigen Wochen im Felde gefallen
ist , erhielt dieser Tage einen Brief , in welchem ein angeblicher Ka -
merad ihres Mannes sie bittet , mit ihm auf dem Bahnhof Friedrich -
straße zusammenzutreffen , da er ihr Grüße von ihrem Manne und

einige Werigegenstände zu überbringen habe . Die Kinder möchte sie
mitbringen . Frau G. machte sich natürlich auch auf den Weg ,
wartete aber längere Zeit vergeblich auf den Feldgrauen . Als sie
nach Hause zurückkehrte , mußte sie erkennen , daß sie in eine Diebes -

falle gegangen war . Während ihrer Abwesenheit hatten nämlich
Einbrecher ihrem Geschäftslokal einen Besuch abgestattet . Die Ver -
brecher hatten versucht , die Ladenkasse zu sprengen , was ihnen aber

glücklicherweise nicht gelungen war . Sie hatten jedoch einen erheb -
lichen Posten teurer Zigarren und Zigaretten mitgenommen , wodurch
die Kriegerfrau erheblichen Schaden erleidet .

ftiis öen Gememöen .
Oeffentliche Massenspeisung in Schöneberg .

Bei der Prüfung der Frage , ob Fahrküchen oder Volksküchen
entschieden sich die städtischen Körperschaften in ihrer Sitzung am

Montag für Einrichtung öffentlicher Speiseanstalten . Dem Schöne -
berger Volksküchcnverein ist die Aufgaibe übertragen worden , die

öffentliche Speisung durchzuführen . Die Speisung soll je nach dem

Bedürfnis durch Einrichtung und Betrieb von Volks - und
Mittel st andsküch en erfüllt werden . Zu Mittelstandsküchen
ist man übergegangen , da diese Einrichtung sich in Hamburg sehr
gut bewährt hat . In diesen Küchen sollen die Selbstkosten durch den

Verkaufspreis ( zirka 60 Pf . ) gedeckt werden . In den Volksküchen
kostet die ganze Portion 35 Pf . , eine kleinere 25 Pf . Die hierbei
erforderlichen Zuschüsse trägt die Stadt , ebenso werden auch die

ersten EinrichtungSkosten für beide Arten Küchen übernommen .

Zur Beschaffung von Vorräten erhält der Verein einen Betriebs -

fonds in Höhe von 150 000 M. Zur Deckung der Einrichtung und

sonstigen Zuschüsse werden außer den bereits bewilligten 50 000 M.
weitere 100 000 M. bewilligt . Die Stadt übernimmt für die weitere

Dauer des Krieges die bisherigen Einrichtungen des Vereins und

seine Vorräte und gibt am Schlüsse des Krieges bzw . beim Aufhören
der Massenspeisungen die dann vorhandenen Einrichtungsgegen -
stände und Vorräte gegen Erstattung des Geldwertes dem Verein

zurück . An der Spitze dieses Vereins für öffentliche Massen -
speisungen steht ein Vorstand , dem zwei Magistratsmitglieder , der
Kämmerer Machowicz , der Dezernent der Lebensmittelver -

sorgung Stadtrat Licht , von der Liberalen Fraktion die Stadtver -
ordneten Brun huber , Meyer , Dr . I a c o b y und von den

Sozialdemokraten Genosse K ü t e r angehören .
Der laufende Betrieb der Volks - und Mittelstandskllchen geht

dom 1. Juni ab auf städtische Rechnung . Eine neue Volksküche
wird Monumentenstraße 35 , während im „ Nollendorfhof " , Bülow -

straße 8, und im „ Nembrandt " , Rembrandt - , Ecke Beckerstratze ,
Mittelstandsküchen eröffnet werden . Außerdem besteht eine Mittel -

standsküche in der Eisenacher - , Ecke Schwäbische Straße und je eine

Volksküche in der Grunewaldstraße 30 und Sedanstraße 81 .

In der Debatte wünschte Bester ( Lib . Fraktion ) in dem Ver -

trage einige Aenderungen , die der Oberbürgermeister D o m i n i -

c u s ersuchte , abzulehnen . Genosse Bern st ein wünschte nur eine
Art von Küchen , und zwar nur Volksküchen , befürwortete aber sonst
den Vertrag . Genosse K ü t e r schloß sich dem an urid betonte , daß
der Stadtverordnetenversammlung mehr Rechte eingeräumt werden

müßten . Wenn im Vorstand ein Stadtverordneter durch seine Kri -
tik sich mißliebig gemacht hat , dann wird bei einer Nachwahl an

seiner Stelle ein anderer gewählt . Das Recht , Neuwahlen vorzu -
nehmen , dürfe aber nur der Stadtverordnetenversammlung zustehen .
Genosse Hoffmann sprach ebenfalls für einheitliche Küchen .
Hievauf wurde der Vertrag genehmigt .

Sodann wurde davon Kenntnis genommen , daß die unentgelt -
liche Behandlung in der Schulzahnklinik von jetzt ab auch auf die

Freischüler und Freischülerinnen der höheren Lehranstalten ausge -
dehnt werden soll . Den Schwestern des Krankenhauses wird mit

Rücksicht auf die durch den Krieg bedingten Mehrleistungen eine

Monatszulage von 10 M. gewährt . Genosse B ä u m le r verlangte ,
daß dieser Betrag den Schwestern zu überweisen sei und nicht dem

Gräfin - Rittberg - Schwesternverein ; der Magistratsvertreter ver -

sprach , die Angelegenheit in dieser Weise zu erledigen .
Die Kraftwagenführer der Straßcnreinigung sollen auf ihren

dienstfreien Sonntag verzichten und für die drei Arbeitsstunden
einen Lohnzuschlag von 100 Proz . erhalten . Genosse K ü t er ver -

langte , den Betrag auf mindestens 150 Proz . zu erhöhen . Der

Magistratsvorschlag gelangte darauf zur Annahme .
Hierauf kam die von dem Magistrat vorgeschlagene Er -

höhungder Teuerungszulage für die städtischen Arbeiter
und Angestellten zur Debatte . Der Etatausschuß beantragte außer
den vorgeschlagenen Sätzen , die Einkoinmensgrenze von 3600 auf
4000 M. zu erhöhen , ferner noch Personen , die ein Einkommen von
- mehr als 4000 M. bis 5000 M. beziehen , eine Kinderzulage von
4 M. für jedes Kind zu gewähren .

Nach der Magistratsvorlage werden nunmehr monatlich erhalten
Arbeiter und Beamte mit einem Jahreseinkommen bis 3000 M. :

Verheiratete ohne Kinder und Ledige mit eigenem Hausstand
12 M. , mit 1 Kind 18 M. , mit 2 Kindern 24 M. , mit 3 Kindern
30 M. , mit 4 Kindern 36 M. und für jedes weitere Kind 6 M. mehr .
Ledige oder Verwitwete ohne eigenen Hausstand erhalten 6 M.

Ferner bekommen monatlich : Verheiratete Arbeiter und Be -
amie ohne Kinder und Ledige mit eigenem Hausstaicd , die ein

Jahreseinkommen von 3001 bis 3600 M. beziehen , 6 M. , mit 1 Kind
10 M. , mit 2 Kindern 14 M. , mit 3 Kindern 13 M. , mit 4 Kindern
22 M.

V» n einer Erhöhung des Lohnzuschlags für Reinmachefrauen in
den Schulen wurde Abstand genommen , da in nächster Zeit eine

Neuordnung stattfindet und eine Gleichstellung mit den Rathaus -
frauen erfolgen soll .

Nachdem Genosse Küter diese Anträge nochmals befürwortete
und ersuchte , auch den Hilfsarbeitern , die fünf Jahre und darüber

tätig sind , eine höhere Entlohnung zu gewähren , wurde die Vorlage
errrftimDrig angenommen . _

■

verantwortlicher Redakteur : Alfred Wielepp , Neukölln . Kür des

Kriegswohlfahrt in Charlottenvurg .
Die Unterstützungen für Kriegerfamilien in Charlottcnburg be -

trugen seit Kriegsbeginn am Ende April d. I . 17 Mill . Mark , die «
jcnigen für Nichlkriegsleilnehmer und deren Familien über ftz Mill .
Mark , sodatz zu diesem Zeilpunkt in Charlottenburg 17ftz Mill .
Mark an Kriegsunterstützungen gezablt wurden . Das ist gegen den
Vormonat mehr 1 300 000 M.

Der Magistrat hat beschlossen , die Gemeindeschule im Grüne -
wald zur Erteilung von Unterricht an Verwundete während des
Sommerhalbjahres 1916 zur Verfügung zu stellen .

Eröffnung der Walderholungsstätte Königsheide .
Der Vaterländische Frauenverein Neukölln Abt . II E. V. teilt

mit , daß die Walderholungsstätte Königsheide bei Baumschulenweg
auch in diesem Jahre trotz der bedeutenden Schwierigkeiten , die der
Beschaffung der Lebensmittel usw . cntgegeustehen , wieder in Beirieb

genommen wird . Als Eröffnungstag ist Freitag , der 2. Juni vor -
gesehen . Die Erbolungsstätle ist wie bisher für den Aufenthalt von
erwachsenen weiblichen Personen und Kindern bestimmt . Als Ver -

pflegungssatz ist für Erwachsene 1 M. täglich , für Kinder 80 Pf . fest -
gesetzt worden . Die Besucher der Erholungsstätte erhalten Mittag -
brot und täglich lli Liter Milch . Die Erholungsstätte ist vom
Bahnhof Baumschulenweg in 20 Minuten Fußweg zu erreichen .
Den Besuchern steht Fahrpreisermäßigung auf der Eisenbahn nach
Erteilung einer Bescheinigung der leitenden Schwester der Anstalt zu.

Aufnahme kann im Bureau der Erholungsstätte Neukölln ,
Richardsir . 118 , Dienstags und Freitags ( 5 —6 Uhr nachmittags )
oder unmittelbar in der Erholungsstätte bei der leitenden Schwester
beantragt werden .

_

Verteilung von Einmachczucker in Neukölln .

Der Bedarf an Zucker für die häusliche Obstverwertung , ins -
besondere für Erdbeeren , Stachelbeeren usw. , jedoch mit Ausschluß
des Kernobstes , wird nach einer Anordnung des Ministeriums für
Handel und Gewerbe besonders zur Verfügung gestellt werden .

Diejenigen Einwohner Neuköllns , die Obst der oben erwähnten Art
für ihre Haushaltungen selbst einmachen wollen , können ihren Zucker -
bedarf für diese Zwecke bis Donnerstag , den 2 5. Mai d. I . ,
bei der zuständigen Brotkommission während der Sprechstunden von
nachmittags 3 bis 7 Uhr anmelden . Bei den geringen Mengen , die

zur Verteilung zur Verfügung stehen , wird zweckmäßig auch auf
Einmachen ohne Zucker Bedacht zu nehmen sein .

Einrichtung einer Kinderkrippe in Pankow .
Mit dem 1. Juni l. I . wird Breitestr . 47 eine Kinderkrippe

vom Berliner Krippenverein eröffnet , zu deren Erhaltung und Ein -

richtung die Gemeindeverwaltung einen erheblichen Beitrag leistet .
Die Krippe soll vorläufig 50 Kindern bis zu einem Alter von
3 Jahren Aufnahme und Pflege gewähren . Mütter , die erwerbs -
tätig sind , können ihre Kinder gegen geringes Wochengeld tagsüber
dort unterbringen , in beschränktem Maße wird auch dauernder Auf -
enthalt gewährt . Es ist zu wünschen , daß dieses Kinderheim , an
besten Verwaltung sich auch einige Genosse » und Genossinnen be -

teiligen , recht viel von arbeitenden Frauen in Anspruch genommen
wird . Besonders die Mitglieder der UntersiützungSkommission werden
auf diese gemeinnützige Einrichtung aufmerksam gemacht . Auskunft
über Aufnahme erteilen unsere Genossen R. B o h n . Kaiser - Friedrich -
Straße 68, R i ß m a n n , Mühlenstr . 30 , und G a ß m a n n , Kreuz -
straße 14.

_

Die 5? leischversorgung in Köpenick .
Die Fleischmenge , die der hiesigen Bevölkerung auf jedem Karten -

abschnitt zugeteilt wurde , beträgt 100 Gramm . ES ficht jedoch zu
erwarten , daß in nächster Zeit 125 Gramm abgegeben werden
Das unangenehme Ausstellen vor den Schlächterläden dürfte durch
die Einteilung der vorhandenen Fleischmengcn beseitigt werden , da

jedem Schlächter das nötige Ouanlum zugewiesen wurde . Die

Fleischentnahme kann in der Folge in der Zeit von 7 —1 Uhr vor -
mittags und 4 —8 Uhr nachmittags und zwar am Montag , Mittwoch ,
Donnerstag und Sonnabend erfolgen . Auch ist den Schlächtern ein
bestimmtes Quantum Fleisch für Zubereitung von Kochwurst zuge -
teilt worden ; Daucriourst darf daraus nicht hergestellt werden .
Diese Kochwurst Ivird nach Maßgabe der vorhandenen Bestände gegen
die betreffenden Kartenabschnilte abgegeben .

Sitzungstage der Stadt - und Gemeindevertretungen .
Martendorf . Donnerstag , den 25. Mal , nachmittags 5 Uhr , im Rat -

haussitzungssaate , Kaiserstraße .
Diese Sipungen sind ösfentlich . Jeder GemelndeangehSrtge ift be¬

rechtigt , ihnen als Zuhörer bcizuwohiicil .

Gerichtszeitung .
Kleine Leute bestohlen .

Eine Massenschwindlerin und Diebin , die in 60 Fällen in

raffiniertester Weise Diebstähle in Wohnungen kleiner Leute

ausgeführt hat , wurde gestern in der Person der Margarete
Charlotte Geier dem Schöffengericht Berlin -
Mitte aus der Untersuchungshaft vorgeführt .

Sie hat sich der verschiedensten Methoden zur Durchführung
ihrer diebischen Pläne bedient . In einigen Fällen hatte sie auf der
Slraße die Bekanntschaft von Frauen gemacht und irgendeinen Vorwand
gefunden , sie in deren Wohnung zu begleiten . In anderen Fällen
suchte sie die Frauen in S ch w e st e r n t r a ch t auf , behauptete ,
daß sie dem Frauenverein angehöre und erkundigte sich nach
ihren Bedürfnissen , um daraufhin eine Unterstützung für sie zu er -
wirken . Dann wieder gab sie sich für die Abgesandte eines Geist -
lichen ans , oder sie erschien als der rettende Engel in der Butternot
und erklärte sich bereir , Butter zu besorgen . In vielen Fällen er -
schien sie bei Frauen , über deren Familienverhältnisse sie gut unter -
richtet war und überbrachte Grüße von Bekannten oder Verwandten
aus dem Felde . Der Schlußeffckt bei allen solchen Besuchen
war immer derselbe : Die Angeklagte bat die Wohnungs -
inbaberin . ihr doch ein Geldstück zu wechseln ; wenn dann
diesem Ersuchen bereitwilligst Folge geleistet worden war
und die Wohnungsinhaberin ihr Portemonnaie neben sich auf
den Tisch gelegt harte , spürte die Angeklagte plötzlich großen Durst ,
die Wohnungsinhaberin ging in die Küche , um ein Glas Wasser zu
holen , die Angeklagte aber benutzte diese Zeit , um sich des Porte¬
monnaies zu bemächtigen und damit so schnell wie möglich zu ver -
schwinden . Die Angeklagte gab sämtliche zur Anklage stehenden
60 Fälle zu. Sie wurde zu einem Jahre Gefängnis ver -
urteilt und ihr ein Monat UiitcrsuchungShaft angerechnet .

Entwendung von Elektrizität .
Der Entwendung elektrischer Kraft war der

Maschinist Johann Heinrich Dietzler in Metz beschuldigt . Das
dortige Landgericht hat ihn jedoch am 23 . Januar von der er -
hobenen Anklage freigesprochen . Er war Vorsteher der Elektrischen
Sammlerladestelle deim Postamt in Metz , wo die Akkumulatoren
geladen wurden . In einem Nebcnroum war eine Anlage zum
Laden der Mikrophone , die aber von der Post nicht mehr
benutzt wurde » . In dieser Anlage hat er mehrmals kleine Sammler ,
die ihm gehörten , geladen , auch einigen Bekannten ihre Akkumu »
latoren für die Nachttischbeleuchtung geladen . Es handelte sich
dabei immer nur um Werte von wenigen Pfennigen , im

ganzen hat der Angeklagte etwa für 1,50 M. elektrische Kraft
entnontmcn . Das Landgericht hat geglaubt , das Gesetz deshalb
nicht anwenden zu können , weil bei der Entnahme ein Leiter nicht
benutzt worden ist . Auf die Revision der Staatsanwaltschaft
hob das Reichsgericht das Urteil auf und verwies die Sache an
das Landgericht zurück , weil das Gesetz rechisirnümlicherweise nicht
angewendet worden ist , obwohl der strafbare Tatbestand ausreichend
festgestellt worden ist .

_
Inseratenteil verantw, : Th . Glocke , Berlin . Druck «. Verlag : » orwärt «

Mus aller Meli .
Bauernschläue .

Das Verbot der Hausschlachtungen hat eigenartige Praktiken
gezeitigt , die Bestimmungen zu umgehen , indem man ' künstliche
N o t s ch l a ch t u n g e n herbeiführt . In Hessen — und anderswo
wird es wohl ähnlich sein — ist man dahinter gekommen , daß
einzelne Landwirte bei ihren schlachtreifen Schweinen vorübergehende
Verdauungsbeschwerden hervorriefen . Als dann die Tiere „ trauerten " ,
lief man schnell zum Fleischbeschauer , beantragte eine Notschlachtung
und hoffte , das so erhaltene Fleisch im eigenen Hausball ver -
wenden oder unter der Hand absetzen zu können . Die Behörden
waren in diesem Falle schlauer als die Bauern . Sie ordneten an ,
daß Notschlachtungen nur nach vorheriger Besichtigung des lebenden
Tieres durch den Kreistierarzl vorgenommen werden dürfen und
daß nach der Schlachtung dennoch einwandfrei befundenes Fleisch
der in Betracht kommenden Fleischvcrleilungsstelle überliefert , nicht
ladenreines Fleisch aber durch die Gemeindeverwaltungen auf der
öffentlichen Freibank verkaust werden muß . Damit der Besitzer des
notgeschlachteten Tieres kein Fleisch zurückbehalten kann , muß die
Notschlachtung unter Aussichl des Fleischbeschauers in öffentlichen
Schlachthäusern oder in den Schlachträumen eines Metzgers ge -
schehen .

Derartige Anordnungen sollten allgemein erlassen werden .

Vorsicht beim Pilzesammeln .
Die Gefahr , beim Pilzesammeln auch giftige Sorten mit auf -

zulesen und sich durch den Genuß derselben in schwere Lebensgefahr
zu bringen , ist trotz aller Belehrungsversuche noch groß genug . Nach
Angaben , die der Gymnasialoberlehrer Dr . Dittrich - Breslau in der
Deutschen Botanischen Gesellschaft machte , sind im Jahre 1915
248 Pilzvergiftungen zur Kenntnis der Behörden gekommen .
85 Fälle halten den Tod zur Folge , in 163 Fällen gesundeten die
Erkrankten wieder . Die meisten Vergiftungen verursachte der Genuß
des Knollenblätterschwammcs , der von den Sammlern häufig mit
dem Grünreizker verwechselt wird . 247 Pilzvergiftungen waren auf
den Genutz selbstgesammelter Pilze zurückzuführen , nur in einem
einzigen Falle waren die giftigen Pilze auf dem Markte gekauft
lvorden . Wer also nicht pilzkundig ist , sollte das Sammeln unter -
lasten oder es nur unter Anleitung von geübten Pilzsuchern tun .

Ohne Weib und ohne — Speck .

Im Friedeberger „ Oueistalboten " zeigte ein verlassener Ehe -
mann an : Achtung ! Mit für 17 Mark Räucherspeck
davongelaufen ist meine Frau Klara Frieß . Dieselbe be¬
findet sich als Hilfsivirtschafterin bei Lidwina Hofsmann in
Birkicht . Ich warne jeden , der Person etwas zu borgen , da ich
Schulden für dieselbe nicht bezahle . Hausbesitzer Hermann Frieß ,
Gcppersdorf , Kreis Löwenberg .

Hätte die Frau doch wenigstens den Speck dagelassen . Aber
nun auch noch den schmerz ! O, ihr Weiber ! ! !

Zwei Jahre Gefängnis für einen Postrüuber . Der Landbricf -
träger Max Scherz in Lukau , der , wie wir seinerzeit mit -
teilten , am 26 . Januar als Postschaffner eine ihm . übergebene Geld¬
sendung von 23 000 M. mit dem Behältnis sich aneignete und einen
Postraub vorzutäuschen suchte , wurde von der Kottbuser Straf -
kammer zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt .

Verurteilung eineS vierfachen Mörders . Das Schwurgericht in
D a n z i g verurteilte den Schmied P a s ch k o w s k i zum Tode .
Paschkowski hatte Ende Oktober v. I . in Hoch st ü b I a u bei
Preußisch - Stargard die Ehefrau des im Felde befindlichen Mühlen -
besitzcrs Schwedowski , dessen Schwiegermutter , eine Frau
B lo ckus sowie dessen 14 - und 3jährigen Söhne vorsätzlich gelötet ,
die Wohnung ausgeraubt und dann in Brand gesteckt . Zwei Tage
vor seiner Verurteilung hatte Paschkowski in seiner Gefängniszelle
einen Selbstmordversuch gemacht , indem er mit verborgen
gehaltenen Streichhölzern sein Bett anzündete und sich da hinauf -
legte . Das Vorhaben wurde vereitelt , da der Braird sofort bemerkt
worden war .

Zwei Schutzleute von einem Einbrecher ermordet . In Z o p p o t
bei Danzig wurden in der Nacht zum Dienstag zwei Schutzleute von
einein Einbrecher ermordet . Sie wurden , nachdem sie den Einbrecher
zur Wache gebracht hatten , in der Wachtstube erschossen ausgcsundcn .
Der Täter ist entflohen . _

Eingegangene Druckschristen .
Der Neue Merkur . Monatsschrift für geistiges Leben . Heraus -

geber : E. Frisch . Jährlich 15 M. G. Müller . München .
Vieh - und Gctrctdemonopol in Oesterreich . Ein Vorschlag von

PH. Gras v. Gudenus . 15 S. Buchhandlung I . Leon ien. , Klagcnsmt .
Karte der Länder und Völker Europas . „Volkstuni und Staaten -

bildung " . Von Pros . Dr . D. Schäser . 2 M. D. Reimer , Berlin LIV 48.

Sriefkasten üer Redaktion .
Dle Illrifttlche Eprechslunde stndet für Llbonnenten Llndenftr . Z, IT. ®oI

rechts , parterre , am Montag blS Freitag von t bis 7 Nor, am Sonnabend
von 5 bis 6 Uhr statt . Jeder sllr den Brietlasten bestimmten Anfrage
ist ein Buchstabe und eine Ladt als Merlzeichen beizufügen . BriefUchs
Antwort wird nicht erteilt . Anfragen , denen leine AbonnemenISauUrnng
beigefügt ist , werden nicht bcantworlet . Eilige Fragen trage man in der
Sprechstunde dor. Berträge , Schrisistüchc und dergleichen bringe mar in die
Sprechstunde mit .

Rauchverbot 3. 1. Soviel uns bekannt , ist ein solches Verbot von
der Berufsgenossenschaft erlassen . 2. 45 Mark . •— R. 09 . Eine Rekla¬
mation wäre zwecklos ; da Sie ein Eintoinincn über SM M. tährlich haben ,
müssen Sie Steuein zablcn . — Ztz. $ ch . 86 . Für den Besitz des Eise ncn
Kreuzes wird bis jetzt keine besondere Zuwendung gemacht . — F. V. 1000 .
Es ist nicht notwendig , daß Sie erst Miete rückständig bleiben . Verständigen
Sie sich mit der Wirtin . MietSzilschuß haben Sie vom 1. Juni an zu be-
anspruchen . 2. Der Zuschuß beträgt 12. 50 M. Die Wirtin müßte 10 — 25
Prozent herablassen . 3. Die staatliche Unterstützung beträgt 22,50 M : die
kommunale ebensoviel . 4. Die Mietsuntcritützuiig kann Jlmen in diesem
Falle verweigert werden . 5. Sie müssen unter Vorlegung des Unlcrsliitzungs -
schcincS Antrag bei der Steuerkasse stellen . — Erna # 00 . Da Sie das
Klageobjckt nicht angegeben haben , können wir nicht sagen , ob die Kosten
richtig berechnet sind . Wahrscheinlich aber ist das der Fall . — R. M. CO. 3( .
Wenn Bedürftigkeit vorliegt , erhält Ihre Frau die Unterstützung . —
— P . 15 . Dem Hauswirt steht das Kündigungsrccht zum 1. Oktober
zu. Er kann nicht verpstichtct werden , den Vertrag mit Ihnen
zu verlängern . — Rotzmann , Slckerstrastc . Es empfiehlt sich.
sofort Antrag aus Auszahlung der Löhnung stir Ihren in
russischer Gefangenschaft befindlichen Ehemann zu stellen . Der
Antrag muß beim Ersatzbataillon desjenigen Regime - ts gestellt
werden , zu dem Ihr Mann eingezogen wurde . — Kny . In zwei
Jahren . — M. K. 22 . La ; Sie dürscn die Briese , die an Ihren Ehe -
mann gerichtet sind , nicht einbebalten und öffnen . — F. R. 40 . Zur
Erlangung der ärztlichen Bescheinigung muß der Sohn sirfx beim Vor¬
gesetzten beschweren , wenn der Arzt ihm die Ausstellung des Scheines ver¬
weigert . — A. Sehl . 36 . Die Steuersordmmng ist nicht verjährt .
Sie sind zur Zahlung verpflichtet . Unter Darlegung Ihrer Ver .
hältniffe konnten Sie um Stundung beziehungsweise Ratenzahlung
einkommen , sonst könnte Psändung vorgenommen werden . — X. Ja .

öriefkasten üer Expedition .
Patienten in Beelitz , Buch und anderen Heilstätten . Diejenigen unserer

klbonnenten , die noch während des ganzen nächsten Monats in der Heil -
statte bleiben , wollen ihrem bisherigen Spediteur wegen der
Ucberweisung von Freiexemplaren sofort ihre genaue Adresse
sAbteilung , Pavillon usw. ) einsenden , da bei verspäteter Bestellung die
ersten Nummern des neuen Monats von der Post nicht geliefert werden .
Alle Adressen müssen jeden Monat neu eingesandt werden .

Zuchö ruckerei n, Verlagsanstalt Paul Singer & Co� Berlin SW .
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